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Wir über uns 
 
Unser Verein ist hervorgegangen aus dem seit 11 Jahren arbeitenden  
„Arbeitskreis der Lehrerinnen und Lehrer in Verwaltungsfachklassen in 
Niedersachsen“. 
 

Er wurde 2002 in Hannover als gemeinnütziger Verein gegründet, um  eine 
breitere Basis für eine effektive Förderung des Berufsschulunterrichts in 
Verwaltungsfachklassen zu schaffen. 
 
Was wir wollen 
 
Vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedingungen (neue 
Ausbildungsverordnung, Verwaltungsreform, verstärkter Wettbewerb um gute 
Nachwuchskräfte)  wollen wir den Einsatz der Berufsbildenden Schulen für die  
 
Qualitätsentwicklung 
in der schulischen Ausbildung der Verwaltungsfachangestellten fördern: 
 
• Kompetenzförderung für Lehrkräfte an Berufsschulen  
 

• stärkere Verzahnung von Theorie und Praxis im Berufsschulunterricht 
 

• Förderung und Unterstützung der Lernortkooperation 
 
Wir engagieren uns für ein Profil dieses Ausbildungsberufes, das sich an den 
Zielen der Ausbildungsverordnung, des Ausbildungsrahmenplanes und des 
Rahmenlehrplanes orientiert.  
 
Wir orientieren uns an den personalwirtschaftlichen Zielen der Verwaltungspra-
xis. 
 
Was wir bieten 
 
Informationsbörse 
Wir stellen ausbildungsrelevante Informationen zur Verfügung: veröffentlichte 
Prüfungskonzepte, Stoffverteilungspläne,  Absprachen zwischen den Lernorten 
usw. 
 

Ideenbörse  
Wir bieten ein Forum für Projektideen, Organisationsmodelle, didaktische und 
methodische Konzepte usw. 
 

Fortbildungsbörse  
Wir vermitteln Fortbildungsangebote Dritter und bieten selbst Fortbildungsveran-
staltungen an. 
 

Materialienbörse  
Wir informieren über ausbildungsrelevante Fachliteratur und erprobte 
Unterrichtskonzepte, außerdem bieten wir eine Plattform für die Vorstellung 
neuer Lehrbücher, Materialiensammlungen usw. 
 
Fachtagungen 
Wir bieten die Möglichkeit, Kontakte aufzubauen und sich von kompetenten 
Referenten über ausbildungsrelevante Themen informieren. 
 



 
 
 
 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
  
der Landtag hat die Änderungen zur NGO beschlossen und das Innenministerium die GemHKVO 
erlassen. Als Anhang füge ich die GemHKVO vom 22.12.2005 bei. Weiterhin füge ich eine Auszug 
aus der NGO (Stand 15.11.2005) bei, der von Herrn Rose erstellt wurde. 
  
Für 2006 wünsche ich Ihnen und Ihren Familien alles Gute, vor allem Gesundheit. 
  
Mit freundlichen Grüßen 

Ingo Windhorst 
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Niedersächsische
Gemeindeordnung (NGO)
vom 22.8.1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert am
15.11.2005 (Nds. GVBl. S. 352)

- Auszug -

§ 1 Gemeindliche Selbstverwaltung
(1) Die Gemeinde ist die Grundlage des demokratischen Staates.
Sie verwaltet in eigener Verantwortung ihre Angelegenheiten im
Rahmen der Gesetze mit dem Ziel, das Wohl ihrer Einwohnerin-
nen und Einwohner zu fördern.
(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften.
§ 2 Aufgaben der Gemeinden
(1) Die Gemeinden sind in ihrem Gebiet die ausschließlichen
Träger der gesamten öffentlichen Aufgaben, soweit die Gesetze
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen. Sie stellen in den
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für ihre Einwohnerinnen o-
der Einwohner erforderlichen sozialen, kulturellen und wirtschaft-
lichen öffentlichen Einrichtungen bereit.
(2) Sonderverwaltungen sollen neben der Gemeindeverwaltung
grundsätzlich nicht bestehen. Bestehende Sonderverwaltungen
sind möglichst in die Gemeindeverwaltung zu überführen.
§ 3 Aufbringung und Bewirtschaftung der Mittel
(1) Die Gemeinden haben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben not-
wendigen Mittel nach Maßgabe der Gesetze aus eigenen Ein-
nahmen aufzubringen. Sie haben ihr Vermögen und ihre Ein-
künfte so zu verwalten, daß unter pfleglicher Behandlung der
Steuerkraft die Gemeindefinanzen gesund bleiben.
(2) Soweit die eigenen Einnahmen nicht ausreichen, stellt das
Land die erforderlichen Mittel durch übergemeindlichen Finanz-
ausgleich zur Verfügung. Bei der Prüfung der Finanzkraft einer
Gemeinde ist die Steuerkraftmeßzahl zu berücksichtigen.
§ 4 Eigener Wirkungskreis
(1) Zum eigenen Wirkungskreis gehören alle Angelegenheiten
der örtlichen Gemeinschaft sowie die Aufgaben, die den Ge-
meinden durch Gesetz oder sonstige Rechtsvorschrift als eigene
zugewiesen sind. Neue Pflichten können den Gemeinden nur
durch Gesetz auferlegt werden; dabei ist gleichzeitig die Aufbrin-
gung der Mittel sicherzustellen.
(2) In die Rechte der Gemeinden kann nur auf Grund eines Ge-
setzes eingegriffen werden. Verordnungen zur Durchführung sol-
cher Gesetze bedürfen, soweit sie nicht von der Landesregierung
erlassen werden, der Zustimmung des Innenministeriums.
(3) Im eigenen Wirkungskreis sind die Gemeinden nur an die Ge-
setze und sonstigen Rechtsvorschriften gebunden.
§ 5 Übertragener Wirkungskreis
(1) Den Gemeinden können durch Gesetz staatliche Aufgaben
zur Erfüllung nach Weisung übertragen werden (Aufgaben des
übertragenen Wirkungskreises); dabei sind die erforderlichen
Mittel zur Verfügung zu stellen.
(2) Aufgaben der Gemeinden auf Grund von Bundesgesetzen,
die das Land im Auftrage des Bundes ausführt oder zu deren
Ausführung die Bundesregierung Einzelweisungen erteilen kann,
gehören zum übertragenen Wirkungskreis.
(3) Die Gemeinden sind zur Geheimhaltung aller Angelegenhei-
ten verpflichtet, deren Geheimhaltung allgemein vorgeschrieben
oder im Einzelfall von der dazu befugten staatlichen Behörde an-
geordnet ist. Verwaltungsvorschriften, die dazu dienen, die Ge-
heimhaltung sicherzustellen, gelten nach näherer Bestimmung
des Innenministeriums auch für die Gemeinden.
(4) Die Gemeinden stellen die Dienstkräfte und Einrichtungen zur
Verfügung, die für die Erfüllung der Aufgaben des übertragenen
Wirkungskreises erforderlich sind. Ihnen fließen die mit diesen
Aufgaben verbundenen Einnahmen zu.
(5) Hat die Gemeinde bei der Erfüllung von Aufgaben des über-
tragenen Wirkungskreises eine Maßnahme auf Grund einer Wei-
sung der Fachaufsichtsbehörde getroffen und wird die Maßnah-
me aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen aufgehoben, so
erstattet das Land der Gemeinde alle notwendigen Kosten, die
ihr durch die Ausführung der Weisung entstanden sind.

§ 6 Satzungsgewalt
(1) Die Gemeinden können im Rahmen der Gesetze ihre eigenen
Angelegenheiten durch Satzung regeln. Im übertragenen Wir-
kungskreis können Satzungen auf Grund besonderer gesetzli-
cher Ermächtigung erlassen werden.
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nem Gebot oder Verbot einer Satzung zuwiderhandelt, soweit die
Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße
bis zu 5 000 Euro geahndet werden. Verwaltungsbehörde im
Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist die Gemeinde.
(3) Satzungen sind von der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister zu unterzeichnen und öffentlich bekanntzumachen. Das
Innenministerium wird ermächtigt, durch Verordnung die Form
der öffentlichen Bekanntmachung von Satzungen einschließlich
der Ersatzbekanntmachung von Plänen, Karten und sonstigen
Anlagen sowie die Form der öffentlichen Auslegung von Satzun-
gen und Satzungsentwürfen zu regeln. Dabei können unter-
schiedliche Regelungen für Gemeinden verschiedener Größen-
ordnung getroffen, die Bekanntmachung in bestimmten Verkün-
dungsblättern vorgesehen und Gebietskörperschaften zur Ein-
richtung von Verkündungsblättern verpflichtet werden.
(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften, die in diesem Gesetz enthalten oder auf Grund
dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen, so
ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber
der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und
der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Die
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Satzungen, die vor dem 1.
Juli 1982 in Kraft getreten sind; die in Satz 1 genannte Frist be-
ginnt an diesem Tage.
(5) Satzungen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist,
mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das
Verkündungsblatt ausgegeben worden ist.
(6) Jedermann hat das Recht, Satzungen einschließlich aller An-
lagen und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten einzu-
sehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden
Kosten Abschriften geben zu lassen.
(7) Die Absätze 3 bis 6 gelten entsprechend für den Flächennut-
zungsplan und für Verordnungen der Gemeinde.
§ 22 Rechte und Pflichten der Einwohnerinnen und Einwoh-
ner
(1) Die Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde sind im
Rahmen der bestehenden Vorschriften berechtigt, die öffentli-
chen Einrichtungen der Gemeinde zu benutzen, und verpflichtet,
die Gemeindelasten zu tragen.
(2) Grundbesitzende und Gewerbetreibende, die ihren Wohnsitz
nicht in der Gemeinde haben, sind in gleicher Weise berechtigt,
die öffentlichen Einrichtungen zu benutzen, die in der Gemeinde
für Grundbesitzende und Gewerbetreibende bestehen, und ver-
pflichtet, für ihren Grundbesitz oder Gewerbebetrieb im Gemein-
degebiet zu den Gemeindelasten beizutragen.
(3) Die Vorschriften gelten entsprechend für juristische Personen
und Personenvereinigungen.
§ 40 Zuständigkeit des Rats
(1) Der Rat beschließt ausschließlich über
1. die Aufstellung von Richtlinien, nach denen die Verwaltung

geführt werden soll,
2. die Bestimmung des Namens, einer besonderen Bezeich-

nung, des Wappens, der Flagge und des Dienstsiegels der
Gemeinde sowie die Benennung von Gemeindeteilen, von
Straßen und Plätzen,

3. Gebietsänderungen und den Abschluß von Gebietsände-
rungsverträgen,

4. den Erlaß, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen
und Verordnungen,

5. die abschließende Entscheidung über die Aufstellung, Ände-
rung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen,
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6. die Verleihung und Entziehung von Ehrenbezeichnungen ein-
schließlich des Ehrenbürgerrechts,

7. die Festsetzung öffentlicher Abgaben (Gebühren, Beiträge,
Steuern) und allgemeiner privatrechtlicher Entgelte,

8. den Erlass der Haushaltssatzung, das Haushaltssicherungs-
konzept, über- und außerplanmäßige Aufwendungen, Aus-
zahlungen und Verpflichtungen nach Maßgabe der §§ 89 und
91 sowie das Investitionsprogramm,

9. den Jahresabschluss, den konsolidierten Gesamtabschluss,
die Zuführung zu Überschussrücklagen (§ 95 Abs.1 Satz 1)
und die Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters,

10.die Errichtung, Gründung, Übernahme, wesentliche Erweite-
rung, teilweise oder vollständige Veräußerung, Aufhebung o-
der Auflösung von Unternehmen, von kommunalen Anstalten
und von Einrichtungen im Rahmen des Wirtschaftsrechts, ins-
besondere von Eigenbetrieben, von Gesellschaften und von
anderen Vereinigungen in einer Rechtsform des privaten
Rechts,

10a. die Beteiligung an gemeinsamen kommunalen Anstalten
sowie die Beteiligung an Gesellschaften und anderen Vereini-
gungen in einer Rechtsform des privaten Rechts, die Ände-
rung des Beteiligungsverhältnisses, den Abschluss von sons-
tigen Rechtsgeschäften im Sinne von § 115 sowie die Wirt-
schaftsführung von Einrichtungen als Eigenbetriebe oder als
selbständige Einrichtungen im Sinne von § 110,

11.die Verfügung über Gemeindevermögen, insbesondere
Schenkungen und Darlehenshingaben, die Veräußerung oder
Belastung von Grundstücken und die Veräußerung von An-
teilen an einem Unternehmen mit eigener Rechtspersönlich-
keit; ausgenommen sind Rechtsgeschäfte, deren Vermö-
genswert eine von der Hauptsatzung bestimmte Höhe nicht ü-
bersteigt,

12.die Verpachtung von Unternehmen und Einrichtungen der
Gemeinde oder solchen, an denen die Gemeinde beteiligt ist,
sowie die Übertragung der Betriebsführung dieser Unterneh-
men und Einrichtungen auf Dritte,

13.Richtlinien für die Aufnahme von Krediten (§ 92 Abs. 1 Satz
2),

13a. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Ge-
währverträgen, die Bestellung von Sicherheiten für Dritte so-
wie diejenigen Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten Ver-
pflichtungen oder der Aufnahme von Krediten wirtschaftlich
gleich zu achten sind; davon ausgenommen bleiben Rechts-
geschäfte im Rahmen der laufenden Verwaltung,

14.die Umwandlung von Gemeindegliedervermögen in freies
Gemeindevermögen sowie die Veränderung der Nutzungs-
rechte an Gemeindegliedervermögen,

15.die Mitgliedschaft in kommunalen Zusammenschlüssen,
16.die Errichtung, die Umwandlung des Zwecks, die Zusam-

menlegung und die Aufhebung von Stiftungen sowie die Ver-
wendung des Stiftungsvermögens,

17.die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche
Verpflichtung besteht,

18.Verträge der Gemeinde mit Ratsmitgliedern, sonstigen Mit-
gliedern von Ausschüssen, von Stadtbezirksräten und von
Ortsräten oder mit der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister, es sei denn, daß es sich um Verträge auf Grund einer
förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden
Verwaltung handelt, deren Vermögenswert einen in der
Hauptsatzung bestimmten Betrag nicht übersteigt.

(2) Der Rat beschließt über Angelegenheiten, für die der Ver-
waltungsausschuß, der Werksausschuß oder nach § 62 Abs. 1
Nr. 6 die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister zuständig ist,
wenn er sich im Einzelfall die Beschlußfassung vorbehalten hat.
In der Hauptsatzung kann sich der Rat die Beschlußfassung
auch für bestimmte Gruppen solcher Angelegenheiten vorbehal-
ten. Der Rat kann über die in Satz 1 genannten Angelegenheiten
ferner dann beschließen, wenn sie ihm vom Verwaltungsauss-
chuß zur Beschlußfassung vorgelegt werden.
(3) Der Rat überwacht die Durchführung seiner Beschlüsse sowie
den sonstigen Ablauf der Verwaltungsangelegenheiten. Er kann
zu diesem Zweck von dem Verwaltungsausschuß und von der
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister die erforderlichen Aus-

künfte verlangen. Zum Zwecke der Überwachung kann jede
Ratsfrau oder jeder Ratsherr von der Bürgermeisterin oder dem
Bürgermeister die erforderlichen Auskünfte in allen Angelegen-
heiten der Gemeinde verlangen. Auf Verlangen von einem Viertel
der Mitglieder des Rates oder von einer Fraktion oder Gruppe ist
einzelnen Ratsfrauen oder Ratsherren Einsicht in die Akten zu
gewähren. Diese Rechte gelten nicht für Angelegenheiten, die
der Geheimhaltung unterliegen (§ 5 Abs. 3 Satz 1).
(4) Der Rat kann die ihm nach Absatz 3 zustehenden Befugnisse
auf den Verwaltungsausschuß übertragen.
§ 41 Einberufung des Rates
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister lädt die übrigen
Ratsmitglieder unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich oder
durch ein elektronisches Dokument; die Geschäftsordnung kann
die Form der Einladung regeln. Die Ladungsfrist beträgt eine
Woche. Die Geschäftsordnung kann für Eilfälle eine kürzere La-
dungsfrist vorsehen; auf die Abkürzung ist in der Ladung hinzu-
weisen.
(2) Die erste Sitzung findet binnen eines Monats nach Beginn der
Wahlperiode statt; zu ihr beruft die oder der älteste der bisheri-
gen Vertreterinnen oder Vertreter (§ 61 Abs. 7 Satz 1) ein, wenn
die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister noch nicht in das
Amt berufen ist. Im Übrigen ist der Rat einzuberufen, sooft die
Geschäftslage es erfordert. Die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister hat den Rat unverzüglich einzuberufen,
1. wenn es ein Drittel der Ratsmitglieder oder der Verwaltungs-

ausschuss unter Angabe des Beratungsgegenstandes ver-
langt,

2. wenn die letzte Ratssitzung länger als drei Monate zurück-
liegt und eine Ratsfrau oder ein Ratsherr die Einberufung
unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.

(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister stellt die Tages-
ordnung auf. Wird die Tagesordnung von einer ehrenamtlichen
Vertreterin oder einem ehrenamtlichen Vertreter aufgestellt, so ist
das Benehmen mit der allgemeinen Vertreterin oder dem allge-
meinen Vertreter herzustellen; diese oder dieser kann verlangen,
dass ein bestimmter Punkt auf die Tagesordnung gesetzt wird. In
dringlichen Fällen kann die Tagesordnung zu Beginn der Sitzung
durch Beschluß des Rates mit einer Mehrheit von zwei Driffeln
seiner Mitglieder erweitert werden.
(4) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen sind ortsüblich
bekanntzumachen, sofern der Rat nicht zu einer nichtöffentlichen
Sitzung einberufen wird.
§ 55 c Aufgaben des Stadtbezirksrates
(1) Soweit nicht der Rat nach § 40 Abs. 1 ausschließlich zustän-
dig ist und soweit es sich nicht um Aufgaben handelt, die nach §
62 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 der Bürgermeisterin oder dem Bürger-
meister obliegen, entscheidet der Stadtbezirksrat unter Beach-
tung der Belange der gesamten Stadt in folgenden Angelegen-
heiten:
1. Unterhaltung, Ausstattung und Benutzung der im Stadtbezirk

gelegenen öffentlichen Einrichtungen, wie Schulen, Bücherei-
en, Kindergärten, Jugendbegegnungsstätten, Sportanlagen,
Altenheime, Friedhöfe und ähnliche soziale und kulturelle Ein-
richtungen, deren Bedeutung über den Stadtbezirk nicht hi-
nausgeht,

2. Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und Aus-
bau sowie Unterhaltung und Instandsetzung von Straßen,
Wegen und Plätzen, deren Bedeutung über den Stadtbezirk
nicht hinausgeht, einschließlich der Beleuchtungseinrichtun-
gen,

3. Pflege des Ortsbildes sowie Unterhaltung und Ausgestaltung
der Park- und Grünanlagen, deren Bedeutung nicht wesent-
lich über den Stadtbezirk hinausgeht,

4. Förderung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Vereini-
gungen im Stadtbezirk,

5. Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Hei-
matpflege und des Brauchtums sowie Pflege der Kunst im
Stadtbezirk,

6. Pflege vorhandener Paten- und Partnerschaften,
7. Märkte, deren Bedeutung nicht wesentlich über den Stadtbe-

zirk hinausgeht,
8. Repräsentation des Stadtbezirks,
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9. Information und Dokumentation in Angelegenheiten des
Stadtbezirks.

Durch die Hauptsatzung können dem Stadtbezirksrat weitere An-
gelegenheiten des eigenen Wirkungskreises zur Entscheidung ü-
bertragen werden. § 62 Abs. 1 Nr. 6 gilt entsprechend.
(2) Dem Stadtbezirksrat sind die für die Erledigung seiner Aufga-
ben erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das Recht des
Rates zum Erlaß der Haushaltssatzung wird dadurch nicht be-
rührt. Die Stadtbezirksräte sind jedoch insoweit bei den Beratun-
gen der Haushaltssatzung rechtzeitig zu hören.
(3) Der Stadtbezirksrat ist zu allen wichtigen Fragen des eigenen
und des übertragenen Wirkungskreises, die den Stadtbezirk in
besonderer Weise berühren, rechtzeitig zu hören. Das Anhö-
rungsrecht besteht vor der Beschlußfassung des Rates oder des
Verwaltungsausschusses insbesondere in folgenden Angelegen-
heiten:
1. Planung und Durchführung von Investitionsvorhaben im

Stadtbezirk,
2. Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Flä-

chennutzungsplans sowie von Satzungen nach dem Bauge-
setzbuch (BauGB), soweit sie sich auf den Bezirk erstrecken,

3. Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Aufhe-
bung von öffentlichen Einrichtungen im Stadtbezirk,

4. Ausbau und Umbau sowie Benennung und Umbenennung
von Straßen, Wegen und Plätzen,

5. Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von Grundver-
mögen der Gemeinde, soweit es im Stadtbezirk gelegen ist,

6. Änderung der Grenzen des Stadtbezirks,
7. Aufstellung der Vorschlagsliste für Schöffen, Wahl der für den

Stadtbezirk zuständigen Schiedsperson.
Auf Verlangen des Stadtbezirksrates hat die Bürgermeisterin o-
der der Bürgermeister für den Stadtbezirk eine Einwohnerver-
sammlung durchzuführen.
(4) In der Bauleitplanung ist der Stadtbezirksrat spätestens nach
Abschluß des Verfahrens zur Beteiligung der Behörden und
Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind (§ 4 BauGB), anzu-
hören. Der Rat kann allgemein oder im Einzelfall bestimmen, daß
bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von
Bebauungsplänen von räumlich auf den Stadtbezirk begrenzter
Bedeutung die Entscheidung über Art und Weise der Beteiligung
der Bürgerinnen und Bürger an der Bauleitplanung (§ 3 BauGB)
und den Verzicht darauf dem Stadtbezirksrat übertragen wird.
(5) Der Stadtbezirksrat kann in allen Angelegenheiten, die den
Stadtbezirk betreffen, Vorschläge machen, Anregungen geben
und Bedenken erheben. Über die Vorschläge muß das zuständi-
ge Gemeindeorgan innerhalb von vier Monaten entscheiden. Bei
der Beratung der Angelegenheit im Rat, im Verwaltungsauss-
chuß oder in einem Ratsausschuß hat die Bezirksbürgermeiste-
rin, der Bezirksbürgermeister, die Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter das Recht, gehört zu werden; dasselbe gilt für die Be-
ratung von Stellungnahmen, die der Stadtbezirksrat bei einer An-
hörung nach den Absätzen 3 und 4 abgegeben hat.
§ 55 g Aufgaben des Ortsrats
(1) Der Ortsrat wahrt die Belange der Ortschaft und wirkt auf ihre
gedeihliche Entwicklung innerhalb der Gemeinde hin. Soweit
nicht der Rat nach § 40 Abs. 1 ausschließlich zuständig ist und
soweit es sich nicht um Aufgaben handelt, die nach § 62 Abs. 1
Nrn. 3 bis 5 der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister oblie-
gen, entscheidet der Ortsrat unter Beachtung der Belange der
gesamten Gemeinde in folgenden Angelegenheiten:
1. Unterhaltung, Ausstattung und Benutzung der in der Ortschaft

gelegenen öffentlichen Einrichtungen, wie Büchereien, Kin-
dergärten, Jugendbegegnungsstätten, Sportanlagen, Dorfge-
meinschaftshäuser, Friedhöfe und ähnliche soziale und kultu-
relle Einrichtungen, deren Bedeutung über die Ortschaft nicht
hinausgeht, mit Ausnahme der Schulen,

2. Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und Aus-
bau sowie Unterhaltung und Instandsetzung von Straßen,
Wegen und Plätzen, deren Bedeutung über die Ortschaft nicht
hinausgeht, einschließlich der Beleuchtungseinrichtungen,

3. Pflege des Ortsbildes sowie Unterhaltung und Ausgestaltung
der örtlichen Park- und Grünanlagen, deren Bedeutung nicht
wesentlich über die Ortschaft hinausgeht,

4. Förderung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Vereini-
gungen in der Ortschaft,

5. Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Hei-
matpflege und des Brauchtums in der Ortschaft,

6. Pflege vorhandener Patenschaften und Partnerschaften,
7. Repräsentation der Ortschaft.
Durch die Hauptsatzung können dem Ortsrat weitere Angelegen-
heiten des eigenen Wirkungskreises zur Entscheidung übertra-
gen werden. § 62 Abs. 1 Nr. 6 gilt entsprechend.
(2) Dem Ortsrat sind die für die Erledigung seiner Aufgaben er-
forderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Das Recht des Rates
zum Erlaß der Haushaltssatzung wird dadurch nicht berührt. Die
Ortsräte sind jedoch insoweit bei den Beratungen der Haushalts-
satzung rechtzeitig zu hören.
(3) Der Ortsrat ist zu allen wichtigen Fragen des eigenen und des
übertragenen Wirkungskreises, die die Ortschaft in besonderer
Weise berühren, rechtzeitig zu hören. Das Anhörungsrecht be-
steht vor der Beschlußfassung des Rates oder des Verwaltungs-
ausschusses insbesondere in folgenden Angelegenheiten:
1. Planung und Durchführung von Investitionsvorhaben in der

Ortschaft,
2. Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung des Flä-

chennutzungsplans sowie von Satzungen nach dem Bauge-
setzbuch, soweit sie sich auf die Ortschaft beziehen,

3. Errichtung, Übernahme, wesentliche Änderungen und Aufhe-
bung von öffentlichen Einrichtungen in der Ortschaft,

4. Ausbau und Umbau sowie Benennung und Umbenennung
von Straßen, Wegen und Plätzen,

5. Veräußerung, Vermietung und Verpachtung von Grundver-
mögen der Gemeinde, soweit es in der Ortschaft belegen ist,

6. Änderung der Grenzen der Ortschaft,
7. Aufstellung der Vorschlagsliste für Schöffen, Wahl der für die

Ortschaft zuständigen Schiedsperson.
Auf Verlangen des Ortsrates hat die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister eine Einwohnerversammlung für die Ortschaft
durchzuführen.
(4) Der Ortsrat kann in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft
betreffen, Vorschläge machen, Anregungen geben und Beden-
ken erheben. Über die Vorschläge muß das zuständige Gemein-
deorgan innerhalb von vier Monaten entscheiden. Bei der Bera-
tung der Angelegenheit im Rat, im Verwaltungsausschuß oder in
einem Ratsausschuß hat die Ortsbürgermeisterin, der Ortsbür-
germeister, die Stellvertreterin oder der Stellvertreter das Recht,
gehört zu werden.
(5) Umfang und Inhalt der Entscheidungs- und Anhörungsrechte
des Ortsrats können durch Beschluß des Rats, der der Mehrheit
von zwei Dritteln seiner Mitglieder bedarf, in der Hauptsatzung
abweichend geregelt werden, soweit dies auf Grund der beson-
deren örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist.
§ 57 Zuständigkeit
(1) Der Verwaltungsausschuß bereitet die Beschlüsse des Rats
vor. Eine vorherige Beratung der betreffenden Angelegenheiten
im Rat wird dadurch nicht ausgeschlossen.
(2) Der Verwaltungsausschuß beschließt über diejenigen Ange-
legenheiten, die nicht der Beschlußfassung des Rates, des
Stadtbezirksrates, des Ortsrates oder des Werksausschusses
bedürfen und die nicht nach § 62 der Bürgermeisterin oder dem
Bürgermeister obliegen. Er beschließt daneben über Angelegen-
heiten nach § 62 Abs. 1 Nr. 6, wenn er sich im Einzelfall die
Beschlußfassung vorbehalten hat. Er kann auch über die in Satz
2 genannten Angelegenheiten beschließen, wenn sie ihm von der
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister zur Beschlußfassung
vorgelegt werden. Er kann ferner über Angelegenheiten, für die
der Werksausschuß zuständig ist, beschließen, wenn dieser sie
ihm zur Beschlußfassung vorlegt.
(3) Der Verwaltungsausschuß beschließt über Widersprüche in
Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises, sofern nicht die
Zuständigkeit des Rates gegeben ist, weil er in dieser Angele-
genheit entschieden hatte, oder gesetzlich etwas anderes be-
stimmt ist.



NGO Seite 4

☺ www.joachimrose.de - (NGO.doc 05.12.05) - alle Angaben ohne Gewähr

(4) Der Verwaltungsausschuß kann seine Zuständigkeit in Ein-
zelfällen oder für Gruppen von Angelegenheiten auf die Bürger-
meisterin oder den Bürgermeister übertragen..
(5) Der Verwaltungsausschuß wirkt darauf hin, daß die Tätigkeit
der Ausschüsse aufeinander abgestimmt wird.
§ 59 Sitzungen
(1) Der Verwaltungsausschuß ist von der Bürgermeisterin oder
dem Bürgermeister nach Bedarf einzuberufen. Sie oder er hat ihn
einzuberufen, wenn es ein Drittel der Beigeordneten unter Anga-
be des Beratungsgegenstandes verlangt.
(2) Die Sitzungen des Verwaltungsausschusses sind nicht öffent-
lich. Die Hauptsatzung kann bestimmen, daß jede Ratsfrau und
jeder Ratsherr berechtigt ist an den Sitzungen des Verwaltungs-
ausschusses als Zuhörerin oder Zuhörer teilzunehmen. Für Zu-
hörerinnen und Zuhörer gilt § 26 entsprechend.
(3) Beschlüsse können im Umlaufverfahren gefaßt werden, wenn
kein Mitglied widerspricht.
(4) Im übrigen gelten für das Verfahren des Verwaltungsaus-
schusses die für das Verfahren des Rates geltenden Vorschriften
sinngemäß. Soweit das Verfahren des Rates in der vom Rat er-
lassenen Geschäftsordnung geregelt ist, kann diese für das Ver-
fahren des Verwaltungsausschusses Abweichendes bestimmen.
Die Geschäftsordnung kann außerdem die Ladungsfrist abwei-
chend von § 41 Abs. 1 regeln.
§ 61 Wahl, Amtszeit und Vertretung
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister wird von den
Bürgerinnen und Bürgern nach den Vorschriften des Niedersäch-
sischen Kommunalwahlgesetzes über die Direktwahl gewählt.
Die Amtszeit beträgt acht Jahre.
(2) Die Wahl findet innerhalb von sechs Monaten
1. vor dem Ablauf der Amtszeit der bisherigen Amtsinhaberin o-

der des bisherigen Amtsinhabers,
2. vor dem Eintritt der bisherigen Amtsinhaberin oder des bishe-

rigen Amtsinhabers in den Ruhestand infolge Erreichens der
Altersgrenze,

3. vor dem Beginn des Ruhestandes der bisherigen Amtsinhabe-
rin oder des bisherigen Amtsinhabers nach § 61 b Satz 3

statt. Scheidet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister aus
einem anderen als den in Satz 1 Nrn. 2 und 3 genannten Grün-
den vorzeitig aus dem Amt aus, so wird die neue Bürgermeisterin
oder der neue Bürgermeister innerhalb von sechs Monaten nach
dem Ausscheiden gewählt. Die Wahl kann bis zu drei Monate
später und in den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1 und 2 bis zu drei
Monate früher stattfinden als in den Sätzen 1 und 3 vorgeschrie-
ben, wenn dadurch die gemeinsame Durchführung mit einer an-
deren Wahl ermöglicht wird.
(3) Wählbar ist, wer am Wahltag das 23., aber noch nicht das 65.
Lebensjahr vollendet hat, nach § 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wählbar
und nicht nach § 35 Abs. 2 von der Wählbarkeit ausgeschlossen
ist und die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheit-
lich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes
für die Bundesrepublik Deutschland eintritt.
(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist hauptamtlich
tätig. Sie oder er ist Beamtin oder Beamter auf Zeit. Das Beam-
tenverhältnis wird mit dem Tag der Annahme der Wahl begrün-
det, jedoch nicht vor Ablauf des Tages, an dem die Amtszeit der
bisherigen Amtsinhaberin oder des bisherigen Amtsinhabers en-
det oder die bisherige Amtsinhaberin oder der bisherige Amtsin-
haber infolge Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand tritt.
Ist die Wahl unwirksam, so wird kein Beamtenverhältnis begrün-
det; § 18 Abs. 4 Satz 2 und § 20 des Niedersächsischen Beam-
tengesetzes (NBG) gelten entsprechend. Die Bürgermeisterin o-
der der Bürgermeister führt in kreisfreien und großen selbststän-
digen Städten die Bezeichnung Oberbürgermeisterin oder Ober-
bürgermeister. Das Beamtenverhältnis auf Zeit endet mit dem
Amtsantritt der Nachfolgerin oder des Nachfolgers. Die Bürger-
meisterin oder der Bürgermeister ist nicht verpflichtet, sich einer
Wiederwahl zu stellen.
(5) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister wird in der auf
die Begründung des Beamtenverhältnisses folgenden Sitzung
des Rates durch eine ehrenamtliche Vertreterin oder einen eh-
renamtlichen Vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters vereidigt. Ist eine ehrenamtliche Vertreterin oder ein eh-
renamtlicher Vertreter noch nicht gewählt worden, so nimmt das

älteste anwesende, hierzu bereite Ratsmitglied die Vereidigung
vor.
(6) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten
ehrenamtliche Vertreterinnen oder Vertreter der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der repräsentativen
Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und
des Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der
Tagesordnung, der Leitung der Sitzungen des Verwaltungsaus-
schusses, der Verpflichtung der Ratsfrauen und Ratsherren und
ihrer Pflichtenbelehrung vertreten. Der Rat bestimmt die Reihen-
folge der Vertretung, wenn sie bestehen soll. Die Vertreterinnen
und Vertreter führen in kreisfreien und großen selbstständigen
Städten die Bezeichnung Bürgermeisterin oder Bürgermeister, in
den übrigen Gemeinden die Bezeichnung stellvertretende Bür-
germeisterin oder stellvertretender Bürgermeister. Der Rat kann
die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter abberufen. Der Be-
schluss bedarf der Mehrheit der Mitglieder des Rates.
(7) Für die in Absatz 7 Satz 1 nicht genannten Fälle der Vertre-
tung hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister eine allge-
meine Vertreterin oder einen allgemeinen Vertreter.1 In der
Hauptsatzung kann die Vertretung für bestimmte Aufgabenge-
biete besonders geregelt werden.
(8) Soweit nicht einer Beamtin oder einem Beamten auf Zeit das
Amt der allgemeinen Vertreterin oder des allgemeinen Vertreters
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters übertragen ist, be-
auftragt der Rat auf Vorschlag der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters eine Beamtin oder einen Beamten der Gemeinde mit
der allgemeinen Vertretung. In Gemeinden mit bis zu 5.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern kann eine Angestellte oder ein An-
gestellter damit beauftragt werden; das Gleiche gilt in größeren
Gemeinden, solange eine geeignete Beamtin oder ein geeigneter
Beamter nicht vorhanden ist.
§ 62 Zuständigkeit
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat
1. die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses, der Stadtbe-

zirksräte und der Ortsräte vorzubereiten; bei der Vorbereitung
der Beschlüsse des Verwaltungsausschusses soll sie oder er
die Ausschüsse des Rates beteiligen,

2. die Beschlüsse des Rates, des Verwaltungsausschusses, der
Stadtbezirksräte und der Ortsräte auszuführen und die ihr o-
der ihm vom Verwaltungsausschuß übertragenen Aufgaben
zu erfüllen,

3. über Maßnahmen auf dem Gebiet der Verteidigung ein-
schließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung und der sonsti-
gen in § 5 Abs. 2 genannten Aufgaben sowie über gewerbe-
rechtliche und immissionsschutzrechtliche Genehmigungen zu
entscheiden,

4. Aufgaben, die der Geheimhaltung unterliegen (§ 5 Abs. 3 Satz
1), zu erfüllen,

5. Weisungen der Kommunal- und der Fachaufsichtsbehörden
auszuführen, soweit dabei kein Ermessensspielraum gegeben
ist,

6. die nicht unter die Nummern 1 bis 5 fallenden Geschäfte der
laufenden Verwaltung zu führen.

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister leitet und beauf-
sichtigt den Geschäftsgang der Verwaltung; sie oder er regelt im
Rahmen der Richtlinien des Rates die Geschäftsverteilung. Sie
oder er ist Dienststellenleiterin oder Dienststellenleiter im Sinne
der Geheimhaltungsvorschriften und wird im Sinne dieser Vor-
schriften durch die Kommunalaufsichtsbehörde ermächtigt.
(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Rat, den
Verwaltungsausschuß und, soweit es sich um Angelegenheiten
eines Stadtbezirks oder einer Ortschaft handelt, den Stadtbe-
zirksrat oder den Ortsrat über wichtige Angelegenheiten zu unter-
richten. Über wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses
berichtet sie oder er dem Rat alsbald. Die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister unterrichtet die Einwohnerinnen und Einwoh-
ner in geeigneter Weise über wichtige Angelegenheiten der Ge-
meinde. Bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Gemeinde
soll sie oder er die Einwohnerinnen und Einwohner rechtzeitig
und umfassend über die Grundlagen, Ziele, Zwecke und Auswir-
kungen unterrichten. Die Unterrichtung ist so vorzunehmen, daß

                                                          
1
 Hinweis: hier ist Abs. 6 Satz 1 gemeint, denn in der Änderung vom 22.04.2005 wurde

der Abs. 7 zum Abs. 6, dabei ist diese Anpassung im neuen Abs. 7 unterblieben
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Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung besteht. Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister soll zu diesem Zwecke Ein-
wohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile
des Gemeindegebiets durchführen. Das Nähere regelt die
Hauptsatzung. Vorschriften über eine förmliche Beteiligung oder
Anhörung bleiben unberührt. Ein Verstoß gegen die Unterrich-
tungspflicht berührt die Rechtmäßigkeit der Entscheidung nicht.
(4) Über wichtige Angelegenheiten, die der Geheimhaltung unter-
liegen (§ 5 Abs. 3 Satz 1), sind nur die Stellvertreterinnen und
Stellvertreter nach § 61 Abs. 7 zu unterrichten.
§ 63 Repräsentative Vertretung, Rechts- und Verwaltungsge-
schäfte
(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegt die re-
präsentative Vertretung der Gemeinde. Sie oder er vertritt die
Gemeinde nach außen in Rechts- und Verwaltungsgeschäften
sowie in gerichtlichen Verfahren. Die Vertretung der Gemeinde in
Organen und sonstigen Gremien von juristischen Personen und
Personenvereinigungen gilt nicht als Vertretung der Gemeinde
nach außen im Sinne des Satzes 2.
(2) Erklärungen, durch die die Gemeinde verpflichtet werden soll,
sind, sofern sie nicht gerichtlich oder notariell beurkundet wer-
den, nur rechtsverbindlich, wenn sie von der Bürgermeisterin o-
der dem Bürgermeister handschriftlich unterzeichnet wurden oder
von ihr oder ihm in elektronischer Form mit der dauerhaft über-
prüfbaren qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind.
(3) Wird für ein Geschäft oder einen Kreis von Geschäften eine
Bevollmächtigte oder ein Bevollmächtigter bestellt, so gelten für
die Bevollmächtigung die Vorschriften für Verpflichtungserklärun-
gen entsprechend. Die im Rahmen dieser Vollmachten abgege-
benen Erklärungen bedürfen, sofern sie nicht gerichtlich oder
notariell beurkundet werden, der Schriftform oder müssen in e-
lektronischer Form mit der dauerhaft überprüfbaren qualifizierten
elektronischen Signatur versehen sein.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Geschäfte der laufenden
Verwaltung.
(5) Ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister noch nicht in
das Amt berufen, so obliegt die repräsentative Vertretung der
Gemeinde vor der ersten Sitzung des Rates der oder dem ältes-
ten der bisherigen Vertreterinnen oder Vertreter nach § 61 Abs. 7
Satz 1.
§ 66 Eilentscheidungen
In dringenden Fällen, in denen die vorherige Entscheidung des
Rates nicht eingeholt werden kann, entscheidet der Verwaltungs-
ausschuß. Kann im Falle des Satzes 1 und in anderen Fällen die
vorherige Entscheidung des Verwaltungsausschusses nicht ein-
geholt werden und droht der Eintritt erheblicher Nachteile oder
Gefahren, so trifft die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister im
Einvernehmen mit einer Vertreterin oder einem Vertreter nach §
61 Abs. 7 die notwendigen Maßnahmen.2 Sie oder er hat den Rat
und den Verwaltungsausschuß unverzüglich zu unterrichten. Ei-
ne Anhörung nach § 55c Abs. 3 Sätze 1 und 2, § 55g Abs. 3 Sät-
ze 1 und 2 sowie § 55h Abs. 1 Satz 6 kann vor Eilentscheidun-
gen unterbleiben.
§ 72 Aufgaben
...
(5) Die Samtgemeinden bestimmen den Rechnungsstil der
Haushaltswirtschaft ihrer Mitgliedsgemeinden und führen deren
Kassengeschäfte; sie veranlagen und erheben für diese die Ge-
meindeabgaben und die privatrechtlichen Entgelte. Richten sie
ein Rechnungsprüfungsamt ein, so tritt dieses für die Mitglieds-
gemeinden an die Stelle des Rechnungsprüfungsamts des Land-
kreises ( § 120 Abs. 2).
...
(7) Die Mitgliedsgemeinden haben ihre Haushaltssatzungen der
Kommunalaufsichtsbehörde über die Samtgemeinde vorzulegen.
Die Samtgemeinde leitet die Haushaltssatzung innerhalb von
zwei Wochen weiter; der Samtgemeindeausschuss kann dazu
eine Stellungnahme abgeben. Die Mitgliedsgemeinde ist über die
Stellungnahme zu unterrichten.
(8) Vereinbarungen zwischen den Mitgliedsgemeinden einer
Samtgemeinde und der Samtgemeinde über eine gemeinsame

                                                          
2
 Hinweis: hier ist § 61 Abs. 6 NGO gemeint, denn in der Änderung vom 22.04.2005

wurde der Abs. 7 zum Abs. 6, dabei ist die Anpassung in § 66 NGO unterblieben

Bewirtschaftung ihrer Liquiditätskredite (§ 94) und über die ge-
genseitige Verrechnung von Liquiditätskreditzinsen bedürfen der
Schriftform. Für die Geldanlage (§ 96 Abs. 2 Satz 2) gilt Satz 1
entsprechend.
§ 82 Allgemeine Haushaltsgrundsätze, Haushaltsausgleich
(1) Die Gemeinden haben ihre Haushaltswirtschaft so zu planen
und zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert
ist.
(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu füh-
ren.
(3) Die Haushaltswirtschaft ist nach Maßgabe dieses Gesetzes
und aufgrund dieses Gesetzes erlassener Rechtsvorschriften
nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung im Rech-
nungsstil der doppelten Buchführung zu führen.
(4) Der Haushalt soll in jedem Haushaltsjahr in Planung und
Rechnung ausgeglichen sein. Er ist ausgeglichen, wenn der Ge-
samtbetrag der ordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der or-
dentlichen Aufwendungen und der Gesamtbetrag der außeror-
dentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der außerordentlichen
Aufwendungen entspricht. Daneben sind die Liquidität der Ge-
meinde sowie die Finanzierung ihrer Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen sicherzustellen.
(5) Die Verpflichtung nach Absatz 4 Sätze 1 und 2 gilt als erfüllt,
wenn ein voraussichtlicher Fehlbetrag in der Ergebnisrechnung
mit entsprechenden Überschussrücklagen (§ 95 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 1 und 2) verrechnet werden kann oder nach der mittelfristi-
gen Ergebnis- und Finanzplanung die vorgetragenen Fehlbeträge
spätestens im zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr ausge-
glichen werden können. Eine Verrechnung von Fehlbeträgen des
ordentlichen und außerordentlichen Ergebnisses mit der um
Rücklagen, Sonderposten und Ergebnisvorträge bereinigten
Nettoposition nach Absatz 7 Satz 1 (Basisreinvermögen) ist un-
zulässig. Abweichend von Satz 2 können Fehlbeträge mit dem
Basisreinvermögen bis zur Höhe von Überschüssen, die in Vor-
jahren nach Absatz 7 Satz 3 in Basisreinvermögen umgewandelt
wurden, verrechnet werden, wenn ein Abbau der Fehlbeträge
trotz Ausschöpfung aller Ertrags- und Sparmöglichkeiten nicht
auf andere Weise möglich ist.
(6) Kann der Haushaltsausgleich nicht erreicht werden, so ist ein
Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. Darin ist festzulegen,
innerhalb welchen Zeitraums der Haushaltsausgleich erreicht,
wie der ausgewiesene Fehlbetrag abgebaut und wie das Entste-
hen eines neuen Fehlbetrags in künftigen Jahren vermieden
werden soll. Das Haushaltssicherungskonzept ist spätestens mit
der Haushaltssatzung zu beschließen und der Kommunalauf-
sichtsbehörde mit der Haushaltssatzung vorzulegen. Ist nach
Satz 1 ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen und war
dies bereits für das Vorjahr der Fall, so ist über den Erfolg der
Haushaltssicherungsmaßnahmen ein Haushaltssicherungsbe-
richt beizufügen. Auf Anforderung der Kommunalaufsichtsbehör-
de erstellt die für die Rechnungsprüfung zuständige Stelle eine
Stellungnahme zu dem Haushaltssicherungsbericht.
(7) Die Überschussrücklagen sind Teil des die Schulden und
Rückstellungen übersteigenden Vermögens (Nettoposition). Ih-
nen werden die Jahresüberschüsse durch Beschluss über den
Jahresabschluss zugeführt. Überschussrücklagen dürfen in Ba-
sisreinvermögen umgewandelt werden, wenn keine Fehlbeträge
aus Vorjahren abzudecken sind, der Haushalt ausgeglichen ist
und nach der geltenden mittelfristigen Ergebnis- und Finanzpla-
nung keine Fehlbeträge zu erwarten sind.
(8) Die Gemeinde darf sich über den Wert ihres Vermögens hin-
aus nicht verschulden. Ist in der Planung oder der Rechnung er-
kennbar, dass die Schulden das Vermögen übersteigen, so ist
hierüber die Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich zu unter-
richten.
§ 83 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung
(1) Die Gemeinden erheben Abgaben nach den gesetzlichen
Vorschriften.
(2) Die Gemeinden haben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Finanzmittel
1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für

die von ihnen erbrachten Leistungen,
2. im Übrigen aus Steuern
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zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht ausrei-
chen.
(3) Die Gemeinden dürfen Kredite nur aufnehmen, wenn eine
andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich un-
zweckmäßig wäre.
§ 84 Haushaltssatzung
(1) Die Gemeinden haben für jedes Haushaltsjahr eine Haus-
haltssatzung zu erlassen.
(2) In der Haushaltssatzung sind festzusetzen
1. der Haushaltsplan unter Angabe des jeweiligen Gesamtbetra-

ges
a) im Ergebnishaushalt: der ordentlichen Erträge und der or-

dentlichen Aufwendungen sowie der außerordentlichen
Erträge und der außerordentlichen Aufwendungen,

b) im Finanzhaushalt: der Einzahlungen und der Auszahlun-
gen aus laufender Verwaltungstätigkeit, der Einzahlungen
und der Auszahlungen für Investitionstätigkeit sowie der
Einzahlungen und der Auszahlungen aus der Finanzie-
rungstätigkeit,

c) der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
sowie

d) der Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen,
die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investiti-
onen und Investitionsförderungsmaßnahmen belasten
(Verpflichtungsermächtigungen),

2. der Höchstbetrag der Liquiditätskredite und
3. die Steuersätze, wenn sie nicht in einer anderen Satzung

festgesetzt sind.
Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die sich auf die Erträge,
Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie den Stel-
lenplan für das Haushaltsjahr beziehen.
(3) Die Haushaltssatzung wird am Tag nach dem Ende der öf-
fentlichen Auslegung des Haushaltsplans (§ 86 Abs. 2 Satz 3),
frühestens mit Beginn des Haushaltsjahres rechtswirksam und
gilt für das Haushaltsjahr. Sie kann Festsetzungen für zwei
Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, enthalten.
(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit nicht für einzelne
Bereiche durch Gesetz oder Verordnung etwas anderes be-
stimmt ist.
§ 85 Haushaltsplan
(1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für die Erfül-
lung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich
1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen,
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlun-

gen und
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.
Die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft der Sondervermö-
gen der Gemeinden bleiben unberührt.
(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnishaushalt und einen
Finanzhaushalt zu gliedern. Der Stellenplan für die Beamtinnen
und Beamten, Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter ist Teil
des Haushaltsplans.
(3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft
der Gemeinden. Er ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und der
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die
Haushaltsführung verbindlich. Ansprüche und Verbindlichkeiten
Dritter werden durch ihn weder begründet noch aufgehoben.
§ 86 Erlaß der Haushaltssatzung
(1) Die vom Rat beschlossene Haushaltssatzung ist mit ihren
Anlagen der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Vorlage
soll spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres er-
folgen.
(2) Enthält die Haushaltssatzung genehmigungspflichtige Teile,
so darf sie erst nach Erteilung der Genehmigung bekanntge-
macht werden. Haushaltssatzungen ohne genehmigungspflichti-
ge Teile sind frühestens einen Monat nach der Vorlage an die
Kommunalaufsichtsbehörde bekanntzumachen, sofern nicht die
Kommunalaufsichtsbehörde die Satzung beanstandet. Im An-
schluß an die öffentliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung
ist der Haushaltsplan mit seinen Anlagen an sieben Tagen öf-

fentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf die Ausle-
gung hinzuweisen.
§ 87 Nachtragshaushaltssatzung
(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtragshaushalts-
satzung geändert werden, die spätestens bis zum Ablauf des
Haushaltsjahres zu beschließen ist. Für die Nachtragshaushalts-
satzung gelten die Vorschriften für die Haushaltssatzung ent-
sprechend.
(2) Die Gemeinden haben unverzüglich eine Nachtragshaus-
haltssatzung zu erlassen, wenn
1. sich zeigt, daß trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein er-

heblicher Fehlbetrag entstehen wird und der Haushaltsaus-
gleich nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung erreicht
werden kann,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen o-
der Auszahlungen bei einzelnen Haushaltspositionen in einem
im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen oder Gesamtaus-
zahlungen erheblichen Umfang entstehen oder geleistet wer-
den müssen.

(3) Absatz 2 Nr. 2 findet keine Anwendung auf
1. die Umschuldung von Krediten,
2. höhere Personalaufwendungen und Personalauszahlungen,

die auf Grund gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften
zwingend erforderlich sind,

3. Aufwendungen und Auszahlungen für Instandsetzung und für
Ersatzbeschaffungen, die zeitlich und sachlich unabweisbar
sind.

§ 88 Vorläufige Haushaltsführung
(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres
noch nicht rechtswirksam (§ 84 Abs. 3 Satz 1), so dürfen die
Gemeinden
1. Aufwendungen entstehen lassen und Auszahlungen leisten,

zu denen sie rechtlich verpflichtet sind oder die für die Wei-
terführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind, und in
diesem Rahmen insbesondere Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen, für die im Haushaltsplan eines Vor-
jahres Beträge vorgesehen waren, fortsetzen,

2. Abgaben nach den in der Haushaltssatzung des Vorjahres
festgesetzten Sätzen erheben,

3. Kredite umschulden.
(2) Reichen die Finanzierungsmittel für die Fortsetzung der Bau-
ten, der Beschaffungen und der sonstigen Leistungen des Fi-
nanzhaushalts nach Absatz 1 Nr. 1 nicht aus, so dürfen die Ge-
meinden mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde Kre-
dite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis
zur Höhe eines Viertels des Gesamtbetrages der in der Haus-
haltssatzung des Vorjahres vorgesehenen Kreditermächtigung
aufnehmen. § 92 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
(3) Während der vorläufigen Haushaltsführung gilt der Stellen-
plan des Vorjahres weiter.
§ 89 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-
zahlungen
(1) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen sind nur zulässig, wenn sie zeitlich und sachlich unabweisbar
sind; ihre Deckung muss gewährleistet sein. In Fällen von uner-
heblicher Bedeutung entscheidet die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister. Im übrigen gilt für die Zustimmung des Rats § 66
entsprechend. Die Unterrichtung des Rats und des Verwaltungs-
ausschusses in Fällen von unerheblicher Bedeutung erfolgt spä-
testens mit der Vorlage des Jahresabschlusses.
(2) Für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die
im folgenden Haushaltsjahr fortgesetzt werden, sind überplan-
mäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn ihre Deckung
erst im folgenden Haushaltsjahr gewährleistet ist. .Absatz 1 Satz
2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung auf
Maßnahmen, durch die später über- oder außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen entstehen können.
(4) § 87 Abs. 2 bleibt unberührt.
(5) Nicht im Haushaltsplan veranschlagte Abschreibungen oder
die veranschlagten Abschreibungen überschreitende Abschrei-
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bungen werden von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister
ermittelt und in die Erstellung des Jahresabschlusses einbezo-
gen. Absatz 1 findet hierbei keine Anwendung.
§ 90 Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung
(1) Die Gemeinden haben ihrer Haushaltswirtschaft eine mittel-
fristige Ergebnis- und Finanzplanung für fünf Jahre zugrunde zu
legen. Das erste Planungsjahr ist das Haushaltsjahr, das dem
Haushaltsjahr vorangeht, für das die Haushaltssatzung gelten
soll.
(2) In der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung sind Um-
fang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Aufwendun-
gen und Auszahlungen und die Deckungsmöglichkeiten darzu-
stellen.
(3) Als Grundlage für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzpla-
nung ist ein Investitionsprogramm aufzustellen, in das die geplan-
ten Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen aufgenommen werden.
(4) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung und das Inves-
titionsprogramm sind jährlich der Entwicklung anzupassen und
fortzuführen.
(5) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung ist dem Rat mit
dem Entwurf der Haushaltssatzung vorzulegen.
§ 91 Verpflichtungsermächtigungen
(1) Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitio-
nen und für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jah-
ren dürfen unbeschadet des Absatzes 5 nur eingegangen wer-
den, wenn der Haushaltsplan hierzu ermächtigt.
(2) Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel zu Lasten
der dem Haushaltsjahr folgenden drei Jahre veranschlagt wer-
den, in Ausnahmefällen bis zum Abschluß einer Maßnahme; sie
sind nur zulässig, wenn die Finanzierung der aus ihrer Inan-
spruchnahme entstehenden Auszahlungen in den künftigen
Haushalten gesichert erscheint.
(3) Verpflichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende des
Haushaltsjahres und darüber hinaus bis zum Wirksamwerden der
Haushaltssatzung für das nächste Haushaltsjahr (§ 84 Abs. 3
Satz 1).
(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen bedarf
im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde, soweit in den Jahren, zu deren Lasten
sie veranschlagt werden, insgesamt Kreditaufnahmen vorgese-
hen sind.
(5) Verpflichtungen im Sinne des Absatzes 1 dürfen über- und
außerplanmäßig eingegangen werden, wenn sie unabweisbar
sind und der in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag
der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird. § 89
Abs. 1 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend.
§ 92 Kredite
(1) Kredite dürfen unter der Voraussetzung des § 83 Abs. 3 nur
für Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Um-
schuldung aufgenommen werden; sie sind als Einzahlungen im
Finanzhaushalt zu veranschlagen. Die Gemeinde hat Richtlinien
für die Aufnahme von Krediten aufzustellen.
(2) Der Gesamtbetrag der im Finanzhaushalt vorgesehenen Kre-
ditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmi-
gung der Kommunalaufsichtsbehörde (Gesamtgenehmigung).
Die Genehmigung soll nach den Grundsätzen einer geordneten
Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt werden; sie kann unter
Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Sie ist in der Regel zu
versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden
Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht im Einklang stehen.
(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das Haus-
haltsjahr folgenden Jahres und darüber hinaus bis zum Wirk-
samwerden der Haushaltssatzung für das übernächste Haus-
haltsjahr (§ 84 Abs. 3 Satz 1).
(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamtbetrag
nach Absatz 2 genehmigt worden ist, bedarf der Genehmigung
der Kommunalaufsichtsbehörde (Einzelgenehmigung), sobald die
Kreditaufnahmen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft beschränkt worden
sind. Die Einzelgenehmigung kann nach Maßgabe der Kreditbe-
schränkungen versagt werden.

(5) Durch Verordnung der Landesregierung kann die Aufnahme
von Krediten von der Genehmigung (Einzelgenehmigung) der
Kommunalaufsichtsbehörde abhängig gemacht werden mit der
Maßgabe, daß die Genehmigung versagt werden kann, wenn die
Kreditbedingungen die Entwicklung am Kreditmarkt ungünstig
beeinflussen oder die Versorgung der Gemeinden mit wirtschaft-
lich vertretbaren Krediten stören könnten.
(6) Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaft-
lich einer Kreditverpflichtung gleichkommt, bedarf der Genehmi-
gung der Kommunalaufsichtsbehörde. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich für die
Begründung von Zahlungsverpflichtungen im Rahmen der lau-
fenden Verwaltung.
(7) Die Gemeinden dürfen zur Sicherung des Kredits keine Si-
cherheiten bestellen. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Aus-
nahmen zulassen, wenn die Bestellung von Sicherheiten der
Verkehrsübung entspricht.
§ 93 Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte
(1) Die Gemeinden dürfen keine Sicherheiten zugunsten Dritter
bestellen. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zu-
lassen.
(2) Die Gemeinden dürfen Bürgschaften und Verpflichtungen aus
Gewährverträgen nur im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben ü-
bernehmen. Die Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung
der Kommunalaufsichtsbehörde.
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den darin
genannten Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleichkommen, ins-
besondere für die Zustimmung zu Rechtsgeschäften Dritter, aus
denen den Gemeinden in künftigen Haushaltsjahren Aufwendun-
gen entstehen oder Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlun-
gen erwachsen können.
(4) Rechtsgeschäfte nach den Absätzen 2 und 3, die
1. die Gemeinde zur Förderung des Städte- und Wohnungsbaus

eingeht oder
2. für den Haushalt der Gemeinde keine besondere Belastung

bedeuten,
bedürfen keiner Genehmigung. Diese Rechtsgeschäfte sind im
Anhang zum Jahresabschluss darzustellen. Rechtsgeschäfte
nach Satz 1 Nr. 1 mit erheblichen Auswirkungen auf die Finanz-
wirtschaft sind in einem Vorbericht des Haushaltsplans zu erläu-
tern; erhebliche Besonderheiten aus ihrer Abwicklung und
Rechtsgeschäfte, die im Vorbericht noch nicht erläutert worden
sind, sind im Anhang zum Jahresabschluss zu erläutern.
(5) Bei Rechtsgeschäften nach den Absätzen 2 und 3 haben die
Gemeinden sich vorzubehalten, daß sie oder ihre Beauftragten
jederzeit prüfen können, ob
1. die Voraussetzungen für die Kreditzusage oder ihre Erfüllung

vorliegen oder vorgelegen haben,
2. im Falle der Übernahme einer Gewährleistung eine Inan-

spruchnahme der Gemeinde in Betracht kommen kann oder
die Voraussetzungen für eine solche vorliegen oder vorgele-
gen haben.

Die Gemeinden können mit Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde davon absehen, sich das Prüfungsrecht vorzube-
halten.
§ 94 Liquiditätskredite
(1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen können die
Gemeinden Liquiditätskredite bis zu dem in der Haushaltssat-
zung festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, soweit der Kasse
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Diese Ermächtigung
gilt über das Haushaltsjahr hinaus bis zur Rechtswirksamkeit der
neuen Haushaltssatzung (§ 84 Abs. 3 Satz 1). Satz 2 gilt auch für
einen in der neuen noch nicht rechtswirksamen Haushaltssat-
zung höher festgesetzten Höchstbetrag, soweit er den Betrag
nach Absatz 2 nicht übersteigt.
(2) Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag be-
darf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wenn er
ein Sechstel der im Verwaltungshaushalt veranschlagten Ein-
nahmen übersteigt.3

                                                          
3
 gemeint ist: „Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag bedarf der Ge-

nehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wenn er ein Sechstel der im Finanzhaus-
halt veranschlagten Einzahlungen überschreitet.“
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§ 95 Rücklagen, Rückstellungen
(1) Die Gemeinde bildet
1. eine Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnis-

ses und
2. eine Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Er-

gebnisses.
Weitere zweckgebundene Rücklagen sind zulässig.
(2) Die Gemeinde bildet Rückstellungen für Verpflichtungen, die
dem Grunde nach zu erwarten, aber deren Höhe oder Fälligkeit
noch ungewiss sind.
§ 96 Erwerb, Verwaltung und Nachweis des Vermögens,
Wertansätze
(1) Die Gemeinden sollen Vermögensgegenstände nur erwerben,
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer Zeit erfor-
derlich ist.
(2) Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich
zu verwalten und ordnungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanla-
gen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen ei-
nen angemessenen Ertrag bringen.
(3) Für die Verwaltung und Bewirtschaftung von Gemeindewal-
dungen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes und die hierfür
geltenden besonderen Rechtsvorschriften.
(4) Das Vermögen ist in der Bilanz getrennt nach dem immate-
riellen Vermögen, dem Sachvermögen, dem Finanzvermögen
und den liquiden Mitteln auszuweisen. Die Vermögensgegens-
tände sind mit dem Anschaffungs- oder Herstellungswert, ver-
mindert um die darauf basierenden Abschreibungen anzusetzen;
die kommunalabgabenrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.
Kann der Anschaffungs- oder Herstellungswert eines Vermö-
gensgegenstandes bei der Aufstellung der ersten Eröffnungsbi-
lanz nicht mit vertretbarem Aufwand ermittelt werden, so gilt der
auf den Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt rückindizierte
Zeitwert am Stichtag der ersten Eröffnungsbilanz als Anschaf-
fungs- oder Herstellungswert. Bei der Ausweisung von Vermö-
gen, das nach den Regeln über die Bewertung von Vermögen in
der Bilanz ausnahmsweise mit dem Zeitwert als Anschaffungs-
oder Herstellungswert ausgewiesen wird, werden in Höhe der
Differenz zwischen dem Zeitwert und dem fortgeführten tatsächli-
chen Anschaffungs- oder Herstellungswert, wenn dieser nicht
verfügbar ist, zu dem rückindizierten Anschaffungs- oder Her-
stellungswert (Satz 3), Sonderposten für den Bewertungsaus-
gleich gebildet. Abschreibungen für Vermögen, das nach Satz 4
mit dem Zeitwert als dem Anschaffungs- oder Herstellungswert
nachgewiesen wird, sind auf der Basis des Zeitwerts vorzuneh-
men; gleichzeitig wird der nach Satz 4 passivierte Sonderposten
ergebniswirksam aufgelöst und mit der Abschreibung verrechnet.
Schulden sind zu ihrem Rückzahlungsbetrag und Rückstellungen
nur in Höhe des Betrages anzusetzen, der nach sachgerechter
Beurteilung notwendig ist.
§ 97 Veräußerung von Vermögen
(1) Die Gemeinden dürfen Vermögensgegenstände, die sie zur
Erfüllung ihrer Aufgaben in absehbarer Zeit nicht brauchen, ver-
äußern. Vermögensgegenstände dürfen in der Regel nur zu ih-
rem vollen Wert veräußert werden.
(2) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegens-
tandes gilt Absatz 1 entsprechend.
(3) Wenn die Gemeinden
1. Vermögensgegenstände unentgeltlich veräußern wollen oder
2. Sachen, die einen besonderen wissenschaftlichen, geschicht-

lichen oder künstlerischen Wert haben, veräußern wollen,
haben sie dies zu begründen und die Begründung zu dokumen-
tieren. Erhebliche Auswirkungen dieser Veräußerungen auf die
Finanzwirtschaft sind in einem Vorbericht zum Haushaltsplan
und, falls es sich um abgewickelte und noch nicht erläuterte Vor-
gänge handelt, im Anhang zum Jahresabschluss zu erläutern.
§ 98 Gemeindekasse
(1) Die Gemeinde richtet eine Gemeindekasse ein. Der Gemein-
dekasse obliegt die Abwicklung der Zahlungen der Gemeinde
(Kassengeschäfte).
(2) Die Gemeinde hat eine für die Erledigung der Kassenge-
schäfte verantwortliche Person und eine Person für deren Stell-
vertretung zu bestellen (Kassenleitung).

(3) Der Kassenleitung darf nicht angehören, wer
1. befugt ist, Kassenanordnungen zu erteilen,
2. mit der Rechnungsprüfung beauftragt ist oder
3. mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, der oder

dem für das Finanzwesen insgesamt zuständigen Bedienste-
ten oder mit einer zur Rechnungsprüfung beauftragten Person
a) bis zum dritten Grade verwandt,
b) bis zum zweiten Grade verschwägert oder
c) durch Ehe oder durch eine Lebenspartnerschaft nach dem

Lebenspartnerschaftsgesetz verbunden
ist.
(4) Die in der Gemeindekasse Beschäftigten dürfen Kassenan-
ordnungen nicht erteilen.
(5) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister überwacht die
Gemeindekasse (Kassenaufsicht). Sie oder er kann die Kassen-
aufsicht einer oder einem Gemeindebediensteten übertragen, je-
doch nicht Bediensteten, die in der Gemeindekasse beschäftigt
sind.
§ 99 Übertragung von haushaltswirtschaftlichen Befugnis-
sen
Die Gemeinden können Zahlungsanweisungs- und Bewirtschaf-
tungsbefugnisse über bestimmte Haushaltspositionen und die
Kassengeschäfte ganz oder zum Teil Dritten mit deren Einver-
ständnis übertragen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und
die Prüfung nach den für die Gemeinden geltenden Vorschriften
gewährleistet sind. Die in Satz 1 genannten Befugnisse und Ge-
schäfte für die in der Trägerschaft der Gemeinden stehenden
Schulen können in der Regel nur der Schulleiterin oder dem
Schulleiter übertragen werden; dazu bedarf es nicht ihres oder
seines Einverständnisses; zu einer Übertragung auf andere Per-
sonen ist die Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters
erforderlich. Sollen Kassengeschäfte übertragen werden, so ist
die Kassenaufsicht ausdrücklich zu regeln und die Übertragung
der Kommunalaufsichtsbehörde spätestens sechs Wochen vor
Vollzug anzuzeigen.
§ 100 Jahresabschluss, konsolidierter Gesamtabschluss
(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr einen Jahresab-
schluss nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
klar und übersichtlich aufzustellen. Im Jahresabschluss sind
sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsab-
grenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und
Auszahlungen sowie die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und
Finanzlage der Gemeinde darzustellen.
(2) Der Jahresabschluss besteht aus
1. einer Ergebnisrechnung,
2. einer Finanzrechnung,
3.  einer Bilanz sowie
4. einem Anhang.
(3) Dem Anhang sind beizufügen
1. ein Rechenschaftsbericht,
2. eine Anlagenübersicht,
3. eine Schuldenübersicht,
4. eine Forderungsübersicht und
5. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragen-

den Haushaltsermächtigungen.
(4) Mit dem Jahresabschluss der Gemeinde sind die Jahresab-
schlüsse
1. der Einrichtungen, deren Wirtschaftsführung nach § 110 selb-

ständig erfolgt,
2. der Eigenbetriebe,
3. der Eigengesellschaften,
4. der Einrichtungen und Unternehmen in privater Rechtsform,

an denen die Gemeinde beteiligt ist,
5. der kommunalen Anstalten,
6. der gemeinsamen kommunalen Anstalten, an denen die Ge-

meinde beteiligt ist,
7. der rechtsfähigen kommunalen Stiftungen,
8. der Zweckverbände, an denen die Gemeinde beteiligt ist, und
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9. der sonstigen rechtlich selbständigen Aufgabenträger, deren
Finanzbedarf aufgrund von Rechtsverpflichtungen wesentlich
durch die Gemeinde gesichert wird,

zusammenzufassen (Konsolidierung). Für das öffentliche Spar-
kassenwesen bleibt es bei den besonderen Vorschriften. Die
Aufgabenträger nach Satz 1 brauchen in den konsolidierten Ge-
samtabschluss nicht einbezogen zu werden, wenn ihre Ab-
schlüsse für ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde nur
von untergeordneter Bedeutung sind.
(5) Die Konsolidierung soll grundsätzlich mit dem Anteil der Ge-
meinde erfolgen. Als Anteil an einem Zweckverband gilt das Ver-
hältnis an der zu zahlenden Verbandsumlage; ist eine solche
nicht zu zahlen, so gilt das Verhältnis an der Vermögensauftei-
lung im Fall einer Auflösung des Zweckverbandes. Satz 2 gilt
entsprechend für Anteile an Aufgabenträgern nach Absatz 4 Satz
1 Nrn. 1 bis 7 und 9, wenn die Anteile der Gemeinde sich nicht
auf andere Weise feststellen lassen. Aufgabenträger nach Absatz
4 Satz 1 unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde sind ent-
sprechend den §§ 300 bis 309 des Handelsgesetzbuchs (HGB)
zu konsolidieren (Vollkonsolidierung), solche unter maßgebli-
chem Einfluss der Gemeinde werden entsprechend den §§ 311
und 312 HGB konsolidiert (Eigenkapitalmethode).
(6) Der konsolidierte Gesamtabschluss wird nach den Regeln
des Absatzes 1 aufgestellt und besteht aus den konsolidierten
Teilen nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 3 und den konsolidierten Anlagen
nach Absatz 3 Nrn. 2 bis 5. Er ist durch einen Konsolidierungsbe-
richt zu erläutern. Dem Konsolidierungsbericht sind Angaben zu
den nicht konsolidierten Beteiligungen anzufügen. Der konsoli-
dierte Gesamtabschluss ersetzt den Beteiligungsbericht nach §
116 a, wenn er die dortigen Anforderungen erfüllt.
§ 101 Beschluss über den Jahresabschluss und den konso-
lidierten Gesamtabschluss, Entlastung
(1) Der Jahresabschluss ist innerhalb von drei Monaten und der
konsolidierte Gesamtabschluss innerhalb von sechs Monaten
nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen. Die Bürgermeiste-
rin oder der Bürgermeister stellt jeweils die Vollständigkeit und
Richtigkeit der Abschlüsse fest und legt sie unverzüglich mit dem
jeweiligen Schlussbericht der Rechnungsprüfung und einer eige-
nen Stellungnahme zu diesem Bericht dem Rat vor. Der Rat be-
schließt über die Abschlüsse bis spätestens 31. Dezember des
auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres. Verweigert der Rat die
Entlastung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters oder
spricht er sie mit Einschränkungen aus, so hat er dafür die Grün-
de anzugeben.
(2) Die Beschlüsse nach Absatz 1 Satz 3 sind der Kommunalauf-
sichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen und öffentlich bekannt zu
machen. Im Anschluss an die Bekanntmachung sind der Jahres-
abschluss ohne die Forderungsübersicht und der konsolidierte
Gesamtabschluss mit dem Konsolidierungsbericht an sieben Ta-
gen öffentlich auszulegen; in der Bekanntmachung ist auf die
Auslegung hinzuweisen.
§ 102 Sondervermögen
(1) Sondervermögen der Gemeinden sind
1. das Gemeindegliedervermögen,
2. das Vermögen der rechtlich unselbständigen örtlichen Stiftun-

gen (§ 107 Abs. 2),
3. wirtschaftliche Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlich-

keit und öffentliche Einrichtungen, für die auf Grund gesetzli-
cher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden,

4. rechtlich unselbständige Versorgungs- und Versicherungsein-
richtungen.

(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 unterliegen den
Vorschriften über die Haushaltswirtschaft. Sie sind im Haushalt
der Gemeinden gesondert nachzuweisen.
(3) Auf Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 3 sind die Vorschrif-
ten der §§ 82, 83, 88, 90 bis 94, 96 und 97 entsprechend anzu-
wenden.
(4) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 können besondere
Haushaltspläne aufgestellt und Sonderrechnungen geführt wer-
den. In diesem Fall sind die Vorschriften des 1. Abschnitts mit der
Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der Haushaltssatzung
der Beschluß über den Haushaltsplan tritt und von der öffentli-

chen Bekanntmachung und Auslegung nach § 86 Abs. 2 abge-
sehen werden kann.
§ 103 Treuhandvermögen
(1) Für rechtlich selbständige örtliche Stiftungen sowie Vermö-
gen, die die Gemeinden nach besonderem Recht treuhänderisch
zu verwalten haben, sind besondere Haushaltspläne aufzustellen
und Sonderrechnungen zu führen. § 102 Abs. 4 Satz 2 gilt ent-
sprechend.
(2) Unbedeutendes Treuhandvermögen kann im Haushalt der
Gemeinden gesondert nachgewiesen werden.
(3) Mündelvermögen sind abweichend von den Absätzen 1 und 2
nur im Jahresabschluss gesondert nachzuweisen.
(4) Besondere gesetzliche Vorschriften oder Bestimmungen der
Stifterin oder des Stifters bleiben unberührt.
§ 104 Sonderkassen
Für Sondervermögen und Treuhandvermögen, für die Sonder-
rechnungen geführt werden, sind Sonderkassen einzurichten. Sie
sollen mit der Gemeindekasse verbunden werden. § 98 Abs. 5
und § 99 gelten entsprechend.
§ 105 Freistellung von der mittelfristigen Ergebnis- und Fi-
nanzplanung
Die Kommunalaufsichtsbehörde kann die Gemeinde in Bezug auf
Sondervermögen und Treuhandvermögen von den Verpflichtun-
gen des § 90 freistellen, soweit die mittelfristige Ergebnis- und
Finanzplanung weder für die Haushalts- oder Wirtschaftsführung
noch für die Finanzstatistik benötigt wird.
§ 106 Gemeindegliedervermögen
(1) Für die Nutzung des Gemeindevermögens, dessen Ertrag
nach bisherigem Recht nicht den Gemeinden, sondern anderen
Berechtigten zusteht (Gemeindegliedervermögen), bleiben die
bisherigen Vorschriften und Gewohnheiten in Kraft.
(2) Gemeindegliedervermögen darf nicht in Privatvermögen der
Nutzungsberechtigten umgewandelt werden. Es kann in freies
Gemeindevermögen umgewandelt werden, wenn die Umwand-
lung aus Gründen des Gemeinwohls geboten erscheint. Den Be-
troffenen ist eine angemessene Entschädigung in Geld oder in
Grundbesitz oder mit ihrem Einverständnis in anderer Weise zu
gewähren.
(3) Gemeindevermögen darf nicht in Gemeindegliedervermögen
umgewandelt werden.
§ 107 Stiftungen
(1) Liegt der Zweck einer rechtsfähigen Stiftung im Aufgabenbe-
reich einer Gemeinde, so hat die Gemeinde sie zu verwalten,
wenn dies in der Stiftungssatzung bestimmt ist. Verwaltet die Ge-
meinde eine Stiftung des öffentlichen Rechts, so sind die §§ 6, 7,
8 und 19 Abs. 2 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes ent-
sprechend anzuwenden.
(2) Ist einer Gemeinde Vermögen zur dauernden Verwendung für
einen bestimmten Zweck zugewendet worden, so ist, wenn nichts
anderes bei der Zuwendung bestimmt worden ist oder aus der
Art der Zuwendung hervorgeht, das Vermögen in seinem Be-
stand zu erhalten und so zu verwalten, daß es für den Verwen-
dungszweck möglichst hohen Nutzen bringt. Die Gemeinde kann
mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde den Bestand
des Vermögens angreifen, wenn der Zweck anders nicht zu ver-
wirklichen ist. Ist die Verwirklichung des Zwecks unmöglich ge-
worden oder gefährdet sie das Gemeinwohl, so kann die Ge-
meinde mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde das
Vermögen anderweitig verwenden. § 87 Abs. 2 Satz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.
§ 108 Wirtschaftliche Betätigung
(1) Die Gemeinden dürfen sich zur Erledigung von Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft wirtschaftlich betätigen. Sie
dürfen Unternehmen nur errichten, übernehmen oder wesentlich
erweitern, wenn und soweit
1. der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt,
2. die Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemesse-

nen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinden und
zum voraussichtlichen Bedarf stehen,

3. der öffentliche Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich
durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt werden
kann.
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(2) Unternehmen der Gemeinden können geführt werden
1. als Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigen-

betriebe),
2. als Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, deren

sämtliche Anteile den Gemeinden gehören (Eigengesell-
schaften),

3. als kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts.
(3) Unternehmen im Sinne dieses Abschnitts sind insbesondere
nicht
1. Einrichtungen, zu denen die Gemeinden gesetzlich verpflich-

tet sind,
2. Einrichtungen des Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungswe-

sens, des Sports und der Erholung, des Gesundheits- und
Sozialwesens, des Umweltschutzes sowie solche ähnlicher
Art,

3. Einrichtungen, die als Hilfsbetriebe ausschließlich der De-
ckung des Eigenbedarfs der Gemeinde dienen.

(4) Abweichend von Absatz 3 können Einrichtungen der Abwas-
serbeseitigung und der Straßenreinigung sowie Einrichtungen,
die aufgrund gesetzlich vorgesehenen Anschluss- und Benut-
zungszwangs, gesetzlicher Überlassungspflichten oder gesetzli-
cher Andienungsrechte Abfälle entsorgen, als Eigenbetriebe oder
kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts geführt werden.
Diese Einrichtungen können in einer Rechtsform des privaten
Rechts geführt werden, wenn die Gemeinde allein oder zusam-
men mit anderen kommunalen Körperschaften über die Mehrheit
der Anteile verfügt. Andere Einrichtungen nach Absatz 3 können
als Eigenbetriebe oder kommunale Anstalten des öffentlichen
Rechts geführt werden, wenn ein wichtiges Interesse daran be-
steht. Diese Einrichtungen dürfen in einer Rechtsform des priva-
ten Rechts geführt werden, wenn ein wichtiges Interesse der
Gemeinde daran besteht und in einem Bericht zur Vorbereitung
des Ratsbeschlusses (§ 40 Abs. 1 Nr. 10) unter umfassender
Abwägung der Vor- und Nachteile dargelegt wird, dass die Auf-
gabe im Vergleich zu den zulässigen Organisationsformen des
öffentlichen Rechts wirtschaftlicher durchgeführt werden kann. In
den Fällen der Sätze 2 und 4 ist § 109 entsprechend anzuwen-
den.
(5) Bankunternehmen dürfen die Gemeinden nicht errichten. Für
das öffentliche Sparkassenwesen bleibt es bei den besonderen
Vorschriften.
§ 109 Maßgaben für die Führung von Unternehmen in einer
Rechtsform des privaten Rechts
(1) Die Gemeinden dürfen Unternehmen im Sinne von § 108 in
einer Rechtsform des privaten Rechts nur führen oder sich daran
beteiligen, wenn
1. die Voraussetzungen des § 108 Abs. 1 erfüllt sind,
2. eine Rechtsform gewählt wird, die die Haftung der Gemeinde

auf einen bestimmten Betrag begrenzt,
3. die Einzahlungsverpflichtungen (Gründungskapital, laufende

Nachschusspflicht) der Gemeinde in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit stehen,

4. die Gemeinde sich nicht zur Übernahme von Verlusten in un-
bestimmter oder unangemessener Höhe verpflichtet,

5. durch Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages oder der
Satzung sichergestellt ist, daß der öffentliche Zweck des Un-
ternehmens erfüllt wird,

6. die Gemeinde einen angemessenen Einfluß, insbesondere im
Aufsichtsrat oder in einem entsprechenden Überwachungsor-
gan, erhält und dieser durch Gesellschaftsvertrag, Satzung o-
der in anderer Weise gesichert wird,

7. die Gemeinde sich bei Einrichtungen nach § 108 Abs. 3, so-
fern sie über die Mehrheit der Anteile verfügt, ein Letztent-
scheidungsrecht in allen wichtigen Angelegenheiten dieser
Einrichtungen sichert,

8. im Gesellschaftsvertrag oder der Satzung sichergestellt ist,
dass der Gemeinde zur Konsolidierung des Jahresabschlus-
ses des Unternehmens mit dem Jahresabschluss der Ge-
meinde zu einem konsolidierten Gesamtabschluss nach § 100
Abs. 4 bis 6 und § 101 alle für den konsolidierten Gesamtab-
schluss erforderlichen Unterlagen und Belege des Unterneh-
mens so rechtzeitig vorgelegt werden, dass der konsolidierte

Gesamtabschluss innerhalb von sechs Monaten nach Ende
des Haushaltsjahres aufgestellt werden kann.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Unternehmen oder eine
Einrichtung in einer Rechtsform des privaten Rechts, an dem ei-
ne Gemeinde allein oder zusammen mit anderen kommunalen
Körperschaften mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, sich an
einer Gesellschaft oder einer anderen Vereinigung in einer
Rechtsform des privaten Rechts beteiligen oder eine solche
gründen will.
(3) Soweit bei Einrichtungen der Abfallentsorgung, die in einer
Rechtsform des privaten Rechts geführt werden, Gemeinden
abfall- oder bodenschutzrechtlich verantwortliche Person für Alt-
lasten sein können, haben diese sich vertraglich zur Übernahme
dieser Verantwortung zu verpflichten; Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 gilt
insoweit nicht.
§ 110 Selbständige Wirtschaftsführung von Einrichtungen
(1) Einrichtungen nach § 108 Abs. 3 können abweichend von §
85 Abs. 1 Satz 1 wirtschaftlich selbständig geführt werden, wenn
dies wegen der Art und des Umfangs der Einrichtung erforderlich
ist.
(2) Das für Inneres zuständige Ministerium hat durch Verordnung
die selbständige Wirtschaftsführung zu regeln. Es kann durch
Verordnung festlegen, dass bestimmte Arten von Einrichtungen
wirtschaftlich selbständig zu führen sind.
§ 111 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen und Einrich-
tungen
(1) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde in der Gesell-
schafterversammlung oder einem der Gesellschafterversamm-
lung entsprechenden Organ von Eigengesellschaften oder von
Unternehmen oder Einrichtungen an denen die Gemeinde betei-
ligt ist, werden vom Rat gewählt. Sie haben die Interessen der
Gemeinde zu verfolgen und sind an die Beschlüsse des Rates
und des Verwaltungsausschusses gebunden. Der Auftrag an sie
kann jederzeit widerrufen werden.
(2) Sofern mehrere Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde
zu benennen oder vorzuschlagen sind, muss die Bürgermeisterin
oder der Bürgermeister dazu zählen, sofern sie oder er nicht zur
Geschäftsführerin oder zum Geschäftsführer der Gesellschaft be-
stellt ist. Auf Vorschlag der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters kann an ihrer oder seiner Stelle eine andere Gemeinde-
bedienstete oder ein anderer Gemeindebediensteter benannt o-
der vorgeschlagen werden. Nach Maßgabe des Gesellschafts-
rechts kann sich die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister oder
eine nach Satz 2 zur Vertretung der Gemeinde berechtigte Per-
son durch andere Gemeindebedienstete vertreten lassen. Die
Sätze 1 bis 3 gelten für die Gemeindedirektorin oder den Ge-
meindedirektor nach § 70 entsprechend.
(3) Die Gemeinde ist verpflichtet, bei der Ausgestaltung des Ge-
sellschaftsvertrages einer Kapitalgesellschaft darauf hinzuwirken,
daß ihr das Recht eingeräumt wird, Mitglieder in den Aufsichtsrat
zu entsenden. Über die Entsendung entscheidet der Rat. Absatz
2 gilt entsprechend.
(4) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde haben den
Rat über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung früh-
zeitig zu unterrichten. Die Unterrichtungspflicht besteht nur, so-
weit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.
(5) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde in der Gesell-
schafterversammlung oder einem der Gesellschafterversamm-
lung entsprechenden Organ einer Gesellschaft, an der Gemein-
den und Gemeindeverbände mit mehr als 50 vom Hundert betei-
ligt sind, dürfen der Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten
nur mit Genehmigung des Rates zustimmen.
(6) Werden Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde aus ihrer
Tätigkeit haftbar gemacht, so hat die Gemeinde sie von der
Schadenersatzverpflichtung freizustellen, es sei denn, daß sie
den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt ha-
ben. Auch in diesem Falle ist die Gemeinde regreßpflichtig, wenn
sie nach Weisung gehandelt haben.
(7) Vergütungen aus einer Tätigkeit als Vertreterin oder Vertreter
der Gemeinde in Unternehmen und Einrichtungen in einer
Rechtsform des privaten Rechts sind an die Gemeinde abzufüh-
ren, soweit sie über das Maß einer angemessenen Aufwandsent-
schädigung hinausgehen. Der Rat setzt für jede Vertretungstätig-
keit die Höhe der angemessenen Aufwandsentschädigung fest.
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Der Beschluss ist nach den für Satzungen geltenden Vorschriften
öffentlich bekannt zu machen.
(8) Die Absätze 6 und 7 gelten entsprechend für die Tätigkeit als
Mitglied in einem Aufsichtsrat und in anderen Organen der Un-
ternehmen und Einrichtungen sowie der kommunalen Anstalten
und gemeinsamen kommunalen Anstalten, wenn das Mitglied in
diese Organe nur mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zum Rat
der Gemeinde gewählt worden ist.
§ 112 Monopolmißbrauch
Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb gleichartiger Unter-
nehmen besteht, dürfen der Anschluß und die Belieferung nicht
davon abhängig gemacht werden, daß auch andere Leistungen
oder Lieferungen abgenommen werden.
§ 113 Eigenbetriebe
(1) Die Gemeinde hat für ihre Eigenbetriebe Betriebssatzungen
zu erlassen. Für die Haushaltswirtschaft der Eigenbetriebe gelten
die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Sechsten Teils und
die dazu erlassenen Verordnungsregelungen.
(2) Wirtschafts- und Kassenführung, Vermögensverwaltung und
Rechnungslegung jedes Eigenbetriebs sind so einzurichten, dass
sie eine besondere Betrachtung der Verwaltung und des Ergeb-
nisses ermöglichen.
(3) Für die Eigenbetriebe sind Werksausschüsse zu bilden.
(4) Der Rat kann durch die Betriebssatzung den Werksausschüs-
sen bestimmte Angelegenheiten zur eigenen Entscheidung über-
tragen. Ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der Auf-
fassung, dass ein Beschluss des Werksausschusses das Gesetz
verletzt, die Befugnisse des Ausschusses überschreitet oder das
Wohl der Gemeinde gefährdet, so hat sie oder er eine Entschei-
dung des Verwaltungsausschusses herbeizuführen.
(5) Die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs führt die Werks-
leitung.
§ 113a Errichtung von kommunalen Anstalten des öffentli-
chen Rechts
(1) Die Gemeinde kann Unternehmen in der Rechtsform einer
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts (kommunale An-
stalt) errichten oder bestehende Eigenbetriebe im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge in kommunale Anstalten umwandeln. Zu-
lässig ist eine solche Umwandlung auch von Unternehmen und
Einrichtungen, die nach § 108 Abs. 1 und 2 oder nach § 108 Abs.
4 als Eigenbetrieb geführt werden können, und von Einrichtun-
gen, die nach § 110 wirtschaftlich selbständig geführt werden o-
der geführt werden können. Die Umwandlung nach Satz 2 muss
auf der Grundlage einer Eröffnungsbilanz erfolgen. Unternehmen
und Einrichtungen in privater Rechtsform, an denen die Gemein-
de über die Anteile verfügt, können in kommunale Anstalten um-
gewandelt werden. In eine Umwandlung nach Satz 4 können
Unternehmen und Einrichtungen nach den Sätzen 1 und 2 einbe-
zogen werden. Für die Umwandlungen nach den Sätzen 4 und 5
gelten die Vorschriften des Umwandlungsgesetzes über Form-
wechsel entsprechend.
(2) Auf kommunale Anstalten sind, soweit sich aus dieser Vor-
schrift oder den §§ 113 b bis 113 g nichts anderes ergibt, die
Vorschriften des § 109 entsprechend anzuwenden.
(3) Die kommunale Anstalt kann sich nach Maßgabe der Unter-
nehmenssatzung an anderen Unternehmen beteiligen, wenn der
öffentliche Zweck der kommunalen Anstalt dies rechtfertigt. Auf
eine Beteiligung nach Satz 1 sind die §§ 109 und 111 entspre-
chend anwendbar, § 111 mit der Maßgabe, dass an die Stelle der
Gemeinde die kommunale Anstalt, an die Stelle des Rates der
Verwaltungsrat sowie an die Stelle des Verwaltungsausschusses
und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters der Vorstand
tritt.
§ 113b Unternehmenssatzung der kommunalen Anstalt
Die Gemeinde regelt die Rechtsverhältnisse der kommunalen
Anstalt durch eine Unternehmenssatzung. Diese muss Bestim-
mungen über den Namen und den Zweck des Unternehmens, die
Anzahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und die Höhe des
Stammkapitals enthalten.
§ 113c Aufgabenübergang auf die kommunale Anstalt
(1) Die Gemeinde kann der kommunalen Anstalt einzelne oder
alle mit einem bestimmten Zweck zusammenhängende Aufgaben
ganz oder teilweise übertragen. Sie kann zugunsten der kommu-
nalen Anstalt nach Maßgabe des § 8 durch Satzung einen An-

schluss- und Benutzungszwang vorschreiben. Sie kann der
kommunalen Anstalt auch das Recht einräumen, an ihrer Stelle
nach Maßgabe der §§ 6 und 8 Satzungen, einschließlich der Sat-
zung über den Anschluss- und Benutzungszwang, für das über-
tragene Aufgabengebiet zu erlassen.
(2) Die Gemeinde kann der kommunalen Anstalt zur Finanzie-
rung der von ihr wahrzunehmenden Aufgaben durch die Unter-
nehmenssatzung das Recht übertragen, von den Nutzern und
den Leistungsnehmern der kommunalen Anstalt Gebühren, Bei-
träge und Kostenerstattungen nach den kommunalabgabenrecht-
lichen Vorschriften festzusetzen, zu erheben und zu vollstrecken.
§ 113d Unterstützung durch die Gemeinde
(1) Die Gemeinde unterstützt die kommunale Anstalt bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der
kommunalen Anstalt gegen die Gemeinde oder eine sonstige
Verpflichtung der Gemeinde, der kommunalen Anstalt Mittel zur
Verfügung zu stellen, nicht besteht.
(2) Die kommunale Anstalt haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ih-
rem gesamten Vermögen. Die Gemeinde haftet nicht für deren
Verbindlichkeiten.
§ 113e Organe der kommunalen Anstalt
(1) Organe der kommunalen Anstalt sind der Vorstand und der
Verwaltungsrat.
(2) Der Vorstand leitet die kommunale Anstalt in eigener Verant-
wortung, soweit nicht durch die Unternehmenssatzung etwas an-
deres bestimmt ist. Der Vorstand vertritt die kommunale Anstalt
gerichtlich und außergerichtlich. Die den einzelnen Vorstands-
mitgliedern im abgelaufenen Geschäftsjahr gewährten Bezüge im
Sinne des § 285 Nr. 9 Buchst. a des Handelsgesetzbuchs sind im
Jahresabschluss der kommunalen Anstalt offen zu legen.
(3) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vor-
standes. Der Verwaltungsrat bestellt die Vorstandsmitglieder auf
höchstens fünf Jahre; eine erneute Bestellung ist zulässig. Der
Verwaltungsrat entscheidet außerdem über
1. den Erlass von Satzungen gemäß § 113 c Abs. 1 Satz 3,
2. die Feststellung des Wirtschaftsplanes und des Jahresab-

schlusses,
3. die Festsetzung von Gebühren, Beiträgen, Kostenerstattun-

gen sowie allgemein geltender Tarife und Entgelte für die Nut-
zer und die Leistungsnehmer der kommunalen Anstalt,

4. die Beteiligung der Anstalt an anderen Unternehmen,
5. die Bestellung des Abschlussprüfers,
6. die Ergebnisverwendung.
Entscheidungen im Sinne des Satzes 3 Nrn. 1 und 4 bedürfen
der Zustimmung des Rates. Die Unternehmenssatzung kann vor-
sehen, dass der Rat den Mitgliedern des Verwaltungsrats in be-
stimmten anderen Fällen Weisungen erteilen kann. Entscheidun-
gen des Verwaltungsrats werden in ihrer Wirksamkeit nicht da-
durch berührt, dass seine Mitglieder Weisungen nicht beachtet
haben.
(4) Der Verwaltungsrat besteht aus dem vorsitzenden Mitglied,
den übrigen Mitgliedern sowie mindestens einer bei der kommu-
nalen Anstalt beschäftigten Person. Bedienstete der Kommunal-
aufsichtsbehörde, die unmittelbar mit Aufgaben der Aufsicht über
die kommunale Anstalt befasst sind, können nicht Mitglieder des
Verwaltungsrats sein.
(5) Die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten
darf ein Drittel aller Mitglieder des Verwaltungsrates nicht über-
steigen. Die Unternehmenssatzung trifft Bestimmungen über die
Wahl und das Stimmrecht der Vertreterinnen und Vertreter der
Beschäftigten nach den Maßgaben des Niedersächsischen Per-
sonalvertretungsgesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Vorschriften für die Vertretung der Beschäftigten bei
Einrichtungen der öffentlichen Hand mit wirtschaftlicher Zweck-
bestimmung.
(6) Den Vorsitz im Verwaltungsrat führt die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister. Mit ihrer oder seiner Zustimmung kann der
Rat eine andere Person zum vorsitzenden Mitglied bestellen.
(7) Das vorsitzende Mitglied nach Absatz 6 Satz 2 und die übri-
gen Mitglieder des Verwaltungsrates werden vom Rat für fünf
Jahre bestellt. Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsra-
tes, die dem Rat angehören, endet mit dem Ende der Wahlzeit
oder dem vorzeitigen Ausscheiden aus dem Rat. Die Unterneh-
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menssatzung trifft Bestimmungen über die Abberufung von Mit-
gliedern des Verwaltungsrates und die Amtsausübung bis zum
Amtsantritt der neuen Mitglieder.
§ 113f Dienstherrnfähigkeit der kommunalen Anstalt
Die kommunale Anstalt hat das Recht, Dienstherr von Beamten
zu sein, wenn ihr nach § 113 c hoheitliche Aufgaben übertragen
sind. Wird sie aufgelöst, hat die Gemeinde die Beamtinnen und
Beamten und die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger zu übernehmen. Wird das Vermögen der kommuna-
len Anstalt ganz oder teilweise auf andere juristische Personen
des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übertragen, so
gilt für die Übernahme und die Rechtsstellung der Beamtinnen
und Beamten und der Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger der kommunalen Anstalt Kapitel II Abschnitt III
des Beamtenrechtsrahmengesetzes.
§ 113g Sonstige Vorschriften für die kommunale Anstalt
(1) Auf kommunale Anstalten sind § 15 Abs. 1, § 26, § 80, die
Vorschriften des Ersten Abschnitts des Sechsten Teils und die
dazu erlassenen Verordnungsregelungen, § 113 Abs. 1 Satz 2, §
123 sowie die Vorschriften des Siebenten Teils und die nach §
142 Abs. 1 Nr. 12 zur Prüfung der Eigenbetriebe erlassenen Ver-
ordnungsregelungen entsprechend anzuwenden.
(2) Übt die kommunale Anstalt aufgrund einer Aufgabenübertra-
gung hoheitliche Befugnisse aus, so ist sie, soweit bei der Aufga-
benübertragung nichts anderes bestimmt wurde, zur Vollstre-
ckung von Verwaltungsakten im gleichen Umfang berechtigt wie
die Gemeinde.
(3) Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium durch Ver-
ordnung allgemeine Vorschriften über Aufbau, Verwaltung, Wirt-
schaftsführung, Rechnungswesen und die Prüfung kommunaler
Anstalten.
§ 114 Wirtschaftsgrundsätze
(1) Unternehmen sollen einen Ertrag für den Haushalt der Ge-
meinden abwerfen, soweit das mit ihrer Aufgabe der Erfüllung
des öffentlichen Zwecks in Einklang zu bringen ist. Die Gemeinde
hat Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts, an
denen sie allein oder zusammen mit anderen kommunalen Kör-
perschaften mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, so zu steu-
ern und zu überwachen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig
erfüllt und die Unternehmen wirtschaftlich geführt werden; bei ei-
ner geringeren Beteiligung soll die Gemeinde darauf hinwirken.
(2) Die Erträge jedes Unternehmens sollen mindestens alle Auf-
wendungen einschließlich der marktüblichen Verzinsung des Ei-
genkapitals decken und die Zuführungen zum Eigenkapital
(Rücklagen) ermöglichen, die zur Erhaltung des Vermögens des
Unternehmens sowie zu seiner technischen und wirtschaftlichen
Fortentwicklung notwendig sind. Zu den Aufwendungen gehören
auch angemessene Abschreibungen, die Steuern, die Konzessi-
onsabgabe, die Zinsen für die zu Zwecken des Unternehmens
aufgenommenen Schulden, die marktübliche Verzinsung der von
der Gemeinde zur Verfügung gestellten Betriebsmittel, sowie die
angemessene Vergütung der Leistungen und Lieferungen von
Unternehmen und Verwaltungszweigen der Gemeinde für das
Unternehmen.
§ 114a Beteiligungsmanagement
Die Gemeinde hat ihre kommunalen Anstalten, sonstigen Unter-
nehmen oder Einrichtungen sowie Beteiligungen an ihnen im
Sinne der von der Gemeinde zu erfüllenden öffentlichen Zwecke
zu koordinieren und zu überwachen. Die Gemeinde ist berechtigt,
sich jederzeit bei den jeweiligen kommunalen Anstalten, sonsti-
gen Unternehmen, Einrichtungen und Gesellschaften zu unter-
richten. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für mittelbare Beteilungen
im Sinne des § 109 Abs. 2. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, soweit
ihnen zwingende Vorschriften des Gesellschaftsrechts entgegen-
stehen.
§ 115 Umwandlung und Veräußerung von Unternehmen und
Einrichtungen
(1) Die Umwandlung eines Eigenbetriebs in eine Eigengesell-
schaft, die Veräußerung eines Eigenbetriebs, einer Eigengesell-
schaft oder eines Teils der in Besitz der Gemeinde befindlichen
Anteile an einem Unternehmen oder einer Einrichtung mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit, die Beteiligung von Privatpersonen o-
der Privatgesellschaften an Eigengesellschaften, der Zusammen-
schluss von gemeindlichen Unternehmen und Einrichtungen mit

privaten Unternehmen sowie andere Rechtsgeschäfte, durch die
die Gemeinde ihren Einfluss auf das Unternehmen, die Einrich-
tung oder die Gesellschaft verliert oder mindert, sind nur zuläs-
sig, wenn die Maßnahme im wichtigen Interesse der Gemeinde
liegt. Dasselbe gilt für den Abschluss eines Verpachtungs-, Be-
triebsführungs- oder Anlagenüberlassungsvertrages über einen
Eigenbetrieb, eine Eigengesellschaft sowie über ein Unterneh-
men oder eine Einrichtung, an denen die Gemeinde mit mehr als
50 vom Hundert beteiligt ist. § 109 Abs. 1 Nrn. 2 bis 7 gilt ent-
sprechend.
(2) Die Gemeinde darf Verträge über die Lieferung von Energie in
das Gemeindegebiet sowie Konzessionsverträge, durch die sie
einem Energieversorgungsunternehmen die Benutzung von Ge-
meindeeigentum einschließlich der öffentlichen Straßen, Wege
und Plätze für Leitungen zur Versorgung der Einwohnerinnen
und Einwohner überlässt, nur abschließen, wenn die Erfüllung
der Aufgaben der Gemeinde nicht gefährdet wird und die berech-
tigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer Ein-
wohnerinnen und Einwohner gewahrt sind. Dasselbe gilt für die
Verlängerung oder ihre Ablehnung sowie für eine wichtige Ände-
rung derartiger Verträge. Die Aufsichtsbehörde kann mit Zustim-
mung der Gemeinde auf deren Kosten das Gutachten einer
Sachverständigen oder eines Sachverständigen einholen, wenn
nur dies noch zur Ausräumung erheblicher Bedenken im Rahmen
des Anzeigeverfahrens nach § 116 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 führen
kann.
§ 116 Anzeige und Genehmigung
(1) Entscheidungen der Gemeinde über
1. die Errichtung, Übernahme oder wesentliche Erweiterung von

Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform des Ei-
genbetriebs oder einer Eigengesellschaft (§§ 108, 109 Abs.
1),

2. die Beteiligung an Unternehmen und Einrichtungen in der
Rechtsform des privaten Rechts (§ 108 Abs. 4, § 109 Abs. 1),

3. die Beteiligung von Unternehmen und Einrichtungen in einer
Rechtsform des privaten Rechts, an denen eine Gemeinde
allein oder zusammen mit anderen kommunalen Körper-
schaften mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, an einer
Gesellschaft oder an einer anderen Vereinigung in einer
Rechtsform des privaten Rechts oder deren Gründung (§ 109
Abs. 2),

4. die selbständige Wirtschaftsführung von Einrichtungen (§
110),

5. die Umwandlung eines Eigenbetriebs in eine Eigengesell-
schaft,

6. die Errichtung oder Auflösung kommunaler Anstalten sowie
die Umwandlung der in § 113 a Abs. 1 genannten Eigenbe-
triebe, Eigengesellschaften und Einrichtungen in kommunale
Anstalten,

7. die Beteiligung von Privatpersonen oder Privatgesellschaften
an Eigengesellschaften bei einer kommunalen Mehrheitsbe-
teiligung,

8. die Veräußerung von Anteilen an Unternehmen und Einrich-
tungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, sofern keine kom-
munale Mehrheitsbeteiligung aufgegeben wird,

9. den Zusammenschluß von gemeindlichen Unternehmen und
Einrichtungen mit einem privaten Unternehmen bei einer kom-
munalen Mehrheitsbeteiligung,

10.den Abschluß eines Verpachtungs-, Betriebsführungs- oder
Anlagenüberlassungsvertrages über einen Eigenbetrieb, eine
Eigengesellschaft, sowie über ein Unternehmen oder eine
Einrichtung, an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom
Hundert beteiligt ist (§ 115 Abs. 1), und

11.den Abschluß, die Verlängerung und Änderung von Verträgen
über die Lieferung von Energie und von Konzessionsverträ-
gen (§ 115 Abs. 2)

sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich, mindestens sechs Wo-
chen vor Beginn des Vollzugs schriftlich anzuzeigen. Aus der An-
zeige muss zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann im Einzel-
fall aus besonderem Grund die Frist verkürzen oder verlängern.
(2) Entscheidungen der Gemeinde über
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1. die Veräußerung eines Eigenbetriebs, einer Eigengesellschaft
oder einer Mehrheitsbeteiligung an einem Unternehmen oder
einer Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit,

2. die Umwandlung einer Eigengesellschaft in eine Gesellschaft,
an der Personen des Privatrechts eine Mehrheitsbeteiligung
eingeräumt wird, und

3. den Zusammenschluss eines gemeindlichen Unternehmens
oder einer Einrichtung mit einem privaten Unternehmen ohne
Einräumung eines beherrschenden kommunalen Einflusses

bedürfen der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde.
(3) Für die Tätigkeit kommunaler Anstalten gelten Absatz 1 Satz
1 Nrn. 1 bis 3, 8, 10 und 11 sowie Absatz 2 entsprechend.
§ 116a Berichtspflichten
Die Gemeinde hat einen Bericht über ihre Unternehmen und Ein-
richtungen in der Rechtsform des privaten Rechts und die Betei-
ligung daran sowie über ihre kommunalen zu erstellen und jähr-
lich fortzuschreiben. Der Bericht enthält insbesondere Angaben
über:
1. den Gegenstand des Unternehmens, der Einrichtung oder der

Anstalt, die Beteiligungsverhältnisse, die Besetzung der Or-
gane und die von dem Unternehmen, der Einrichtung oder der
Anstalt gehaltenen Beteiligungen,

2. den Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das
Unternehmen, die Einrichtung oder die Anstalt,

3. die Grundzüge des Geschäftsverlaufs, die Lage des Unter-
nehmens, der Einrichtung oder der Anstalt, die Kapitalzufüh-
rungen und -entnahmen durch die Gemeinde und die Auswir-
kungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft sowie

4. das Vorliegen der Voraussetzungen des § 108 Abs. 1 für das
Unternehmen, die Einrichtung oder die Anstalt.

Die Einsicht in den Bericht ist jedermann gestattet. Wird der Be-
teiligungsbericht durch den konsolidierten Gesamtabschluss
nach § 100 Abs. 6 Satz 4 ersetzt, so ist die Einsichtnahme nach
Satz 3 auch hierfür sicherzustellen. Auf die Möglichkeit zur Ein-
sichtnahme ist in geeigneter Weise öffentlich hinzuweisen.
§ 117 Rechnungsprüfungsamt
In kreisfreien Städten, großen selbständigen Städten und selb-
ständigen Gemeinden muss ein Rechnungsprüfungsamt einge-
richtet werden; andere Gemeinden können ein Rechnungsprü-
fungsamt einrichten, wenn ein Bedürfnis hierfür besteht und die
Kosten in angemessenem Verhältnis zum Umfang der Verwal-
tung stehen.
§ 118 Unabhängigkeit des Rechnungsprüfungsamts
(1) Das Rechnungsprüfungsamt der Gemeinde ist dem Rat un-
mittelbar unterstellt und nur diesem verantwortlich. Der Verwal-
tungsausschuss hat das Recht, dem Rechnungsprüfungsamt
Aufträge zur Prüfung der Verwaltung zu erteilen. Das Rech-
nungsprüfungsamt ist bei der sachlichen Beurteilung der Prü-
fungsvorgänge unabhängig und insoweit an Weisungen nicht ge-
bunden.
(2) Der Rat beruft die Leiterin oder den Leiter und erforderli-
chenfalls die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungs-
amts und beruft sie ab. Für die Berufung und Abberufung der
Leiterin oder des Leiters des Rechnungsprüfungsamts ist die
Mehrheit der Ratsmitglieder erforderlich. Die Abberufung bedarf
der Zustimmung der Kommunalaufsichtsbehörde.
(3) Die Leiterin oder der Leiter des Rechnungsprüfungsamts muß
Beamtin oder Beamter auf Lebenszeit sein. Sie oder er darf nicht
mit der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister, der oder dem
für das Finanzwesen zuständigen Bediensteten und der Kas-
senleitung bis zum dritten Grade verwandt, bis zum zweiten Gra-
de verschwägert oder durch Ehe oder Lebenspartnerschaft nach
Lebenspartnerschaftsgesetz verbunden sein.
(4) Die Leiterin oder der Leiter und die Prüferinnen und Prüfer
des Rechnungsprüfungsamtes dürfen nicht zu gleicher Zeit eine
andere Stellung in der Gemeinde innehaben; dies gilt nicht für die
Stellung einer Beauftragten oder eines Beauftragten für den Da-
tenschutz.
(5) Die Leiterin oder der Leiter und die Prüferinnen und Prüfer
des Rechnungsprüfungsamts dürfen Zahlungen durch die Ge-
meinde weder anordnen noch ausführen.

§ 119 Aufgaben des Rechnungsprüfungsamts
(1) Dem Rechnungsprüfungsamt obliegen folgende Aufgaben:
1. die Prüfung des Jahresabschlusses,
2. die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur

Vorbereitung des Jahresabschlusses,
3. die dauernde Überwachung der Kassen der Gemeinde und ih-

rer Eigenbetriebe sowie die Vornahme der regelmäßigen und
unvermuteten Kassenprüfungen, unbeschadet der Vorschrif-
ten über die Kassenaufsicht und

4. die Prüfung von Vergaben vor Auftragserteilung.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Nr. 4 sind auch bei Son-
dervermögen nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 anzuwenden.
(3) Der Rat kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Aufgaben
übertragen, insbesondere
1. die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände,
2. die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, Zweck-

mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit,
3. die Prüfung der Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe und der

Stiftungen, die Prüfung der Betätigung der Gemeinden als
Gesellschafter oder Aktionär in Unternehmen mit eigener
Rechtspersönlichkeit und die Kassen-, Buch- und Betriebs-
prüfung, soweit sich die Gemeinden eine solche Prüfung bei
einer Beteiligung, bei der Hingabe eines Kredits oder sonst
vorbehalten haben.

(4) Andere gesetzliche Bestimmungen über die Prüfungspflicht
der Wirtschaftsbetriebe der öffentlichen Hand werden hierdurch
nicht berührt.
§ 120 Rechnungsprüfung
(1) In Gemeinden, in denen ein Rechnungsprüfungsamt besteht
(§ 117), prüft dieses den Jahresabschluss mit allen Unterlagen
dahin,
1. ob der Haushaltsplan eingehalten ist,
2. ob die einzelnen Buchungsvorgänge sachlich und rechnerisch

in vorschriftsmäßiger Weise begründet und belegt sind,
3. ob bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Ein-

zahlungen und Auszahlungen des gemeindlichen Geld- und
Vermögensverkehrs nach den bestehenden Gesetzen und
Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden Verwal-
tungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfah-
ren ist,

4. ob das Vermögen richtig nachgewiesen ist.
Das Rechnungsprüfungsamt kann sich im Rahmen seiner Aufga-
ben bei einer kommunalen Anstalt der Gemeinde unmittelbar
unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und
Schriften der kommunalen Anstalt einsehen. Das Rechnungs-
prüfungsamt kann die Prüfung nach seinem pflichtmäßigen Er-
messen beschränken und auf die Vorlage einzelner Prüfungsun-
terlagen verzichten.
(2) In Gemeinden, in denen ein Rechnungsprüfungsamt nicht be-
steht, obliegt die Rechnungsprüfung im Rahmen des § 119 Abs.
1 dem Rechnungsprüfungsamt des Landkreises auf Kosten der
Gemeinde.
(3) Das Rechnungsprüfungsamt hat seine Bemerkungen in ei-
nem Schlussbericht zusammenzufassen.
(4) Der um die Stellungnahme der Bürgermeisterin oder des Bür-
germeisters ergänzte Schlußbericht des Rechnungsprüfungs-
amts ist frühestens nach seiner Vorlage im Rat (§ 101 Abs. 1
Satz 2) an sieben Tagen öffentlich auszulegen; die Auslegung ist
öffentlich bekanntzumachen. Dabei sind die Belange des Daten-
schutzes zu beachten. Bekanntmachung und Auslegung können
mit dem Verfahren nach § 101 Abs. 2 verbunden werden. Die
Gemeinde gibt Ausfertigungen des öffentlich ausgelegten und um
die Stellungnahme der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters
ergänzten Schlußberichts gegen Kostenerstattung ab.
§ 121 Überörtliche Prüfung
Die Gemeinden und kommunalen Anstalten unterliegen der ü-
berörtlichen Prüfung nach Maßgabe des Niedersächsischen
Kommunalprüfungsgesetzes.
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§ 122 Zentrale Prüfungseinrichtungen
Mit Zustimmung der Kommunalaufsichtsbehörde können geeig-
nete zentrale Einrichtungen Aufgaben der Rechnungsprüfung
wahrnehmen.
§ 123 Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben
Die Jahresabschlussprüfung eines Eigenbetriebes obliegt dem
für die Gemeinde zuständigen Rechnungsprüfungsamt. Es kann
mit der Durchführung der Jahresabschlussprüfung eine Wirt-
schaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft oder andere Dritte beauftragen oder zulassen,
dass die Beauftragung im Einvernehmen mit dem Rechnungs-
prüfungsamt unmittelbar durch den Eigenbetrieb erfolgt. Die
Kosten der Jahresabschlussprüfung trägt der Eigenbetrieb.
§ 124 Prüfung des Jahresabschlusses bei privatrechtlichen
Unternehmen
(1) Ist eine Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Ge-
bietskörperschaften an einem rechtlich selbständigen, privat-
rechtlichen Unternehmen in dem in § 53 des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes bezeichneten Umfang beteiligt, so hat sie dafür zu
sorgen, daß in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die
Durchführung einer Jahresabschlußprüfung nach den Vorschrif-
ten über die Jahresabschlußprüfung bei Eigenbetrieben vorge-
schrieben und ein zuständiges Rechnungsprüfungsamt bestimmt
wird. Dies gilt nicht, wenn der Jahresabschluß auf Grund anderer
Rechtsvorschriften zu prüfen ist. In diesen Fällen hat die Ge-
meinde einen Abschlußprüfer nach § 319 Abs. 1 Satz 1 des
Handelsgesetzbuches zu wählen und die Rechte nach § 53 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes auszuüben. Der Aufsichtsbehörde
ist eine Ausfertigung des Prüfungsberichts zu übersenden.
(2) Bei einer Beteiligung nach Absatz 1 Satz 1 hat die Gemeinde
darauf hinzuwirken, daß den für sie zuständigen Prüfungsein-
richtungen die in § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes vorge-
sehenen Befugnisse eingeräumt werden.
(3) Ist eine Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Ge-
bietskörperschaften an einem rechtlich selbständigen, privat-
rechtlichen Unternehmen nicht in dem in § 53 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes bezeichneten Umfang beteiligt, so soll
die Gemeinde, soweit ihr Interesse dies erfordert, darauf hinwir-
ken, daß ihr in der Satzung oder im Gesellschaftsvertrag die
Rechte nach § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes so-
wie ihr und den für sie zuständigen Prüfungseinrichtungen die
Befugnisse nach § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes einge-
räumt werden. Bei mittelbaren Beteiligungen gilt das nur, wenn
die Gemeinde allein oder zusammen mit anderen Gebietskörper-
schaften in dem in § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes be-
zeichneten Umfang an einem Unternehmen beteiligt ist, dessen
Anteil an einem anderen Unternehmen wiederum den vierten Teil
aller Anteile übersteigt.
§ 125 -gestrichen-
§ 126 -gestrichen-
§ 127 Aufgaben der Aufsicht
(1) Die Aufsicht schützt die Gemeinden in ihren Rechten und si-
chert die Erfüllung ihrer Pflichten. Sie stellt sicher, daß die Ge-
meinden die geltenden Gesetze beachten (Kommunalaufsicht)
und die Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises rechtmäßig
und zweckmäßig ausführen (Fachaufsicht). Die Aufsicht soll so
gehandhabt werden, daß die Entschlußkraft und die Verantwor-
tungsfreude nicht beeinträchtigt werden.
(2) Soweit die Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben an
Weisungen gebunden sind, richtet sich die Aufsicht nach den
hierfür geltenden Gesetzen.
§ 128 Kommunalaufsichtsbehörden
(1) Die Kommunalaufsicht über die kreisfreien Städte und die
großen selbständigen Städte führt das für Inneres zuständige Mi-
nisterium als Kommunalaufsichtsbehörde. Die Kommunalaufsicht
über die kreisangehörigen Gemeinden mit Ausnahme der großen
selbständigen Städte führen der Landkreis als Kommunalauf-
sichtsbehörde und das für Inneres zuständige Ministerium als o-
berste Kommunalaufsichtsbehörde.
(2) Ist in einer vom Landkreis als Kommunalaufsichtsbehörde zu
entscheidenden Angelegenheit der Landkreis beteiligt, so tritt an
seine Stelle die oberste Kommunalaufsichtsbehörde; diese ent-
scheidet auch darüber, ob die Voraussetzung für ihre Zuständig-
keit gegeben ist.

(3) Soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts
anderes bestimmt ist, werden die Aufgaben der Fachaufsicht
1. gegenüber den großen selbständigen und kreisfreien Städten

von der jeweils fachlich zuständigen obersten Landesbehörde
sowie

2. gegenüber den übrigen kreisangehörigen Gemeinden von den
Landkreisen und der jeweils fachlich zuständigen obersten
Landesbehörde als oberster Fachaufsichtsbehörde

wahrgenommen. Soweit die Landkreise die Aufgaben der Fach-
aufsicht gegenüber den selbständigen Gemeinden wahrnehmen,
erstreckt sich diese auch auf die Erfüllung der nach § 12 Abs. 1
Satz 3 übertragenen Aufgaben. Die Kommunalaufsichtsbehörden
unterstützen die Fachaufsichtsbehörden.
§ 129 Unterrichtung
(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde kann sich jederzeit über die
Angelegenheiten der Gemeinden unterrichten. Sie kann durch
Beauftragte an Ort und Stelle prüfen und besichtigen, mündliche
und schriftliche Berichte, Niederschriften des Rates, des Verwal-
tungsausschusses, der Stadtbezirksräte, der Ortsräte und der
Ausschüsse des Rates sowie Akten und sonstige Unterlagen
anfordern oder einsehen.
(2) Die Fachaufsichtsbehörde kann in Ausübung der Fachauf-
sicht Auskünfte, Berichte, die Vorlage von Akten und sonstigen
Unterlagen fordern und Geschäftsprüfungen durchführen.
§ 130 Beanstandung
(1) Die Kommunalaufsicht kann Beschlüsse und andere Maß-
nahmen einer Gemeinde sowie Bürgerentscheide beanstanden,
wenn sie das Gesetz verletzen. Beanstandete Maßnahmen dür-
fen nicht vollzogen werden. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann
verlangen, daß bereits getroffene Maßnahmen rückgängig ge-
macht werden.
(2) Enthalten Haushaltssatzungen mit genehmigungspflichtigen
Teilen Rechtsverletzungen in ihren nicht genehmigungspflichti-
gen Teilen, so kann die Kommunalaufsichtsbehörde die Wirkung
der Beanstandung auf die betroffenen nicht genehmigungspflich-
tigen Teile beschränken.
§ 131 Anordnung und Ersatzvornahme
(1) Erfüllt eine Gemeinde die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten
und Aufgaben nicht, so kann die Kommunalaufsichtsbehörde an-
ordnen, dass die Gemeinde innerhalb einer bestimmten Frist das
Erforderliche veranlasst.
(2) Kommt eine Gemeinde einer Anordnung der Kommunalauf-
sichtsbehörde nicht innerhalb der Frist nach, so kann die Kom-
munalaufsichtsbehörde die Anordnung an Stelle und auf Kosten
der Gemeinde selbst durchführen oder durch einen anderen
durchführen lassen.
§ 132 Bestellung von Beauftragten
Wenn und solange der geordnete Gang der Verwaltung einer
Gemeinde nicht gewährleistet ist und die Befugnisse der Kom-
munalaufsichtsbehörde nach den §§ 129 bis 131 nicht ausrei-
chen, kann die Kommunalaufsichtsbehörde eine Beauftragte o-
der einen Beauftragten bestellen, die oder der alle oder einzelne
Aufgaben der Gemeinde oder eines Gemeindeorgans auf Kosten
der Gemeinde wahrnimmt. Die Beauftragte oder der Beauftragte
hat im Rahmen ihres oder seines Auftrages die Stellung eines
Organs der Gemeinde.
§ 133 Genehmigungen
(1) Satzungen, Beschlüsse und andere Maßnahmen der Ge-
meinde, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen,
werden erst mit der Genehmigung wirksam. Die Genehmigung
gilt als erteilt, wenn über sie nicht binnen drei Monaten nach Ein-
gang des Genehmigungsantrags bei der für die Genehmigung
zuständigen Aufsichtsbehörde entschieden ist und die Gemeinde
einer Fristverlängerung nicht zugestimmt hat; der Gemeinde ist
hierüber auf Antrag eine Bescheinigung zu erteilen. Satz 2 gilt
nicht für die Zulassung von Ausnahmen.
(2) Absatz 1 gilt für die Geschäfte des bürgerlichen Rechtsver-
kehrs, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, ent-
sprechend.
(3) Das Innenministerium kann durch Verordnung Beschlüsse,
Rechtsgeschäfte und andere Maßnahmen der Gemeinde, die der
Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde bedürfen, von der
Genehmigung allgemein oder unter bestimmten Voraussetzun-
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gen freistellen und statt dessen die vorherige Anzeige an die
Kommunalaufsichtsbehörde vorschreiben.
(4) Rechtsgeschäfte, die gegen die Verbote des § 92 Abs. 7 und
des § 112 verstoßen, sind nichtig.
§ 136 Zwangsvollstreckung und Insolvenzverfahren
(1) Zur Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen eine Gemein-
de wegen einer Geldforderung bedarf die Gläubigerin oder der
Gläubiger einer Zulassungsverfügung der Kommunalaufsichts-
behörde, es sei denn, daß es sich um die Verfolgung dinglicher
Rechte handelt. Die Kommunalaufsichtsbehörde hat die Zulas-
sungsverfügung zu erteilen, in ihr die Vermögensgegenstände zu
bestimmen, in welche die Zwangsvollstreckung zugelassen wird,
und über den Zeitpunkt zu befinden, in dem sie stattfinden soll.
Die Zulassung der Zwangsvollstreckung in solche Vermögensge-
genstände, die für den geordneten Gang der Verwaltung oder für
die Versorgung der Bevölkerung unentbehrlich sind, sowie in
Vermögensgegenstände, die durch Stiftungsakt zweckgebunden
sind, ist ausgeschlossen. Die Zwangsvollstreckung wird nach den
Vorschriften der Zivilprozeßordnung durchgeführt. Die Vorschrift
des § 131 bleibt unberührt.
(2) Über das Vermögen einer Gemeinde findet ein Insolvenzver-
fahren nicht statt.
§ 138 Experimentierklausel -gestrichen-
§ 142 Ausführung des Gesetzes
(1) Das für Inneres zuständige Ministerium erlässt im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium durch Ver-
ordnung allgemeine Vorschriften über
1. den Inhalt

a) des Haushaltsplans,
b) der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung und
c) des Investitionsprogramms,

2. die Haushaltsführung und die Haushaltsüberwachung,
3. die Veranschlagungen für einen vom Haushaltsjahr abwei-

chenden Wirtschaftszeitraum,
4. die Bildung, vorübergehende Inanspruchnahme, Verwendung

und Auflösung von Rücklagen, Sonderposten und Rückstel-
lungen,

5. die Erfassung, den Nachweis, die Bewertung und die Ab-
schreibung der Vermögensgegenstände,

6. die Erfassung, die Bewertung und den Nachweis der Schul-
den,

7. die Geldanlagen und ihre Sicherung,
8. den getrennten Ausweis des Verwaltungsvermögens und des

realisierbaren Vermögens in der Vermögensrechnung und der
Bilanz sowie die Bewertung der Gegenstände des realisierba-
ren Vermögens mit dem Veräußerungswert in den Fällen, in
denen die Gemeinde bis zum 31. Dezember 2005 in ihrer
Haushaltsführung einen getrennten Nachweis von Verwal-
tungsvermögen und realisierbarem Vermögen beschlossen
hat,

9. die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von An-
sprüchen sowie die Behandlung von Kleinbeträgen,

10.den Inhalt und die Gestaltung des Jahresabschlusses und des
konsolidierten Gesamtabschlusses sowie die Abdeckung von
Fehlbeträgen,

11.die Aufgaben und die Organisation der Gemeindekasse und
der Sonderkassen, deren Beaufsichtigung und Prüfung sowie
die Abwicklung des Zahlungsverkehrs und die Buchführung,

12.den Aufbau, die Verwaltung und die Prüfung der Eigenbetrie-
be, wobei für Eigenbetriebe unterhalb einer Geringfügigkeits-
grenze des Versorgungs- oder Einzugsbereichs oder mit an-
sonsten nur geringfügiger wirtschaftlicher Bedeutung für die
Gemeinde deren Freistellung von diesen Vorschriften vorge-
sehen werden kann,

13.die Anwendung der Vorschriften zur Durchführung des Ge-
meindewirtschaftsrechts auf das Sondervermögen und das
Treuhandvermögen,

14.die Zuständigkeiten für die Prüfung nach § 124 Abs. 1 Satz 1,
wenn mehrere Gemeinden oder Landkreise Gesellschafter
sind, die Befreiung von der Prüfungspflicht nach § 123 Abs. 1
und § 124 Abs. 1, wenn der geringe Umfang des Unterneh-

mens oder des Versorgungsgebiets dies rechtfertigt, die
Grundsätze des Prüfungsverfahrens und die Bestätigung des
Prüfungsergebnisses sowie

15.die Anwendung von Vorschriften zur doppelten Buchführung
im Haushalts- und Rechnungswesen, und zwar auch in Bezug
auf die Aufstellung der ersten Eröffnungsbilanz sowie auf die
Bilanz sowie deren Fortführung.

(2) Das für Inneres zuständige Ministerium kann im Einverneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium durch Ver-
ordnung
1. regeln, dass Erträge und Aufwendungen sowie Einzahlungen

und Auszahlungen, für die ein Dritter Kostenträger ist oder die
von einer zentralen Stelle angenommen oder ausgezahlt wer-
den, nicht im Haushalt der Gemeinde abgewickelt werden und
dass für Sanierungs-, Entwicklungs- und Umlegungsmaß-
nahmen Sonderrechnungen zu führen sind,

2. die Einrichtung von Zahlstellen und Geldannahmestellen bei
einzelnen Dienststellen der Gemeinde sowie die Gewährung
von Handvorschüssen regeln und

3. die Anforderungen an das Haushaltssicherungskonzept und
den Haushaltssicherungsbericht regeln.

(3) Die Gemeinden sind verpflichtet, Muster zu verwenden, die
das für Inneres zuständige Ministerium aus Gründen der Ver-
gleichbarkeit der Haushalte für verbindlich erklärt hat, insbeson-
dere für die Haushaltssatzung und die Nachtragshaushaltssat-
zung.
(4) Die Landesstatistikbehörde stellt einen Kontenrahmen und ei-
nen Produktrahmen auf und benennt die dazu erforderlichen Zu-
ordnungskriterien. Die Gemeinden sind zur Verwendung der
Buchführungshilfen nach Satz 1 verpflichtet.

---------------------------------------------------------------------------------------

Gesetz zur Neuordnung des Gemeindehaushaltsrechts und
zur Änderung gemeindewirtschaftlicher Vorschriften
Artikel 6
In-Kraft-Treten, Übergangsvorschriften
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.
(2) Auf Beschluss des Hauptorgans der kommunalen Körper-
schaft bleiben für die Körperschaft
1. aus der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO)

a) § 40 Abs. 1 Nrn. 8 und 9,
b) § 82 Abs. 3,
c) § 83 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 3,
d) § 84 Abs. 2,
e) § 85 Abs. 1 und 2 Satz 1,
f) § 87 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 2,
g) § 88 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 1,
h) § 89 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 und 3,
i) § 90,
j) § 91 Abs. 1 und 2,
k) § 92 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1,
l) § 93 Abs. 3,
m) § 95,
n) die §§ 99 bis 101,
o) § 102 Abs. 4 Satz 3,
p) die §§ 103 und 104,
q) § 119 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie
r) § 120,

2. § 36 Abs. 1 Nrn. 8 und 9 der Niedersächsischen Landkreis-
ordnung sowie

3. § 47 Abs. 1 Nrn. 8 und 9 des Gesetzes über die Region Han-
nover

und zugehörige Verordnungsregelungen jeweils in der bis zum
31. Dezember 2005 geltenden Fassung für weitere Haushaltsjah-
re anwendbar, jedoch nicht für Haushaltsjahre nach dem Haus-
haltsjahr 2011. In den Fällen des Satzes 1 ist § 105 NGO in der
bis zum 31. Dezember 2005 geltenden Fassung mit der Maßga-
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be anzuwenden, dass an die Stelle der Worte „Das Innenministe-
rium“ die Worte „Die Kommunalaufsichtsbehörde“ treten.
(3) Für die Dauer der Wirksamkeit eines Beschlusses nach Ab-
satz 2 sind aus der Niedersächsischen Gemeindeordnung
1. § 82 Abs. 4, 5, 7 und 8, § 89 Abs. 5 und § 96 Abs. 4 nicht an-

zuwenden;
2. § 87 Abs. 3 Nr. 3 und § 89 Abs. 1 Satz 1 mit der Maßgabe an-

zuwenden, dass jeweils an die Stelle der Worte „Auf-
wendungen und Auszahlungen“ das Wort „Ausgaben“ tritt;

3. § 88 Abs. 1 Nr. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle der Worte „Aufwendungen entstehen lassen und Aus-
zahlungen“ das Wort „Ausgaben“ sowie an die Stelle des
Wortes „Finanzhaushalts“ das Wort „Vermögenshaushalts“
tritt;

4. § 94 Abs. 1 Satz 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle des Wortes „Auszahlungen“ das Wort „Ausgaben“ tritt;

5. § 94 Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle
der Worte „im Finanzhaushalt veranschlagten Einzahlungen“
die Worte „im Vermögenshaushalt veranschlagten Einnah-
men“ treten;

6. § 93 Abs. 4 und § 97 Abs. 3 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Worte „Anhang zum Jahresabschluss“
die Worte „Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung“ treten.

(4) Auf Beschluss des Hauptorgans der kommunalen Körper-
schaft bleibt für Eigenbetriebe der Körperschaft, die am 31. De-
zember 2005 bereits bestehen, § 113 Abs. 1 NGO in der bis zum
31. Dezember 2005 geltenden Fassung anwendbar, jedoch nicht
für Haushaltsjahre nach dem Haushaltsjahr 2011. Satz 1 gilt ent-
sprechend in Bezug auf Unternehmen und Einrichtungen kom-
munaler Körperschaften in privater Rechtsform, für die die Vor-
schriften zur Wirtschaftsführung für Eigenbetriebe angewendet
werden.
(5) Auf Beschluss des Hauptorgans der kommunalen Körper-
schaft bleibt für Einrichtungen der Körperschaft nach § 108 Abs.
3 NGO, die am 31. Dezember 2005 bereits bestehen, § 110 NGO
in der bis zum 31. Dezember 2005 geltenden Fassung anwend-
bar, jedoch nicht für Haushaltsjahre nach dem Haushaltsjahr
2011.
(6) Beschlüsse nach den Absätzen 2, 4 und 5 kann die kommu-
nale Körperschaft mit Wirkung für das Haushaltsjahr 2006 noch
bis zum 31. März 2006 fassen.
(7) Den kommunalen Körperschaften ist es freigestellt, für die
Haushaltsjahre 2006 bis 2011 jeweils einen konsolidierten Ge-
samtabschluss nach § 100 Abs. 4 bis 6 NGO zu erstellen. Soweit
die kommunalen Körperschaften hiervon absehen, ist § 109 Abs.
1 Nr. 8 NGO nicht anzuwenden. Kommunalen Körperschaften,
die unter den Voraussetzungen des Satzes 1 keinen konsoli-
dierten Jahresabschluss erstellen, steht es frei, für kommunale
Anstalten, die sie vor dem 1. Januar 2006 gegründet haben, §
113 g Abs. 1 und § 125 NGO in der bis zum 31. Dezember 2005
geltenden Fassung anzuwenden.
(8) Für das Haushaltsjahr, für das die Haushaltswirtschaft einer
kommunalen Körperschaft erstmals nach den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung im Rechnungsstil der doppelten
Buchführung geführt wird, hat das Hauptorgan der Körperschaft
eine Eröffnungsbilanz (erste Eröffnungsbilanz) zu beschließen.
Für die Aufstellung der ersten Eröffnungsbilanz gelten die Vor-
schriften der Niedersächsischen Gemeindeordnung und die auf-
grund der Niedersächsischen Gemeindeordnung erlassenen
Verordnungsregelungen zur Bilanz entsprechend, soweit nicht in
den Sätzen 3 bis 5 und in Absatz 11 Sonderregelungen getroffen
werden. In die erste Eröffnungsbilanz werden die um Haushalts-
reste bereinigten noch nicht abgedeckten Sollfehlbeträge aus
Vorjahren des Verwaltungshaushalts als Minusbetrag übernom-
men, ohne sie mit dem Basisreinvermögen zu verrechnen; hierfür
ist das aus dem Inventar ermittelte Basisreinvermögen in der
ersten Eröffnungsbilanz um die übernommenen Sollfehlbeträge
erhöht auszuweisen. Haushaltsreste aus Vorjahren sind unter der
ersten Eröffnungsbilanz auszuweisen. Die erste Eröffnungsbilanz
ist in einem Anhang zu erläutern, sie unterliegt der Rechnungs-
prüfung und ist nach ihrer Prüfung der Kommunalaufsichtsbehör-
de spätestens bis zum 31. Dezember des Haushaltsjahres nach
Satz 1 vorzulegen.
(9) Überschüsse des Haushaltsjahres nach Absatz 8 Satz 1 und
die der nachfolgenden Haushaltsjahre sind zuerst mit Sollfehlbe-

trägen des Verwaltungshaushalts zu verrechnen. Eine Verrech-
nung von Sollfehlbeträgen des Verwaltungshaushalts mit Ein-
zahlungen aus einer Vermögensveränderung ist zulässig, wenn
sonst ein Abbau der Sollfehlbeträge trotz Ausschöpfung aller Er-
trags- und Sparmöglichkeiten nicht möglich ist.
(10) Die um Haushaltsreste bereinigten noch nicht abgedeckten
Sollfehlbeträge des Vermögenshaushalts sind in den ersten Fi-
nanzhaushalt als Auszahlung einzustellen und die geplante De-
ckung dieser Sollfehlbeträge gleichzeitig als Einzahlung; tatsäch-
liche Auszahlungen finden insoweit nicht statt. Ein so erzielter Ü-
berschuss der Einzahlungen über die Auszahlungen wird mit den
übernommenen Sollfehlbeträgen des Vermögenshaushalts ver-
rechnet.
(11) Ausgaben des Verwaltungshaushalts für die Umstellung des
Haushalts- und Rechnungswesens auf das nach diesem Gesetz
geltende Gemeindehaushaltsrecht, die bis zum Ende des letzten
Haushaltsjahres, das noch nach den bisherigen Vorschriften ge-
führt wird, anfallen, dürfen als Investitionen im Sinne von § 92
Abs. 1 NGO angesehen werden. Der Betrag in Höhe des Ge-
samtwerts der Ausgaben nach Satz 1 (Umstellungswert) darf
dem Verwaltungshaushalt aus dem Vermögenshaushalt zuge-
führt werden. In der ersten Eröffnungsbilanz darf der Gesamtwert
nach Satz 1 aktiviert werden; als Nutzungsdauer des Umstel-
lungswerts gilt ein Zeitraum von längstens 15 Jahren. Wird von
Satz 1 kein Gebrauch gemacht, der Umstellungswert nach Satz 2
aber in der ersten Eröffnungsbilanz aktiviert, so darf ein nach Ab-
satz 8 Satz 3 vorgetragener Sollfehlbetrag um den Umstellungs-
wert gekürzt werden.
(12) Erfolgt die Haushaltsführung von kommunalen Gebietskör-
perschaften oder von kommunalen Anstalten oder gemeinsamen
kommunalen Anstalten für Haushaltsjahre, die nach dem 31. De-
zember 2005 enden, noch nach den bis zum 31. Dezember 2005
hierfür geltenden Vorschriften, so sind für solche Haushaltsjahre
die bis zum 31. Dezember 2005 geltenden Vorschriften über die
Aufstellung von Nachtragshaushaltssatzungen, die Jahresrech-
nungen, die Rechnungsprüfung und die überörtliche Prüfung
auch nach Abschluss dieser Haushaltsjahre anzuwenden.
(13) Das für Inneres zuständige Ministerium kann zulassen, dass
die Neuordnung des Haushalts- und Rechnungswesens nach
den Vorschriften dieses Gesetzes in begründeten Einzelfällen
erst zu einem späteren Zeitpunkt als dem Haushaltsjahr 2012
erfolgen darf.
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V e r o r d n u n g  
über die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans  

sowie die Abwicklung der Kassengeschäfte der Gemeinden  
auf der Grundlage der kommunalen Doppik 

(Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung - GemHKVO -) 
 

Vom  22. Dezember 2005 
 

Aufgrund des § 142 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 282), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. November 2005 (Nds. GVBl. S. 352), wird im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium verordnet: 
 
 

Inhaltsübersicht 
 

Erster Abschnitt: Aufstellung des Haushaltsplans, Planungsgrundsätze  §§ 1 bis 16 
 
Zweiter Abschnitt: Deckungsregeln  §§ 17 bis 20 
 
Dritter Abschnitt: Haushaltswirtschaftliche Instrumente  §§ 21 und 22  
 
Vierter Abschnitt: Dauernde Leistungsfähigkeit, Deckung von Fehlbeträgen  §§ 23 und 24 
 
Fünfter Abschnitt: Weitere Vorschriften für die Haushaltswirtschaft   §§ 25 bis 33 
 
Sechster Abschnitt: Buchführung und Inventar  §§ 34 bis 39 
 
Siebenter Abschnitt: Zahlungsvorgänge, Sicherheitsstandards  §§ 40 und 41 
 
Achter Abschnitt:  Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden  §§ 42 bis 47 
 
Neunter Abschnitt: Jahresabschluss, konsolidierter Gesamtabschluss  §§ 48 bis 58  
 
Zehnter Abschnitt: Schlussvorschriften  §§ 59 bis 62 
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E r s t e r  A b s c h n i t t  
Aufstellung des Haushaltsplans, Planungsgrundsätze 

 
§ 1 

Bestandteile des Haushaltsplans, Anlagen 
 

(1) Der Haushaltsplan besteht aus 

1. dem Ergebnishaushalt (§ 2), 

2. dem Finanzhaushalt (§ 3), 

3. den Teilhaushalten (§ 4) und  

4. dem Stellenplan (§ 5). 
 

(2) 1Zum Haushaltsplan gehören als Anlagen 

 1. eine Übersicht über die ordentlichen und außerordentlichen Erträge und  Aufwendungen 
mit den jeweiligen Gesamtsummen der Teilhaushalte des Ergebnishaushalts (Übersicht 
Ergebnishaushalt), 

 2. eine Übersicht über die Einzahlungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen 
mit den jeweiligen Gesamtsummen der Teilhaushalte des Finanzhaushalts (Übersicht 
Finanzhaushalt), 

 3. der Vorbericht (§ 6),  

 4. das Haushaltssicherungskonzept, wenn ein solches erstellt werden muss, 

 5. eine Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen in den einzelnen Jahren 
voraussichtlich fällig werdenden Auszahlungen, wobei für Auszahlungen, die in den 
Jahren fällig werden, auf die sich die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung noch 
nicht erstreckt, die voraussichtliche Deckung des Zahlungsmittelbedarfs dieser Jahre 
besonders dargestellt wird, 

 6. eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Schulden zu Beginn des 
Haushaltsjahres, 

 7. die letzte Vermögensrechnung und Bilanz sowie der letzte konsolidierte 
Gesamtabschluss, 

 8. die zuletzt aufgestellten Wirtschaftspläne und die neuesten Jahresabschlüsse der  
Sondervermögen, für die Sonderrechnungen geführt werden, 

 9. die zuletzt aufgestellten Wirtschaftspläne und die neuesten Jahresabschlüsse der 
kommunalen Anstalten sowie der Unternehmen und Einrichtungen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist,  

10. der Bericht der Gemeinde über ihre Unternehmen und Einrichtungen in der Rechtsform 
des privaten Rechts und ihre Beteiligung daran sowie über ihre kommunalen Anstalten 
(§ 116 a NGO), sofern der Bericht nicht bereits anderweitig veröffentlicht ist, 

11. eine Übersicht über die Produktgruppen und 

12. eine Übersicht über die gebildeten Budgets (§ 4 Abs. 3). 
2Der Bericht nach Satz 1 Nr. 10 kann die Anlage nach Satz 1 Nr. 9 ersetzen, wenn er dem 
Haushaltsplan beigefügt wird und die wesentlichen Aussagen der Wirtschaftspläne und 
Jahresabschlüsse zur Wirtschaftslage und zur voraussichtlichen Entwicklung der 
kommunalen Anstalten, Unternehmen und Einrichtungen enthält. 
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(3) In den Ansatzspalten werden ausgewiesen 

1. das Rechnungsergebnis des dem Vorjahr vorangehenden Jahres, 

2. die Ansätze des Vorjahres, ausgenommen die Verpflichtungsermächtigungen,  

3. die Ansätze des Haushaltsjahres, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird, bei einem 
Haushaltsplan für zwei Jahre die Ansätze nach Jahren getrennt, und 

4. die Ansätze der drei dem Haushaltsjahr nach Nummer 3 folgenden Jahre der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung, gegliedert nach Jahren. 

 
(4) Als planmäßige Haushaltsansätze gelten die Ansätze in den Teilhaushalten nach 

Absatz 3 Nr. 3.  
 

§ 2 
Ergebnishaushalt 

 
(1) Der Ergebnishaushalt umfasst die ordentlichen und die außerordentlichen Erträge 

sowie die ordentlichen und die außerordentlichen Aufwendungen. 
 

(2) In den Ergebnishaushalt werden als ordentliche Erträge aufgenommen 

 1. Steuern und ähnliche Abgaben, 

 2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen, außer für Investitionstätigkeit, 

 3. Auflösungserträge aus Sonderposten, 

 4. sonstige Transfererträge, 

 5. öffentlich-rechtliche Entgelte, außer Beiträge und ähnliche Entgelte für 
Investitionstätigkeit, 

 6. privatrechtliche Entgelte, 

 7. Kostenerstattungen und Kostenumlagen, 

 8. Zinsen und ähnliche Finanzerträge, 

 9. aktivierte Eigenleistungen,  

10. Bestandsveränderungen und 

11. sonstige ordentliche Erträge. 
 

(3) 1In den Ergebnishaushalt werden als ordentliche Aufwendungen aufgenommen  

1. Aufwendungen für aktives Personal, 

2. Aufwendungen für Versorgung, 

3. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen, 

4. Abschreibungen, 

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen, 

6. Transferaufwendungen und  

7. sonstige ordentliche Aufwendungen. 
2Ein Überschuss nach § 15 Abs. 5 wird zum Zweck des Haushaltsausgleichs wie ordentlicher 
Aufwand in den Ergebnishaushalt aufgenommen und rechnet zum Gesamtbetrag der 
ordentlichen Aufwendungen in der Haushaltssatzung. 
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(4) 1Der Ergebnishaushalt enthält zudem 

1. die außerordentlichen Erträge sowie  

2. die außerordentlichen Aufwendungen. 
2Ein Überschuss nach § 15 Abs. 6 wird zum Zweck des Haushaltsausgleichs wie 
außerordentlicher Aufwand in den Ergebnishaushalt aufgenommen und rechnet zum 
Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen in der Haushaltssatzung. 
 

(5) Im Ergebnishaushalt werden für jedes Haushaltsjahr zusätzlich ausgewiesen 

1. der Saldo aus der Summe der ordentlichen Erträge und der Summe der ordentlichen 
Aufwendungen, ohne einen Überschuss nach § 15 Abs. 5, als ordentliches Ergebnis, 

2. der Saldo aus den außerordentlichen Erträgen und den außerordentlichen 
Aufwendungen, ohne einen Überschuss nach § 15 Abs. 6, als außerordentliches 
Ergebnis und 

3. der Saldo aus dem ordentlichen Ergebnis und dem außerordentlichen Ergebnis als 
Jahresergebnis. 

 
(6) Sind noch Jahresfehlbeträge aus Vorjahren nach Maßgabe des § 24 abzudecken, so 

wird unter dem geplanten Jahresergebnis nach Absatz 5 Nr. 3 zusätzlich die Summe der 
noch abzudeckenden Jahresfehlbeträge angegeben. 
 

§ 3 
Finanzhaushalt 

 
In den Finanzhaushalt werden aufgenommen  

 1. als Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

a) Steuern und ähnliche Abgaben, 

b) Zuwendungen und allgemeine Umlagen, außer für Investitionstätigkeit, 

c) sonstige Transfereinzahlungen, 

d) öffentlich-rechtliche Entgelte, außer Beiträgen und ähnlichen Entgelten für 
Investitionstätigkeit, 

e) privatrechtliche Entgelte, außer für Investitionstätigkeit, 

f) Kostenerstattungen und Kostenumlagen, außer für Investitionstätigkeit, 

g) Zinsen und ähnliche Einzahlungen, 

h) Einzahlungen aus der Veräußerung geringwertiger Vermögensgegenstände und 

i) sonstige haushaltswirksame Einzahlungen, 

 2. als Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 

a) Auszahlungen für aktives Personal, 

b) Auszahlungen für Versorgung, 

c) Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen und für geringwertige Vermögens-
gegenstände, 

d) Zinsen und ähnliche Auszahlungen, 

e) Transferauszahlungen, außer für Investitionstätigkeit, und 

f) sonstige haushaltswirksame Auszahlungen, 
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 3. die Darstellung des Saldos der Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, 

 4. als Einzahlungen für Investitionstätigkeit 

a) Einzahlungen aus Zuwendungen für Investitionstätigkeit, 

b) Einzahlungen aus Beiträgen und ähnlichen Entgelten für Investitionstätigkeit, 

c) Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachvermögen, 

d) Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzvermögensanlagen und 

e) Einzahlungen für sonstige Investitionstätigkeit, 

 5. als Auszahlungen für Investitionstätigkeit 

a) Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden, 

b) Auszahlungen für Baumaßnahmen, 

c) Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem Sachvermögen, 

d) Auszahlungen für den Erwerb von Finanzvermögensanlagen, 

e) Auszahlungen für aktivierbare Zuwendungen und 

f) Auszahlungen für sonstige Investitionstätigkeit, 

 6. die Darstellung des Saldos aus Einzahlungen und Auszahlungen für Investitionstätigkeit, 

 7. die Darstellung der Summe der Salden nach den Nummern 3 und 6 als Finanzmittel-
überschuss oder Finanzmittelfehlbetrag,  

 8. als Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  

a) die Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und  

b) die Einzahlungen aus der Aufnahme innerer Darlehen, 

 9. als Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  

a) die Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und  

b) die Auszahlungen für die Rückzahlung innerer Darlehen,  

10. die Darstellung des Saldos aus Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzierungs-
tätigkeit sowie 

11. die Darstellung des voraussichtlichen Bestandes an Zahlungsmitteln am Ende des 
Haushaltsjahres aus  

a) der Summe der Salden aus den Nummern 7 und 10 und  

b) dem voraussichtlichen Bestand an Zahlungsmitteln am Anfang des Haushaltsjahres. 
 

§ 4 
Teilhaushalte, Budgets 

 
(1) 1Der Haushalt wird in Teilhaushalte gegliedert. 2Die Gliederung entspricht der 

örtlichen Verwaltungsgliederung. 3In den Teilhaushalten werden die ihnen zugeordneten 
Produkte abgebildet. 4Mehrere Produktbereiche können zu einem Teilhaushalt 
zusammengefasst oder Produktbereiche nach Produktgruppen auf mehrere Teilhaushalte 
aufgeteilt werden; dabei notwendige Überleitungen zum Produktrahmen werden in der 
Übersicht nach § 1 Abs. 2 Nr. 11 dargestellt. 5Die Teilhaushalte werden in einen 
Ergebnishaushalt und in einen Finanzhaushalt gegliedert. 6Die Verantwortung für einen 
Teilhaushalt soll einer bestimmten Organisationseinheit im Rahmen der 
Verwaltungsgliederung zugeordnet werden.   
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(2) Die Landesstatistikbehörde legt den Kontenrahmen und den Produktrahmen sowie 

die dazu erforderlichen Zuordnungsvorschriften verbindlich fest und veröffentlicht die 
Regelungen im Niedersächsischen Ministerialblatt.  

 
(3) 1Teilhaushalte, Produktbereiche, Produktgruppen oder Produkte, die einen funktional 

begrenzten Aufgabenbereich darstellen, können durch Haushaltsvermerk zu einer 
Bewirtschaftungseinheit erklärt werden (Budget). 2Die Verantwortung für ein Budget wird 
einer bestimmten Organisationseinheit im Rahmen der Verwaltungsgliederung zugeordnet. 

 
(4) 1Die Teilergebnishaushalte werden nach § 2 Abs. 1 bis 4 aufgestellt. 2Für jeden 

Teilergebnishaushalt wird ein Jahresergebnis nach § 2 Abs. 5 dargestellt. 3Soweit Erträge 
und Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen erfasst werden, werden 
entsprechende Ansätze in den jeweiligen Teilhaushalt aufgenommen.  

 
(5) 1Die Teilfinanzhaushalte werden nach § 3 aufgestellt. 2Die Einzahlungen und 

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit können jeweils in einer Summe 
angegeben werden. 

 
(6) 1In den Teilfinanzhaushalten werden Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen, die sich über mehrere Jahre erstrecken, und Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen oberhalb einer von der Gemeinde festgelegten Wertgrenze einzeln 
dargestellt. 2Dabei werden die bisher bereitgestellten Haushaltsmittel und die Gesamt-
investitionssumme sowie die Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre angegeben. 
3Unbedeutende Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen können in einem 
Ansatz zusammengefasst werden. 

 
(7) In jedem Teilhaushalt werden die wesentlichen Produkte mit den dazugehörenden 

Leistungen und die zu erreichenden Ziele mit den dazu geplanten Maßnahmen beschrieben 
sowie Kennzahlen zur Zielerreichung bestimmt.  

 
(8) Weisen Positionen der Teilergebnishaushalte oder der Teilfinanzhaushalte in den 

Ansatzspalten nach § 1 Abs. 3 keinen Betrag aus, so können sie entfallen.  
 

§ 5 
Stellenplan 

 
(1) 1Der Stellenplan weist die erforderlichen Stellen der Beamtinnen und Beamten, 

denen ein Amt verliehen ist (Planstellen), und der weiteren nicht nur vorübergehend 
Beschäftigten (andere Stellen) aus. 2Soweit erforderlich, werden in ihm die 
Amtsbezeichnungen für Beamtinnen und Beamte festgesetzt. 3Stellen, die Einrichtungen 
zugeordnet sind, für die Sonderrechnungen geführt werden, werden gesondert ausgewiesen. 
4In einer Übersicht zum Stellenplan wird die Aufteilung der Stellen auf die Teilhaushalte 
dargestellt. 

 
(2) 1Im Stellenplan wird ferner für die einzelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen die 

Gesamtzahl der Stellen für das Vorjahr sowie jeweils die Gesamtzahl der am 30. Juni des 
Vorjahres besetzten Stellen angegeben. 2Wesentliche Abweichungen gegenüber dem 
Stellenplan des Vorjahres werden erläutert.  

 
(3) Soweit ein dienstliches Bedürfnis besteht, dürfen im Stellenplan ausgewiesene  

1. Planstellen mit Beamtinnen und Beamten einer niedrigeren Besoldungsgruppe der-
selben Laufbahn besetzt werden; 
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2. freigewordene Planstellen des Eingangsamts einer Laufbahn des höheren, gehobenen 
oder mittleren Dienstes mit Beamtinnen und Beamten der nächstniedrigeren Laufbahn 
besetzt werden, deren Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn im folgenden Haushalts-
jahr laufbahnrechtlich möglich und vom Dienstherrn beabsichtigt ist; 

3. Planstellen des Eingangsamts einer Laufbahn vorübergehend mit Beamtinnen und 
Beamten zur Anstellung besetzt werden, deren Anstellung vom Dienstherrn beabsichtigt 
ist; 

4. freigewordene Planstellen mit Personen besetzt werden, die nicht in einem Beamten-
verhältnis stehen, längstens jedoch für die Dauer von fünf Jahren. 
 
(4) 1Planstellen und andere Stellen werden als „künftig wegfallend“ dargestellt, soweit 

sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich nicht mehr benötigt werden. 2Sie 
werden als „künftig umzuwandeln“ dargestellt, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren 
voraussichtlich in Planstellen oder andere Stellen einer niedrigeren Besoldungs- oder 
Entgeltgruppe oder Planstellen in andere Stellen umgewandelt werden sollen. 
 

§ 6 
Vorbericht 

 
1Der Vorbericht soll einen Überblick über die Entwicklung und den Stand der Haushalts-

wirtschaft geben. 2Er enthält eine wertende Analyse der finanziellen Lage und ihrer voraus-
sichtlichen Entwicklung und soll sich dabei auf Kennzahlen stützen. 3Insbesondere sollen 
dargestellt werden 

1. die Entwicklung 

a) der Erträge aus den einzelnen Steuerarten und ähnlichen Abgaben, 

b) der Erträge aus Zuwendungen und allgemeinen Umlagen,  

c) der Aufwendungen aus einzelnen Steuerbeteiligungen und allgemeinen Umlagen,  

d) der weiteren wichtigen Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen,  

e) des Vermögens, der Schulden einschließlich der Liquiditätskredite und des 
Bestandes an liquiden Mitteln sowie  

f) des Gesamtergebnisses unter Berücksichtigung der Fehlbetragsabdeckung aus 
Vorjahren  

in den beiden dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahren sowie die voraussichtliche 
Entwicklung im Haushaltsjahr und in den drei folgenden Jahren, 

2. die Finanzierung der im Haushaltsjahr geplanten Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen und die finanziellen Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die 
folgenden Jahre, 

3. die wesentlichen Abweichungen des Haushaltsplans von der mittelfristigen Ergebnis- 
und Finanzplanung und den Zielvorgaben des Vorjahres,  

4. im Fall der Notwendigkeit eines Haushaltssicherungskonzeptes die Verwirklichung der 
dazu vorgesehenen Maßnahmen im Haushaltsplan und  

5. der Anpassungsbedarf bei den Einrichtungen der Gemeinde aufgrund der auch aus der 
Bevölkerungsstatistik zu schließenden zukünftigen Gemeindeentwicklung. 
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§ 7 
Haushaltsplan für zwei Jahre 

 
Werden in der Haushaltssatzung Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre getroffen, so 

werden im Haushaltsplan die Erträge und Aufwendungen, die Einzahlungen und 
Auszahlungen und die Verpflichtungsermächtigungen für jedes der beiden Haushaltsjahre 
getrennt veranschlagt.  
 

§ 8 
Nachtragshaushaltsplan 

 
(1) 1Der Nachtragshaushaltsplan enthält alle erheblichen Änderungen der Ansätze für 

Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, die im Zeitpunkt seiner 
Aufstellung übersehbar sind, sowie die damit in Zusammenhang stehenden wesentlichen 
Änderungen der Ziele und Kennzahlen. 2Bereits geleistete oder angeordnete über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen brauchen nicht veranschlagt zu 
werden. 

 
(2) Werden im Nachtragshaushaltsplan Mehrerträge und Mehreinzahlungen 

veranschlagt oder Kürzungen bei Aufwendungen und Auszahlungen vorgenommen, die der 
Deckung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen dienen, so 
werden diese Veränderungen der Aufwendungen oder Auszahlungen abweichend von 
Absatz 1 Satz 2 in den Nachtragshaushaltsplan aufgenommen.  

 
(3) 1Für Verpflichtungsermächtigungen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 2Die 

Auswirkungen auf die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung werden angegeben; die 
Übersicht nach § 1 Abs. 2 Nr. 5 wird ergänzt. 
 

§ 9 
Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 
(1) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung umfasst die in § 1 Abs. 3 Nrn. 2 bis 4 

genannten Ansätze und wird in den Haushaltsplan einbezogen. 
 
(2) 1Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung schließt das Investitionsprogramm 

ein. 2Das Investitionsprogramm besteht aus den Ansätzen und Erläuterungen der Aus-
zahlungen für Investitionstätigkeit in den Teilfinanzhaushalten nach § 1 Abs. 3 Nrn. 2 bis 4 
mit den im Planungszeitraum vorgesehenen Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen nach dem jeweiligen Jahresbedarf. 3Das Investitionsprogramm soll im Hinblick 
auf § 40 Abs. 1 Nr. 8 NGO gesondert darstellbar sein. 

 
(3) Bei der Aufstellung und Fortschreibung der mittelfristigen Ergebnis- und Finanz-

planung sollen die vom für Inneres zuständigen Ministerium bekannt gegebenen Orien-
tierungsdaten berücksichtigt werden. 

 
(4) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung soll für die einzelnen Jahre in 

Erträgen und Aufwendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen ausgeglichen sein. 
 
(5) Die Gemeinden sind für ihre Sondervermögen und Treuhandvermögen von der 

Pflicht zur mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung freigestellt. 
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§ 10 
Veranschlagung, Ansatzermittlung 

 
(1) Die Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen werden in voller Höhe 

und getrennt voneinander veranschlagt, soweit in dieser Verordnung nichts anderes 
bestimmt ist.  

 
(2) 1Die Erträge und Aufwendungen werden in ihrer voraussichtlichen Höhe in dem 

Haushaltsjahr  veranschlagt, dem sie wirtschaftlich zuzurechnen sind. 2Die Einzahlungen und 
Auszahlungen werden in Höhe der im Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden oder zu 
leistenden Beträge veranschlagt. 3Die Höhe eines Ansatzes wird sorgfältig geschätzt, soweit 
der Betrag nicht errechenbar ist. 
 

(3) 1Für denselben Zweck sollen Erträge und Aufwendungen sowie Ein- und 
Auszahlungen nicht an verschiedenen Stellen veranschlagt werden. 2Wird ausnahmsweise 
anders verfahren, so wird in Erläuterungen auf die Ansätze gegenseitig verwiesen.  
 

§ 11 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
1Die Verpflichtungsermächtigungen werden in den Teilhaushalten maßnahmenbezogen 

veranschlagt. 2Dabei wird angegeben, wie sich die Belastungen voraussichtlich auf die 
künftigen Jahre verteilen. 

 
§ 12 

Investitionen 
 

(1)1 Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen werden, soll 
durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kommenden 
Möglichkeiten die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 2Vor Beginn 
einer Investition von unerheblicher finanzieller Bedeutung muss mindestens eine 
Folgekostenberechnung vorliegen. 

 
(2) 1Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen dürfen erst 

veranschlagt werden, wenn Pläne, Berechnungen und Erläuterungen vorliegen, aus denen 
die Art der Ausführung, die Gesamtauszahlungen für die Baumaßnahme, der Grunderwerb 
und die Einrichtung sowie der voraussichtliche Jahresbedarf unter Angabe der finanziellen 
Beteiligung Dritter und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich sind. 2Den Unterlagen wird 
eine Berechnung der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen 
Haushaltsbelastungen beigefügt. 

 
(3) 1Ausnahmen von Absatz 2 sind für finanzwirtschaftlich unerhebliche Vorhaben und 

für dringende Instandsetzungen zulässig. 2Die Notwendigkeit einer Ausnahme wird in den 
Erläuterungen begründet.  
 

§ 13 
Verfügungsmittel, Deckungsreserve 

 
(1) Aufwendungen und entsprechende Auszahlungen der ehrenamtlichen Bürger-

meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters und der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
des Hauptverwaltungsbeamten, die aus dienstlichem Anlass entstehen und für die nicht an 
anderer Stelle Mittel veranschlagt sind, können in angemessener Höhe als Verfügungsmittel 
veranschlagt werden. 
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(2) Mittel zur Deckung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und entsprechender 
Auszahlungen können in angemessener Höhe als Deckungsreserve veranschlagt werden. 

 
(3) Die Ansätze nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nicht überschritten werden; sie sind 

nicht mit anderen Aufwendungen und Auszahlungen deckungsfähig und dürfen nicht zeitlich 
übertragen werden. 
 

§ 14 
Haushaltsunwirksame Einzahlungen und Auszahlungen 

 
Im Haushaltsplan werden nicht veranschlagt 

1. durchlaufende Zahlungen,  

2. Zahlungen, die die Gemeinde aufgrund rechtlicher Vorschriften unmittelbar in den 
Haushalt eines anderen öffentlichen Aufgabenträgers zu buchen hat einschließlich der 
ihr zur Selbstbewirtschaftung zugewiesenen Zahlungsmittel, 

3. Zahlungen, die die Kasse des endgültigen Trägers der Zahlungsverpflichtung oder eine 
andere Kasse, die unmittelbar mit dem endgültigen Träger der Zahlungsverpflichtung 
abrechnet, anstelle der Gemeindekasse annimmt oder auszahlt und 

4. die Einzahlungen und Rückzahlungen aus der Aufnahme von Liquiditätskrediten.  
 

§ 15 
Weitere Vorschriften für die Veranschlagung  

 
(1) Die Veranschlagung von Personalaufwendungen und -auszahlungen richtet sich 

nach den im Haushaltsjahr voraussichtlich besetzten Stellen.  
 

(2) Die Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen und die entsprechenden Auszahlungen 
werden auf die Teilhaushalte im Verhältnis der dort veranschlagten Personalaufwendungen 
und -auszahlungen aufgeteilt. 

 
(3) 1Interne Leistungen zwischen den Teilergebnishaushalten sollen angemessen 

veranschlagt und verrechnet werden (Innere Verrechnungen). 2Die sich aus Inneren 
Verrechnungen ergebenden Erträge und Aufwendungen müssen sich insgesamt 
ausgleichen. 

 
(4) Aktivierungsfähige Eigenleistungen werden veranschlagt. 
 
(5) Ein Überschuss der ordentlichen Erträge über die ordentlichen Aufwendungen wird 

im Ergebnishaushalt als Zuführung zu der aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 
gebildeten Rücklage veranschlagt.  

 
(6) Ein Überschuss der außerordentlichen Erträge über die außerordentlichen 

Aufwendungen wird im Ergebnishaushalt als Zuführung zu der aus Überschüssen des 
außerordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage veranschlagt. 
 

§ 16 
Erläuterungen 

 
Im Vorbericht oder im Haushaltsplan werden mindestens erläutert 

1. die wesentlichen Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, soweit sie 
von den Ansätzen des Vorjahres erheblich abweichen, 

2. neue Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen,  
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3. bei Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen, die sich über mehrere Jahre 
erstrecken, in jedem folgenden Haushaltsplan die bisherige Abwicklung,  

4. Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen zur Erfüllung von Verträgen, die die 
Gemeinde über ein Jahr hinaus zu erheblichen Zahlungen verpflichten, und 

5. die wesentlichen zweckgebundenen Erträge und Einzahlungen. 
 

 
Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

Deckungsregeln 
 

§ 17 
Gesamtdeckung 

 
(1) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, dienen 

1. die ordentlichen Erträge des Ergebnishaushalts insgesamt zur Deckung der ordentlichen 
Aufwendungen des Ergebnishaushalts und die außerordentlichen Erträge des 
Ergebnishaushalts insgesamt zur Deckung der außerordentlichen Aufwendungen des 
Ergebnishaushalts, 

2. die Einzahlungen für laufende Verwaltungstätigkeit des Finanzhaushalts insgesamt zur 
Deckung der Auszahlungen für laufende Verwaltungstätigkeit sowie für die 
Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung und 

3. die Zahlungsüberschüsse aus laufender Verwaltungstätigkeit und die Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit sowie die Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und inneren 
Darlehen insgesamt zur Deckung der Auszahlungen für die Investitionstätigkeit.  

 
(2) Die Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und inneren Darlehen dürfen für 

die Deckung der Auszahlungen für die ordentliche Tilgung nicht verwendet werden. 
 

(3) Die Inanspruchnahme gegenseitiger Deckungsfähigkeit (§ 19) und die Übertragung 
(§ 20) sind nur zulässig, wenn dadurch das geplante Ergebnis nicht gefährdet wird. 
 

§ 18 
Zweckbindung 

 
(1) 1Erträge sind auf die Verwendung für bestimmte Aufwendungen beschränkt, soweit 

dafür eine rechtliche Verpflichtung besteht. 2Wenn eine Beschränkung wegen des sachlichen 
Zusammenhangs geboten ist, darf eine Zweckbindung auch über Satz 1 hinaus durch Haus-
haltsvermerk vorgenommen werden. 3Zweckgebundene Mehrerträge dürfen für ent-
sprechende Mehraufwendungen verwendet werden, wenn entsprechende Einzahlungen 
vorhanden sind. 4Es kann durch Haushaltsvermerk bestimmt werden, dass Mindererträge bei 
einzelnen Haushaltsansätzen zur Verringerung von Aufwendungen bei bestimmten Haus-
haltsansätzen führen müssen. 5Mehraufwendungen nach Satz 3 gelten nicht als über- oder 
außerplanmäßig. 
 

(2) Absatz 1 gilt für Zweckbindungen bei Einzahlungen und Auszahlungen 
entsprechend. 
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§ 19 
Deckungsfähigkeit 

 
(1) Ansätze für Aufwendungen einschließlich der Haushaltsreste innerhalb eines 

Budgets sind gegenseitig deckungsfähig, wenn im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt 
wird.  

 
(2) Ansätze für Aufwendungen einschließlich der Haushaltsreste, die nicht nach 

Absatz 1 deckungsfähig sind, können für einseitig oder gegenseitig deckungsfähig erklärt 
werden, wenn sie in einem sachlichen Zusammenhang stehen. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Auszahlungsansätze im Finanzhaushalt und für 

Verpflichtungsermächtigungen entsprechend. 
 
(4) 1Ansätze für zahlungswirksame Aufwendungen aus laufender Verwaltungstätigkeit in 

einem Budget können zugunsten von unerheblichen Auszahlungen für Investitions- oder 
Finanzierungstätigkeit innerhalb des Budgets als einseitig deckungsfähig erklärt werden. 2Mit 
der Inanspruchnahme wird zugleich der den Auszahlungen nach Satz 1 entsprechende 
Aufwandsansatz in Höhe der Auszahlung gesperrt. 3Es kann bei Ertragsansätzen in einem 
Budget auch durch Haushaltsvermerk bestimmt werden, dass zahlungswirksame 
Mehrerträge oder auch nicht verwendete zweckgebundene zahlungswirksame Erträge aus 
laufender Verwaltungstätigkeit für unerhebliche Auszahlungen innerhalb des Budgets für 
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit verwendet werden dürfen. 4Es wird durch die 
Haushaltsüberwachung sichergestellt, dass die Mehrerträge oder die nicht verwendeten 
zweckgebundenen Erträge nach Satz 3 für weitere Deckungszwecke nicht mehr 
herangezogen werden können. 

 
(5) 1Bei Deckungsfähigkeit nach den Absätzen 1 bis 3 können die deckungsberechtigten 

Ansätze für Aufwendungen, die Ansätze für die damit verbundenen Auszahlungen und die 
Ansätze für Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten der deckungspflichtigen Ansätze 
erhöht werden. 2Bei Haushaltsresten kann entsprechend verfahren werden. 

 
(6) Die Planabweichungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten nicht als überplanmäßig. 

 
§ 20 

Übertragbarkeit 
 

(1) 1Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen bleiben bis zur Abwicklung der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar. 2Dies 
gilt auch für über- und außerplanmäßig bewilligte Ermächtigungen. 

 
(2) 1Ermächtigungen für Aufwendungen und die damit verbundenen Auszahlungen 

innerhalb eines Budgets sind übertragbar, wenn im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt 
wird. 2Außerhalb eines Budgets  können Ansätze für Aufwendungen und die damit 
verbundenen Auszahlungen ganz oder teilweise für übertragbar erklärt werden. 3Die 
übertragenen Ermächtigungen bleiben bis längstens ein Jahr nach Schluss des 
Haushaltsjahres verfügbar.  

 
(3) 1Ermächtigungen zu überplanmäßigen oder außerplanmäßigen Aufwendungen und 

den damit verbundenen Auszahlungen bleiben bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr 
folgenden Jahres verfügbar. 2Das Gleiche gilt für Ermächtigungen für Aufwendungen und 
Auszahlungen, die nicht für übertragbar erklärt worden sind, soweit sie in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Ermächtigungen zu überplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen nach Satz 1 in Anspruch genommen worden sind.  
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(4) Bei zweckgebundenen Erträgen und Einzahlungen nach § 18 bleiben die 
Ermächtigungen für die entsprechenden Aufwendungen und Auszahlungen bis zur 
Abwicklung der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar.   

 
(5) 1Die Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen dürfen nur in der 

erforderlichen Höhe übertragen werden. 2Die Gründe für die Übertragung sind im 
Rechenschaftsbericht darzulegen; die für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde 
unwesentlichen Beträge können zusammengefasst dargestellt und begründet werden. 3§ 43 
bleibt unberührt. 
 
 

D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Haushaltswirtschaftliche Instrumente 

 
§ 21 

Steuerung 
 

(1) Zur Unterstützung der Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit bei der Aufgabenerfüllung setzt die Gemeinde nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen und nach den örtlichen Bedürfnissen insbesondere die 
Kosten- und Leistungsrechnung und das Controlling mit einem unterjährigen Berichtswesen 
ein.  

 
(2) Ziele und Kennzahlen sollen zur Grundlage von Planung, Steuerung und 

Erfolgskontrolle des jährlichen Haushalts gemacht werden. 
 

§ 22 
Liquiditätsplanung  

 
Die Gemeinde steuert ihre Zahlungsfähigkeit durch eine Liquiditätsplanung. 

 
 

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Dauernde Leistungsfähigkeit, Deckung von Fehlbeträgen 

 
§ 23 

Dauernde Leistungsfähigkeit 
 

Die dauernde Leistungsfähigkeit wird in der Regel nur anzunehmen sein, wenn 

1. der Haushaltsausgleich des Haushaltsjahres erreicht ist,  

2. die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung unter Berücksichtigung eventueller 
Fehlbeträge ausgeglichen ist,  

3. Verbindlichkeiten aus Verlustübernahmen für Einrichtungen und Eigenbetriebe sowie für 
kommunale Anstalten und Eigen- sowie Beteiligungsgesellschaften entweder im 
Haushalt oder in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung oder aus den 
Rücklagen gedeckt werden können, 

4. die Einlösbarkeit von Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre, soweit sie nicht bereits 
im Haushalt oder in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung veranschlagt sind, 
als nicht von vornherein unrealistisch anzusehen ist und 

5. in der Bilanz eine positive Nettoposition ausgewiesen ist und voraussichtlich 
ausgewiesen bleibt. 
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§ 24 
Deckung von Fehlbeträgen 

 
(1)1 Ein Fehlbetrag beim ordentlichen Ergebnis kann aus der mit Überschüssen des 

ordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage gedeckt werden. 2Soweit dies nicht möglich 
ist, kann ein Fehlbetrag mit einem Überschuss beim außerordentlichen Ergebnis oder aus 
der mit Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage gedeckt 
werden.  

 
(2) Die Abdeckung eines verbleibenden Fehlbetrags nach Absatz 1 wird in der mittel-

fristigen Ergebnis- und Finanzplanung, wenn das nicht ausreicht, im Haushaltssicherungs-
konzept sichergestellt. 

 
(3) 1Ein Fehlbetrag beim außerordentlichen Ergebnis wird aus der mit Überschüssen des 

außerordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage gedeckt. 2Soweit dies nicht möglich ist, 
kann der Fehlbetrag aus der mit  Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses gebildeten 
Rücklage gedeckt werden, soweit diese nicht zum Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses 
benötigt wird. 3Ist der Fehlbetrag so nicht auszugleichen, so findet Absatz 2 entsprechend 
Anwendung. 
 
 

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  
Weitere Vorschriften für die Haushaltswirtschaft 

 
§ 25 

Bewirtschaftung der Erträge und Einzahlungen 
 

(1) Die Erträge und Einzahlungen der Gemeinde sind rechtzeitig und vollständig zu 
erfassen, geltend zu machen und einzuziehen; ihr Eingang ist zu überwachen. 

 
(2) Zur Bewirtschaftung der Haushaltsreste werden diese in die Haushaltsüber-

wachungslisten für das Folgejahr vorgetragen. 
 

§ 26 
Bewirtschaftung der Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen 

 
(1) 1Die Haushaltsansätze werden so bewirtschaftet, dass sie für die im Haushaltsjahr 

anfallenden Aufwendungen und Auszahlungen ausreichen. 2Sie dürfen erst dann in 
Anspruch genommen werden, wenn die Erfüllung der Aufgaben es erfordert. 

 
(2) 1Ermächtigungen zu Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen dürfen nur in Anspruch genommen werden, soweit Deckungsmittel rechtzeitig 
bereitgestellt werden können. 2Dadurch darf die Finanzierung anderer, bereits begonnener 
Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden. 3Vor Beginn einer Maßnahme nach § 12 Abs. 3 
Satz 1 müssen die Unterlagen nach § 12 Abs. 2 vorliegen. 

 
(3) 1Die Inanspruchnahme der haushaltsrechtlichen Ermächtigungen wird überwacht. 

2Die bei den einzelnen Teilhaushalten noch zur Verfügung stehenden Mittel müssen stets 
erkennbar sein. 

 
(4) § 25 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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§ 27 
Rückzahlungen 

 
(1) Die Rückzahlung zuviel eingegangener Erträge und Einzahlungen wird bei den 

entsprechenden Buchungsstellen abgesetzt.  
 
(2) 1Die Rückzahlung zuviel ausgezahlter Aufwendungen und Auszahlungen wird bei 

den entsprechenden Buchungsstellen abgesetzt. 2Entsprechendes gilt bei der Rückzahlung 
von Investitionszuwendungen. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Veranschlagung entsprechend. 

 
§ 28 

Geldanlagen 
 

1Liquide Mittel, die nach der Liquiditätsplanung nicht sofort benötigt werden, sollen 
sicher und ertragsorientiert angelegt werden. 2Die Gemeinde soll die Sicherheitsanforde-
rungen und Ertragsgrundsätze regeln. 3Die Mittel müssen für ihre Zweckbestimmung recht-
zeitig verfügbar sein. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Geldanlagen im Finanzvermögen ent-
sprechend. 

 
§ 29 

Berichtspflicht  
 

Es wird dem zuständigen Gemeindeorgan unverzüglich berichtet, wenn sich abzeichnet, 
dass sich 

1. das Ergebnis des Ergebnishaushalts oder des Finanzhaushalts wesentlich 
verschlechtern wird oder 

2. die Gesamtauszahlungen für eine Maßnahme des Finanzhaushalts wesentlich erhöhen 
werden. 

 
§ 30 

Haushaltswirtschaftliche Sperre  
 

1Wenn die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder Aufwendungen und Aus-
zahlungen oder die Erhaltung der Liquidität es erfordern, kann die Hauptverwaltungsbeamtin 
oder der Hauptverwaltungsbeamte die Inanspruchnahme der Haushaltsermächtigungen 
ganz oder teilweise sperren. 2Eine haushaltswirtschaftliche Sperre darf nur nach einer 
Verbesserung der Entwicklung aufgehoben werden. 3Der Rat wird über eine 
haushaltswirtschaftliche Sperre und deren Aufhebung unterrichtet.  

 
§ 31 

Vorläufige Rechnungsvorgänge 
 

(1) 1Eine Auszahlung darf nur dann als vorläufiger Rechnungsvorgang behandelt 
werden, wenn die Verpflichtung zur Leistung feststeht und die Zuordnung zu 
haushaltswirksamen Konten nicht oder noch nicht möglich ist. 2Die Deckung ist zu 
gewährleisten. 

 
(2) Eine Einzahlung darf nur dann als vorläufiger Rechnungsvorgang behandelt werden, 

wenn eine Zuordnung zu haushaltswirksamen Konten nicht oder noch nicht möglich ist. 
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§ 32 
Stundung, Niederschlagung und Erlass 

 
(1) 1Ansprüche dürfen ganz oder teilweise gestundet werden, wenn ihre Einziehung bei 

Fälligkeit eine erhebliche Härte für die Schuldnerin oder den Schuldner bedeuten würde und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. 2Eine Stundung soll in der Regel 
gegen angemessene Verzinsung gewährt werden.  

 
(2) Ansprüche dürfen niedergeschlagen werden, wenn 

1. feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder 

2. die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen.  
 
(3) 1Ansprüche dürfen ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn ihre Einziehung nach 

Lage des einzelnen Falles für die Schuldnerin oder den Schuldner eine besondere Härte 
bedeuten würde. 2Das Gleiche gilt für die Rückzahlung oder Anrechnung von geleisteten 
Beträgen. 

 
(4) Andere Rechtsvorschriften über Stundung, Niederschlagung und Erlass von 

Ansprüchen der Gemeinde bleiben unberührt. 
 

§ 33 
Kleinbeträge 

 
Die Gemeinde kann davon absehen, Ansprüche in geringer Höhe (Kleinbeträge) geltend 

zu machen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die 
Kosten der Einziehung einschließlich der Festsetzung außer Verhältnis zu dem Betrag 
stehen.  
 
 

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  
Buchführung und Inventar 

 
§ 34 

Aufgaben der Buchführung 
 

(1) Die Buchführung dient  

1. der Dokumentation der einzelnen Finanzvorfälle, 

2. der Aufstellung des Jahresabschlusses und der Durchführung des Plan-Ist-Vergleichs 
(§ 52), 

3. der Überprüfung des rechtmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Umgangs mit 
öffentlichen Mitteln und  

4. der Bereitstellung von Informationen über den Haushaltsvollzug und für die künftige 
Haushaltsplanung.  
 
(2) Die Gemeinde führt zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Zwecke Bücher nach 

den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung, in denen 

1. die Lage ihres Vermögens und ihrer Schulden,  

2. alle Vorgänge, die zu einer Änderung der Höhe oder der Zusammensetzung des 
Vermögens und der Schulden führen, 

3. Aufwendungen und Erträge, Einzahlungen und Auszahlungen sowie 
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4. die sonstigen, nicht das Vermögen der Gemeinde berührenden wirtschaftlichen 
Vorgänge, insbesondere durchlaufende Zahlungen, 

im Rechnungsstil der doppelten Buchführung aufgezeichnet werden.  
 
(3) Rechtsvorschriften über weitergehende Buchführungspflichten bleiben unberührt. 

 
§ 35 

Anforderungen an die Buchführung 
 

(1) 1Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten 
innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die Finanzvorfälle und über die 
wirtschaftliche Lage der Gemeinde vermittelt. 2Die Finanzvorfälle müssen sich in ihrer 
Entstehung und Abwicklung verfolgen lassen. 

 
(2) 1Die Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht, geordnet und 

nachprüfbar vorgenommen werden. 2Die dabei verwendeten Zeichen müssen eindeutig 
festgelegt sein. 

 
(3) 1Eine Aufzeichnung darf nicht so verändert werden, dass der ursprüngliche Inhalt 

nicht mehr feststellbar ist. 2Veränderungen muss zu entnehmen sein, wann sie 
vorgenommen worden sind.  

 
(4) Für die eingerichteten Konten wird ein Kontenplan aufgestellt.  
 
(5) Wird die Buchführung durch automatische Datenverarbeitung unterstützt, so muss 

sichergestellt werden, dass 

1. nur Programme verwendet werden, die mit dem geltenden Recht übereinstimmen, die 
für die Gemeinde zugänglich dokumentiert und durch sie zur Anwendung freigegeben 
sind, 

2. in das automatisierte Verfahren nicht unbefugt eingegriffen werden kann,  

3. die gespeicherten Daten nicht verloren gehen und nicht unbefugt verändert werden 
können, 

4. die Buchungen bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfristen der Aufzeichnungen jederzeit 
in angemessener Frist ausgedruckt werden können, wobei § 39 Abs. 3 unberührt bleibt,  

5. die Unterlagen, die für den Nachweis der ordnungsgemäßen maschinellen Abwicklung 
der Buchungsvorgänge erforderlich sind, einschließlich der Dokumentation der 
verwendeten Programme und eines Verzeichnisses über den Aufbau der Datensätze, 
bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist der Aufzeichnungen verfügbar sind und jederzeit 
in angemessener Frist lesbar gemacht werden können und 

6. Berichtigungen der Bücher protokolliert und die Protokolle wie Belege aufbewahrt 
werden. 
 
(6) Die Bilanz, die Ergebnisrechnung und die Finanzrechung werden in einem 

geschlossenen System geführt; die Finanzrechnung wird dabei direkt bebucht. 
 
(7) Die Gemeinde sorgt für die Sicherung des Buchungsverfahrens. 
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§ 36 
Bücher, Belege 

 
(1) 1Die Buchungen werden in zeitlicher Ordnung und in sachlicher Ordnung nach dem 

Stand der Technik vorgenommen, dieses kann in einem Grundbuch und in einem Hauptbuch 
geschehen. 2Die Buchführung kann durch das Führen von Vor- und Nebenbüchern ergänzt 
werden. 3Die Ergebnisse der Vorbücher werden mindestens vierteljährlich in die 
Buchführung übernommen. 4Für die Anlagenbuchhaltung wird ein Nebenbuch geführt.  

 
(2) Die Buchung in zeitlicher Ordnung umfasst mindestens 

1. eine eindeutige Belegnummer,  

2. den Buchungstag,  

3. einen Hinweis, der die Verbindung mit der sachlichen Buchung herstellt und  

4. den Betrag.  
 
(3) Die Buchung in sachlicher Ordnung wird auf den für die Aufstellung der Ergebnis-

rechnung, der Finanzrechnung, der Vermögensrechnung und der Bilanz erforderlichen 
Sachkonten vorgenommen.  

 
(4) 1Buchungen müssen durch begründende Unterlagen belegt sein. 2Die Buchungs-

belege müssen Hinweise enthalten, die eine Verbindung zu den Eintragungen in den 
Büchern ermöglichen. 

 
(5) Grundbuch, Hauptbuch, Vorbücher und weitere Bücher können nach dem Stand der 

Technik im Verbund oder auch als ein Buch geführt werden, wenn die zeitliche sowie sach-
liche Ordnung der Buchungen mit den erforderlichen Daten übersichtlich dargestellt werden 
kann. 

 
§ 37 

Inventur, Inventar 
 

(1) 1Zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres nimmt die Gemeinde 

1. in sinngemäßer Anwendung des § 39 der Abgabenordnung die in ihrem wirtschaftlichen 
Eigentum stehenden Vermögensgegenstände und 

2. ihre Schulden und Rückstellungen 

unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur vollständig auf und gibt dabei 
auch den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände, Schulden und Rückstellungen an. 
2Die Vermögensgegenstände werden, wenn nicht nach § 38 Abs. 1 verfahren wird, in der 
Regel durch eine körperliche Bestandsaufnahme aufgenommen.  

 
(2) Forderungen und Schulden werden voneinander getrennt erfasst. 
 
(3) Sofern Vorratsbestände bereits aus Lagern abgegeben worden sind, gelten sie als 

verbraucht. 
 
(4) Die Ergebnisse der Inventur werden in einem Inventar dokumentiert. 
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§ 38 
Inventurvereinfachungen 

 
(1) 1Auf eine körperliche Bestandsaufnahme nach § 37 Abs. 1 zum Abschlusstag kann, 

außer bei Vorräten, verzichtet werden, wenn anhand vorhandener Verzeichnisse der 
Bestand an Vermögensgegenständen und Schulden nach Art, Menge und Wert festgestellt 
werden kann (Buchinventur) und gesichert ist, dass das Inventar die tatsächlichen Verhält-
nisse zutreffend darstellt. 2Auf eine körperliche Bestandsaufnahme zum Abschlusstag kann 
außerdem verzichtet werden, wenn durch ein Fortschreibungsverfahren gesichert ist, dass 
der Bestand zum Abschlusstag auch ohne körperliche Inventur festgestellt werden kann 
(permanente Inventur). 3Die Feststellung des Bestandes erfolgt in diesem Fall zu einem 
beliebigen Zeitpunkt zwischen dem vorangehenden und dem neuen Abschlusstag. 4Die 
körperliche Bestandsaufnahme kann sich aus sachlichen Gründen über mehrere Tage um 
den Abschlusstag herum erstrecken; in diesem Fall sind die Bestandsgrößen auf den 
Abschlusstag vor- oder zurückzurechnen.  

 
(2)1 Bei der Aufstellung des Inventars darf der Bestand an Vermögensgegenständen 

nach Art, Menge und Wert auch mithilfe mathematisch-statistischer Methoden aufgrund von 
Stichproben oder durch andere geeignete Verfahren ermittelt werden. 2Der Aussagewert 
dieser Ermittlung muss der tatsächlichen Bestandsaufnahme gleichwertig sein und das Ver-
fahren muss den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. 
 

§ 39 
Aufbewahrung von Unterlagen 

 
(1) 1Die Gemeinde bewahrt die Bücher, die Unterlagen über die Inventur, die Jahres-

abschlüsse, die konsolidierten Gesamtabschlüsse, die zur Führung oder Aufstellung 
ergangenen Anweisungen und Organisationsregelungen, die Buchungsbelege sowie die 
Unterlagen über den Zahlungsverkehr geordnet und sicher auf. 2Soweit begründende 
Unterlagen nicht den Kassenanordnungen beigefügt sind, obliegt ihre Aufbewahrung den 
anordnenden Stellen. 

 
(2) 1Der Jahresabschluss und der konsolidierte Gesamtabschluss werden in aus-

gedruckter Form dauernd aufbewahrt. 2Bücher, Inventare, Belege sowie sonstige Unterlagen 
werden zehn Jahre lang aufbewahrt. 3Die Frist beginnt am 1. Januar des Jahres, das der 
Beschlussfassung des Rates über den Jahresabschluss oder über den konsolidierten 
Gesamtabschluss folgt. 

 
(3) 1Die Bücher, die Unterlagen über die Inventur, die Kassenanordnungen, die 

Buchungsbelege sowie die Unterlagen über den Zahlungsverkehr können in digitaler Form 
aufbewahrt werden. 2Dabei und bei der Sicherung der Bücher und der sonst erforderlichen 
Aufzeichnungen auf Datenträger oder Bildträger muss insbesondere sichergestellt sein, dass 
der Inhalt der Daten- oder Bildträger mit den Originalen übereinstimmt, während der Dauer 
der Aufbewahrungsfrist verfügbar ist und jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist 
lesbar gemacht werden kann. 3Andere Rechtsvorschriften über die Aufbewahrung von 
Büchern und Unterlagen bleiben unberührt.  

 
(4) Die Unterlagen nach Absatz 2 sind sicher aufzubewahren und die 

Verantwortlichkeiten dafür sind schriftlich festzulegen. 
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S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  
Zahlungsvorgänge, Sicherheitsstandards 

 
§ 40 

Zahlungsanweisung, Zahlungsabwicklung 
 
(1) Zum Vorgang der Zahlungsanweisung gehören die Erstellung und die Erteilung der 

Kassenanordnungen und deren Dokumentation in den Büchern. 
 
(2) 1Zur Zahlungsabwicklung gehören 

1. die Annahme von Einzahlungen und die Leistung von Auszahlungen, 

2. die Verwaltung der Zahlungsmittel und 

3. das Mahnwesen. 
2Jeder Zahlungsvorgang wird erfasst und dokumentiert. 3Die haushaltsunwirksamen 
Zahlungsmittel werden gesondert  erfasst.  

 
(3) 1Jeder Zahlungsanspruch und jede Zahlungsverpflichtung werden zu ihrer sachlichen 

und rechnerischen Feststellung auf ihren Grund und ihre Höhe geprüft und festgestellt. 2Die 
Befugnis zur Feststellung sowie deren Inhalt und Umfang werden schriftlich in einer 
Dienstanweisung geregelt. 

 
(4) 1Die Befugnis, Kassenanordnungen zu erteilen, wird schriftlich geregelt und im 

Einzelnen dokumentiert. 2Wer die sachliche und rechnerische Richtigkeit feststellt, soll nicht 
auch die Kassenanordnung erteilen. 

 
(5) 1Zahlungsanweisung und Zahlungsabwicklung dürfen nicht von denselben 

Beschäftigten ausgeführt werden. 2Beschäftigten, denen die Abwicklung von Zahlungen 
obliegt, darf die Befugnis zur sachlichen und rechnerischen Feststellung nur übertragen 
werden, wenn und soweit der zahlungsbegründende Sachverhalt nur von ihnen beurteilt 
werden kann. 3Die Auszahlung wird von zwei Beschäftigten vorgenommen. 

 
(6) 1Die Zahlungsmittelkonten werden an jedem Buchungstag mit den Bankkonten 

abgeglichen. 2Am Ende des Haushaltsjahres werden sie für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses abgeschlossen und es wird der Bestand an Zahlungsmitteln festgestellt. 

 
(7) 1Die Zahlungsabwicklung wird mindestens einmal jährlich unvermutet geprüft. 2Wird 

die Zahlungsabwicklung ständig durch ein Rechnungsprüfungsamt überwacht, so kann von 
einer unvermuteten Prüfung abgesehen werden. 
 

§ 41 
Sicherheitsstandards 

 
(1) Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Erledigung der Aufgaben der 

Zahlungsanweisung, der Buchführung und der Zahlungsabwicklung, insbesondere dem 
Umgang mit Zahlungsmitteln, erlässt die Gemeinde eine Dienstanweisung.  

 
(2) Die Dienstanweisung nach Absatz 1 enthält mindestens Bestimmungen über 

1. die Aufbau- und die Ablauforganisation mit Festlegungen über 

a) Verantwortlichkeiten, 

b) Unterschriftsbefugnisse oder Befugnisse zur Verwendung elektronischer 
Signaturen, 
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c) eine zentrale oder dezentrale Erledigung der Zahlungsabwicklung, 

d) die Buchungsverfahren mit und ohne Zahlungsabwicklung und 

e) das Mahn- und Vollstreckungsverfahren, 

2. den Einsatz von automatisierter Datenverarbeitung mit Festlegungen über 

a) die Freigabe von Verfahren und 

b) Berechtigungen im Verfahren, 

3. die Verwaltung der Zahlungsmittel mit Festlegungen über 

a) die Einrichtung von Bankkonten, 

b) die notwendigen Unterschriften im Bankverkehr, 

c) die Aufbewahrung, Beförderung und Entgegennahme von Zahlungsmitteln, 

d) die Anlage nicht benötigter Zahlungsmittel, 

e) die Aufnahme und Rückzahlung von Liquiditätskrediten und 

f) den Einsatz von Geldkarte, Debitkarte oder Kreditkarte und 

4. innere und äußere Sicherheitsvorkehrungen, insbesondere 

a) Verbote, bestimmte Tätigkeiten in Personalunion auszuüben, 

b) Sicherheitseinrichtungen, 

c) die Ausgestaltung der Aufsicht über Buchhaltung und Zahlungsabwicklung, 

d) regelmäßige und unvermutete Prüfungen, 

e) die Beteiligung des Rechnungsprüfungsamtes und der Kassenaufsicht an der 
Festlegung der Sicherheitsstandards und 

f) die sichere Verwahrung und Verwaltung von Wertgegenständen. 
 
 

A c h t e r  A b s c h n i t t  
Ansatz und Bewertung des Vermögens und der Schulden 

 
§ 42 

Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und Bilanzierungsverbote 
 

(1) In der Bilanz werden das Vermögen, die Nettoposition, die Schulden, die 
Rückstellungen sowie die Rechnungsabgrenzungsposten vollständig ausgewiesen. 

 
(2) Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der Passivseite, Aufwendungen nicht 

mit Erträgen, Einzahlungen nicht mit Auszahlungen, Grundstücksrechte nicht mit 
Grundstückslasten verrechnet werden. 

 
(3) Soweit nicht durch Gesetz anders geregelt, darf für immaterielle Vermögens-

gegenstände, die nicht entgeltlich erworben wurden, kein Aktivposten angesetzt werden.  
 
(4) Von der Gemeinde geleistete Investitionszuweisungen und -zuschüsse werden als 

immaterielle Vermögensgegenstände aktiviert und planmäßig abgeschrieben. 
 
(5) 1Empfangene Investitionszuweisungen und -zuschüsse für abnutzbare Vermögens-

gegenstände werden als Sonderposten ausgewiesen und entsprechend der Nutzungsdauer 
des Vermögensgegenstandes aufgelöst. 2Empfangene Investitionszuweisungen und -zu-
schüsse für nicht abnutzbare Vermögensgegenstände werden auf der Passivseite beim 
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Reinvermögen ausgewiesen. 3Investitionszuweisungen und -zuschüsse nach Satz 2 können 
als außerordentlicher Ertrag ausgewiesen werden, wenn sonst ein Abbau von Fehlbeträgen 
trotz Ausschöpfung aller Ertrags- und Sparmöglichkeiten nicht möglich ist. 

 
§ 43 

Rückstellungen 
 

(1) Zu den Rückstellungen nach § 95 Abs. 2 NGO zählen Rückstellungen für drohende 
Verluste aus schwebenden Geschäften und für ungewisse Verbindlichkeiten, insbesondere 
für 

1. die Pensionsverpflichtungen nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen, dazu 
gehören auch die Ansprüche aus bestehenden Pensionen sowie sämtliche 
Pensionsanwartschaften, und andere fortgeltende Ansprüche von Personen nach dem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst, 

2. die Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von 
Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen, 

3. im Haushaltsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung, die in den folgenden 
drei Haushaltsjahren nachgeholt werden, 

4. die Rekultivierung und Nachsorge von Abfalldeponien, 

5. die Sanierung von Altlasten, soweit ein Sanierungsbedarf bekannt ist, 

6. ungewisse Verbindlichkeiten im Rahmen des Finanzausgleichs und von 
Steuerschuldverhältnissen und  

7. Bürgschafts- und Gewährleistungsverpflichtungen und diesen wirtschaftlich 
gleichkommende Verpflichtungen sowie für Verpflichtungen aus anhängigen 
Gerichtsverfahren, wenn eine Inanspruchnahme der Gemeinde zu erwarten ist. 
 
(2) 1Rückstellungen werden in Höhe des Betrages angesetzt, der nach vernünftiger 

Beurteilung zur Erfüllung der Leistungsverpflichtung notwendig ist. 2Rückstellungen dürfen 
nur insoweit abgezinst werden, als die ihnen zugrunde liegenden Verpflichtungen einen 
Zinsanteil enthalten.  

 
(3) Pensionsverpflichtungen nach den beamtenrechtlichen Bestimmungen werden mit 

ihrem im Teilwertverfahren zu ermittelnden Barwert als Rückstellung angesetzt; dabei wird 
der Zinssatz zugrunde gelegt, der nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes für 
Pensionsrückstellungen maßgebend ist.  

 
(4) Rückstellungen für im Haushaltsjahr unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung 

sind nur zulässig, wenn die vorgesehenen Maßnahmen zum Abschlusstag einzeln bestimmt 
und der Höhe nach beziffert sind.  

 
(5) Rückstellungen werden aufgelöst, soweit der Grund für ihre Bildung entfallen ist. 

 
§ 44 

Bewertungsregeln 
 

(1) Für die Bewertung der Vermögensgegenstände und der Schulden im Jahres-
abschluss gelten die Absätze 2 bis 6. 

 
(2) Die Wertansätze in der Eröffnungsbilanz des Haushaltsjahres müssen mit denen der 

Schlussbilanz des Vorjahres übereinstimmen. 
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(3) Die Vermögensgegenstände und Schulden werden zum Abschlusstag einzeln 
bewertet. 

 
(4) 1Es wird vorsichtig bewertet. 2Vorhersehbare Risiken und Wertminderungen, ein-

schließlich der aus unterlassener Instandhaltung, soweit dafür nicht Rückstellungen gebildet 
werden, die bis zum Abschlusstag entstanden sind, werden berücksichtigt, selbst wenn diese 
erst nach dem Abschlusstag bis zum Tag der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt 
werden. 3Risiken und Wertminderungen, für deren Verwirklichung im Hinblick auf die 
besonderen Verhältnisse der öffentlichen Haushaltswirtschaft nur eine geringe Wahrschein-
lichkeit spricht, bleiben außer Betracht. 4Wertgewinne werden nur berücksichtigt, wenn sie 
am Abschlusstag realisiert sind.  

 
(5) Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bewertungsmethoden 

sollen beibehalten werden.  
 

§ 45 
Wertansätze für Vermögensgegenstände und Schulden 

 
(1) Die Wertansätze für Vermögensgegenstände und Schulden nach § 96 Abs. 4 NGO 

werden nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6 gebildet. 
 
(2) 1Anschaffungswerte sind die Geldbeträge oder geldwerten Leistungen, die auf-

gewendet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebs-
bereiten Zustand zu versetzen, soweit die Geldbeträge oder geldwerten Leistungen dem 
Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. 2Zu den Anschaffungswerten 
gehören auch die Nebenkosten und die nachträglichen Anschaffungswerte. 3Minderungen 
des Anschaffungspreises werden abgesetzt.  

 
(3) 1Herstellungswerte sind die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und 

die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstandes, 
seine Erweiterung oder für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende 
wesentliche Verbesserung entstehen. 2Dazu gehören die Materialkosten, die 
Fertigungskosten und die Sonderkosten der Fertigung. 3Bei der Berechnung der 
Herstellungswerte sollen auch angemessene Teile der notwendigen Materialgemeinkosten, 
der notwendigen Fertigungsgemeinkosten und des Werteverzehrs des Vermögens, soweit er 
durch die Fertigung veranlasst ist, eingerechnet werden.  

 
(4) 1Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung eines 

Vermögensgegenstandes verwendet wird, dürfen als Herstellungswerte angesetzt werden, 
soweit sie auf den Zeitraum der Herstellung entfallen. 2Im Übrigen gehören Zinsen für 
Fremdkapital nicht zu den Herstellungswerten. 

 
(5) 1Im Fall der Vermögenstrennung werden Gegenstände des realisierbaren Ver-

mögens mit ihrem Veräußerungswert angesetzt. 2Zum realisierbaren Vermögen gehören die 
nicht zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben eingesetzten Gegenstände und Beteiligungen, die 
im Rahmen der Aufgabenerfüllung veräußert werden sollen. 3Maßgebend für die Zuordnung 
ist der Zeitpunkt der Entscheidung über die Verwendung eines Gegenstandes oder einer 
Beteiligung für die Aufgabenerfüllung. 4Werterhöhende oder wertmindernde Veränderungen 
beim realisierbaren Vermögen gegenüber den Wertansätzen der fortgeführten Anschaffungs- 
oder Herstellungswerte werden unmittelbar in eine Bewertungsrücklage eingestellt. 
5Vermögensgegenstände, deren Widmung für die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe einer 
Überprüfung unterzogen wird, werden im Verwaltungsvermögen nachgewiesen; im Anhang 
zum Jahresabschluss werden für sie geschätzte Veräußerungswerte angegeben. 
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(6) 1Bewegliche Vermögensgegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswerte 
den Einzelwert von 410 Euro ohne Umsatzsteuer nicht überschreiten und die selbständig 
genutzt werden können und einer Abnutzung unterliegen, werden als geringwertige 
Vermögensgegenstände erfasst und im laufenden Haushaltsjahr voll abgeschrieben. 
2Vermögensgegenstände bis zu einem Wert von 60 Euro ohne Umsatzsteuer können 
unmittelbar als Aufwand behandelt werden.   

 
(7) Schulden werden mit ihrem Rückzahlungsbetrag ausgewiesen. 

 
§ 46 

Bewertungsvereinfachungen 
 

(1) 1Für Vermögensgegenstände des Sachvermögens, die regelmäßig ersetzt werden 
und deren Gesamtwert von nachrangiger Bedeutung ist, können Festwerte gebildet werden, 
sofern der Bestand in seiner Größe, seinem Wert und seiner Zusammensetzung nur 
geringen Schwankungen unterliegt. 2Es wird in der Regel innerhalb von fünf Jahren eine 
körperliche Bestandsaufnahme durchgeführt.  

 
(2) Gleichartige Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens, andere gleichartige 

oder annähernd gleichwertige bewegliche Vermögensgegenstände können jeweils zu einer 
Gruppe zusammengefasst und mit dem gewogenen Durchschnittswert angesetzt werden. 

 
(3) Für den Wertansatz gleichartiger Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens 

kann unterstellt werden, dass die zuerst oder dass die zuletzt angeschafften oder 
hergestellten Vermögensgegenstände zuerst oder in einer sonstigen bestimmten Folge 
verbraucht oder veräußert worden sind.  
 

§ 47 
Abschreibungen 

 
(1) 1Bei Vermögensgegenständen des immateriellen Vermögens und des Sachvermö-

gens, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, werden die Anschaffungs- oder Herstellungswerte 
um planmäßige Abschreibungen  vermindert. 2Satz 1 gilt nicht für Vorräte. 3Die planmäßige 
Abschreibung erfolgt grundsätzlich in gleichen Jahresraten über die Dauer, in der der Ver-
mögensgegenstand voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Abschreibung). 4Soweit 
Rechtsvorschriften es vorsehen, ist eine Abschreibung mit fallenden Beträgen (degressive 
Abschreibung) oder nach Maßgabe der Leistungsabgabe (Leistungsabschreibung) zulässig. 
5Maßgeblich ist die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer.  

 
(2) 1Für die Bestimmung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer von abnutzbaren 

Vermögensgegenständen gibt das für Inneres zuständige Ministerium eine Abschreibungs-
tabelle vor. 2Von dieser kann mit einer Begründung, die im Anhang zum Jahresabschluss 
dokumentiert wird, abgewichen werden. 3Wird durch eine aktivierungspflichtige Instand-
setzung des Vermögensgegenstandes eine Verlängerung der Nutzungsdauer erreicht, so 
wird die Restnutzungsdauer aufgrund einer Schätzung neu bestimmt; entsprechend wird 
verfahren, wenn infolge einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine Verkürzung der 
Nutzungsdauer eintritt.  

 
(3) 1Der Abschreibungszeitraum beginnt in dem Monat, in dem der Vermögensgegen-

stand angeschafft oder hergestellt wurde. 2Bei der Abschreibung werden nur volle Monate 
berücksichtigt. 

 
(4) 1Tritt bei einem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vermögensgegenstand eine 

voraussichtlich andauernde Wertminderung ein, so wird der Vermögensgegenstand mit dem 
tatsächlichen Wert angesetzt, der ihm am Abschlusstag zukommt, und es wird in Höhe der 
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Wertminderung eine außerplanmäßige Abschreibung vorgenommen. 2Satz 1 gilt auch für 
einen Vermögensgegenstand, dessen Nutzung nicht zeitlich begrenzt ist. 3Bei 
Vermögensgegenständen nach Absatz 1 Satz 1, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, werden 
die planmäßigen Abschreibungen auf der Basis des verminderten Wertes fortgeführt. 4Stellt 
sich in einem späteren Jahr heraus, dass die Gründe für die höhere Abschreibung nicht 
mehr bestehen, so wird der nicht mehr gerechtfertigte höhere Abschreibungsbetrag wieder 
zugeschrieben.  

 
(5) 1Bei Vermögensgegenständen, die nicht unter Absatz 1 Satz 1 fallen, werden 

Abschreibungen bis auf den Wert eines Börsen- oder Marktpreises am Abschlusstag 
vorgenommen. 2Ist für einen Vermögensgegenstand ein Börsen- oder Marktpreis nicht fest-
zustellen und übersteigt dessen Anschaffungs- oder Herstellungswert den Wert, der dem 
Vermögensgegenstand am Abschlusstag beizulegen ist, so wird auf den niedrigeren Wert 
abgeschrieben. 3Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend. 

 
(6) Das realisierbare Vermögen wie das Verwaltungsvermögen wird auf der Basis der 

Anschaffungs- und Herstellungswerte abgeschrieben. 
 
(7) Für Abschreibungen im Rahmen der Gebührenkalkulation gelten die abgabenrecht-

lichen Vorschriften. 
 

N e u n t e r  A b s c h n i t t  
Jahresabschluss, konsolidierter Gesamtabschluss 

 
§ 48 

Grundsätze für die Gliederung 
 

(1) 1Der Jahresabschluss und der konsolidierte Gesamtabschluss sollen in ihrem 
Aufbau, insbesondere hinsichtlich der Gliederung der aufeinander folgenden Ergebnis-
rechungen, Finanzrechnungen und Bilanzen, dem Jahresabschluss und dem Gesamt-
abschluss des Vorjahres entsprechen, soweit nicht wegen besonderer Umstände 
Abweichungen erforderlich sind. 2Abweichungen werden im Anhang angegeben und 
begründet. 

 
(2) 1In der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bilanz wird zu jedem Posten 

der entsprechende Betrag des vorhergehenden Haushaltsjahres in einer besonderen Spalte 
angegeben.2Sind die Beträge dem Grunde nach nicht vergleichbar, so wird dies im Anhang 
angegeben und erläutert. 3Wird der Vorjahresbetrag angepasst, so wird dies im Anhang 
angegeben und erläutert.  

 
(3) Fällt ein Vermögensgegenstand oder eine Schuldenposition unter mehrere Posten 

der Bilanz, so wird die Mitzugehörigkeit zu anderen Posten bei dem Posten, unter dem der 
Ausweis erfolgt ist, vermerkt oder im Anhang angegeben, wenn dies zur Aufstellung eines 
klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich ist.  

 
(4) 1Eine weitere Untergliederung der Posten im Rahmen der vorgeschriebenen Glie-

derung ist zulässig. 2Neue Posten dürfen hinzugefügt werden, wenn ihr Inhalt nicht von 
einem vorgeschriebenen Posten abgedeckt wird. 3Die Ergänzung wird im Anhang 
angegeben und begründet. 

 
(5) Ein vorgegebener Posten der Bilanz, der Ergebnisrechnung oder der Finanz-

rechnung, der keinen Betrag ausweist, braucht nicht aufgeführt zu werden, es sei denn, dass 
im vorhergehenden Haushaltsjahr unter diesem Posten ein Betrag ausgewiesen wird. 
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§ 49 
Rechnungsabgrenzungsposten 

 
(1) 1Soweit Ausgaben, die vor dem Abschlusstag geleistet wurden, Aufwand für eine 

bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, werden sie auf der Aktivseite der Bilanz als 
Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 2Ferner wird die als Aufwand berücksichtigte 
Umsatzsteuer auf am Abschlusstag auszuweisende oder von den Vorräten offen abgesetzte 
Anzahlungen als aktiver Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 

 
(2) 1Ist der Rückzahlungsbetrag einer Verbindlichkeit höher als der Ausgabebetrag, so 

wird der Unterschiedsbetrag auf der Aktivseite der Bilanz als Rechnungsabgrenzungsposten 
ausgewiesen. 2Der Unterschiedsbetrag wird durch planmäßige jährliche Abschreibungen 
getilgt, die auf die gesamte Laufzeit dieser Verbindlichkeit verteilt werden können. 

 
(3) Soweit Einnahmen, die vor dem Abschlusstag eingegangen sind, Ertrag für eine 

bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, werden sie auf der Passivseite der Bilanz als 
Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 

 
(4) Nicht im Haushaltsjahr verwendete zweckgebundene Erträge werden auf der 

Passivseite der Bilanz als Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen, soweit sie Ertrag für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 

 
§ 50 

Ergebnisrechnung 
 

(1) 1In der Ergebnisrechnung werden die dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Erträge 
und Aufwendungen gegenübergestellt. 2Erträge und Aufwendungen dürfen nicht miteinander 
verrechnet werden. 3Rückzahlungen nach § 27 Abs. 1 und 2 bleiben unberührt.  

 
(2) 1Die Ergebnisrechnung wird in Staffelform aufgestellt. 2Für die Gliederung gilt § 2 

entsprechend.  
 
(3) 1Für die Teilergebnishaushalte nach § 4 werden Teilergebnisrechnungen 

entsprechend den Absätzen 1 und 2 aufgestellt. 2Die Teilergebnisrechnungen werden jeweils 
um Ist-Zahlen zu den in den Teilplänen ausgewiesenen Leistungs- und Kennzahlenangaben 
ergänzt. 
 

§ 51 
Finanzrechnung 

 
(1) In der Finanzrechnung werden die im Haushaltsjahr eingegangenen Einzahlungen 

und geleisteten Auszahlungen wie folgt ausgewiesen: 

1. die Einzahlungen und Auszahlungen in der nach § 3 Nrn. 1 bis 10 vorgegebenen 
Ordnung, 

2. der Finanzmittelbestand als Saldo aus dem Finanzmittelüberschuss oder dem 
Finanzmittelfehlbetrag und dem Saldo aus Finanzierungstätigkeit, 

3. die haushaltsunwirksamen Vorgänge: 

a) haushaltsunwirksame Einzahlungen einschließlich der Einzahlungen aus Geld-
anlagen und Liquiditätskrediten und 

b) haushaltsunwirksame Auszahlungen einschließlich der Auszahlungen für Geld-
anlagen und der Rückzahlung von Liquiditätskrediten, 

4. der Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgängen, 
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5. der Bestand an Zahlungsmitteln zu Beginn des Jahres und 

6. der Bestand an Zahlungsmitteln am Ende des Jahres. 
 
(2) Die Finanzrechnung wird in Staffelform aufgestellt.  
 
(3) Für die Teilfinanzhaushalte nach § 4 werden Finanzrechnungen in entsprechender 

Anwendung der Absätze 1 und 2 aufgestellt. 
 

§ 52  
Plan-Ist-Vergleich 

 
Im Jahresabschluss werden die Erträge und Aufwendungen sowie die Einzahlungen und 

Auszahlungen nach der Gliederung ausgewiesen, die in den §§ 50 und 51 vorgegeben ist, 
und den Haushaltsansätzen gegenübergestellt. 

 
§ 53 

Vermögensrechnung  
 

1Im Fall der Vermögenstrennung wird im Rahmen des Jahresabschlusses und des 
Gesamtabschlusses eine Vermögensrechnung in Staffelform aufgestellt. 2Die Vermögens-
rechnung weist in ihrer Grundstruktur die Schulden einschließlich der Rückstellungen, das 
realisierbare Vermögen, die liquiden Mittel, die saldierten Nettogesamtschulden, das Ver-
waltungsvermögen, die Posten der aktiven Rechnungsabgrenzung, die Posten der passiven 
Rechnungsabgrenzung und die Nettoposition aus. 3Unter der Nettoposition werden das 
Basis-Reinvermögen, die Rücklagen, der Ergebnisvortrag und die Sonderposten aufgeführt. 
4Für die Gliederung gilt § 48 Abs. 1 bis 5 entsprechend. 
 

§ 54 
Bilanz 

 
(1) 1Die  Bilanz wird in Kontoform aufgestellt. 2In der Bilanz werden die in den 

Absätzen 2 bis 4 bezeichneten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert 
ausgewiesen. 3Für die Veröffentlichung kann die Bilanz nach einem von dem für Inneres 
zuständigen Ministerium vorgegebenen Muster zusammengefasst werden. 

 
(2) Die Aktivseite wird, wenn das Vermögen nicht in Verwaltungsvermögen und in 

realisierbares Vermögen getrennt wird, wie folgt gegliedert: 

1. Immaterielles Vermögen 

1.1 Konzessionen 
1.2 Lizenzen 
1.3 Ähnliche Rechte 
1.4 Geleistete Investitionszuweisungen und -zuschüsse 
1.5 Aktivierter Umstellungsaufwand 
1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 

2. Sachvermögen 

2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an unbebauten Grund-
stücken 

2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an bebauten Grundstücken 
2.3 Infrastrukturvermögen 
2.4 Bauten auf fremden Grundstücken 
2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 
2.6 Maschinen und technische Anlagen; Fahrzeuge 
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2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung, Pflanzen und Tiere 
2.8 Vorräte 
2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 

3. Finanzvermögen 

3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 
3.2 Beteiligungen 
3.3 Sondervermögen mit Sonderrechnung 
3.4 Ausleihungen 
3.5 Wertpapiere 
3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen  
3.7 Forderungen aus Transferleistungen 
3.8 Sonstige privatrechtliche Forderungen 
3.9 Sonstige Vermögensgegenstände 

4. Liquide Mittel 

5. Aktive Rechnungsabgrenzung. 
 

(3) Im Fall der Vermögenstrennung wird die Aktivseite wie folgt gegliedert: 

1. Verwaltungsvermögen 

1.1 Immaterielles Vermögen 

1.1.1 Konzessionen 
1.1.2 Lizenzen 
1.1.3 Ähnliche Rechte 
1.1.4 Geleistete Investitionszuweisungen und -zuschüsse 
1.1.5 Aktivierter Umstellungsaufwand 
1.1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen 

1.2 Sachvermögen 

1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an unbebauten Grund-
stücken 

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an bebauten Grundstücken 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 
1.2.4 Bauten auf fremden Grundstücken 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung, Pflanzen und Tiere 
1.2.8 Vorräte 
1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 

1.3 Finanzvermögen 

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 
1.3.2 Beteiligungen 
1.3.3 Sondervermögen mit Sonderrechnung 
1.3.4 Ausleihungen  
1.3.5 Wertpapiere 
1.3.6 Sonstiges Finanzvermögen 

2. Realisierbares Vermögen 

2.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 

2.2 Sachvermögen 

2.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an unbebauten Grund-
stücken 
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2.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an bebauten Grundstücken 
2.2.3 Infrastrukturvermögen 
2.2.4 Bauten auf fremden Grundstücken 
2.2.5 Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler 
2.2.6 Maschinen und technische Anlagen; Fahrzeuge 
2.2.7 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 

2.3 Finanzvermögen 

2.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 
2.3.2 Beteiligungen 
2.3.3 Sondervermögen mit Sonderrechnung 
2.3.4 Ausleihungen 
2.3.5 Wertpapiere 
2.3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen 
2.3.7 Forderungen aus Transferleistungen 
2.3.8 Sonstige privatrechtliche Forderungen 
2.3.9 Sonstige Vermögensgegenstände 

3. Liquide Mittel 

4. Aktive Rechnungsabgrenzung. 
 

(4) 1Die Passivseite wird wie folgt gegliedert: 

1. Nettoposition 

1.1 Basis-Reinvermögen 

1.1.1 Reinvermögen 
1.1.2 Sollfehlbetrag aus kameralem Abschluss als Minusbetrag 

1.2 Rücklagen 

1.2.1 Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen  Ergebnisses 
1.2.2 Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses 
1.2.3 Bewertungsrücklage 
1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen 
1.2.5 Sonstige Rücklagen 

1.3  Jahresergebnis  

1.3.1 Fehlbeträge aus Vorjahren 
1.3.2 Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag mit Angabe des Betrages der 

Vorbelastung aus Haushaltsresten für Aufwendungen 

1.4 Sonderposten 

1.4.1 Investitionszuweisungen und -zuschüsse  
1.4.2 Beiträge und ähnliche Entgelte 
1.4.3 Gebührenausgleich  
1.4.4 Bewertungsausgleich 
1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten 
1.4.6 Sonstige Sonderposten 

2. Schulden  

2.1 Geldschulden 

2.1.1 Anleihen 
2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
2.1.3 Liquiditätskredite 
2.1.4 Sonstige Geldschulden 
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2.2 Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften 

2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

2.4 Transferverbindlichkeiten 

2.4.1 Finanzausgleichverbindlichkeiten 
2.4.2 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende Zwecke  
2.4.3 Verbindlichkeiten aus Schuldendiensthilfen 
2.4.4 Soziale Leistungsverbindlichkeiten 
2.4.5 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen  
2.4.6 Steuerverbindlichkeiten 
2.4.7 Andere Transferverbindlichkeiten 

2.5 Sonstige Verbindlichkeiten 

2.5.1 Durchlaufende Posten 
2.5.1.1 Verrechnete Mehrwertsteuer 
2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und Kirchensteuer 
2.5.1.3 Sonstige durchlaufende Posten  
2.5.2 Abzuführende Gewerbesteuer 
2.5.3 Empfangene Anzahlungen 
2.5.4 Andere sonstige Verbindlichkeiten  

3. Rückstellungen 

3.1 Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen 

3.2 Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und ähnliche Maßnahmen 

3.3 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung  

3.4 Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge geschlossener Abfalldeponien 

3.5 Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten 

3.6 Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuerschuldverhält-
nissen 

3.7 Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen 
und anhängigen Gerichtsverfahren 

3.8 Andere Rückstellungen 

4. Passive Rechnungsabgrenzung. 
2Die Bewertungsrücklage nach Satz 1 Nr. 1.2.3 wird nur bei einer Vermögenstrennung 
ausgewiesen. 

 
(5) 1Unter der Bilanz werden, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind, die 

Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre vermerkt, insbesondere Haushaltsreste, Bürg-
schaften, Gewährleistungsverträge, in Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 
und Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften sowie über das Haushaltsjahr 
hinaus gestundete Beträge. 2Jede Art der Vorbelastung darf in einem Betrag zusammen-
gefasst angegeben werden.  
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§ 55 
Anhang 

 
(1) 1In den Anhang des Jahresabschlusses werden diejenigen Angaben aufgenommen, 

die zu den einzelnen Posten der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung sowie der 
Vermögensrechnung und der Bilanz zum Verständnis sachverständiger Dritter notwendig 
oder vorgeschrieben sind. 2Dabei werden die wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses 
und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen erläutert. 

 
(2) Im Anhang werden insbesondere angegeben und erläutert: 

1. die auf die Posten der Ergebnisrechnung sowie der Vermögensrechnung und der Bilanz 
angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, 

2. Abweichungen von den bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
mit Begründung, wobei deren Einfluss auf die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 
gesondert darzustellen ist, 

3. Art und Höhe der wesentlichen außerordentlichen Erträge und Aufwendungen, 

4. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungswerte, 

5. Haftungsverhältnisse, die auch dann anzugeben sind, wenn ihnen gleichwertige Rück-
griffsforderungen gegenüberstehen, 

6. Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, und  

7. noch nicht abgedeckte Fehlbeträge, die nach den einzelnen Jahren getrennt angegeben 
werden. 

 
§ 56 

Anlagen zum Anhang 
 

(1) 1In der Anlagenübersicht werden der Stand des immateriellen Vermögens, des Sach-
vermögens ohne Vorräte und geringwertige Vermögensgegenstände sowie des Finanz-
vermögens ohne Forderungen jeweils zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu- 
und Abgänge sowie die Zuschreibungen und Abschreibungen dargestellt. 2Satz 1 gilt für die 
Darstellung des realisierbaren Vermögens entsprechend. 3Die Gliederung der 
Anlagenübersicht richtet sich nach der Bilanz. 

 
(2) 1In der Forderungsübersicht werden die Forderungen der Gemeinde dargestellt. 2Es 

wird jeweils der Gesamtbetrag am Abschlusstag unter Angabe der Restlaufzeit, gegliedert in 
Betragsangaben für Forderungen mit Restlaufzeiten bis zu einem Jahr, von über einem bis 
fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren sowie der Gesamtbetrag am vorherigen 
Abschlusstag angegeben. 3Die Gliederung der Forderungsübersicht richtet sich nach der 
Bilanz.  

 
(3) 1In der Schuldenübersicht werden die Schulden der Gemeinde nachgewiesen. 2Es 

werden der Gesamtbetrag zu Beginn und am Ende des Haushaltsjahres, gegliedert in 
Betragsangaben mit Restlaufzeiten bis zu einem Jahr, von über einem bis fünf Jahren und 
von mehr als fünf Jahren, angegeben. 3Die Gliederung der Schuldenübersicht richtet sich 
nach der Bilanz. 

 
(4) 1Dem Anhang werden, soweit das abgabenrechtlich zur Berücksichtigung von 

Abschreibungserlösen bei der Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes erforderlich ist, 
Nebenrechnungen zur Ermittlung und Verwendung der aus speziellen Entgelten für die 
Inanspruchnahme leitungsgebundener Einrichtungen gedeckten Abschreibungen beigefügt. 
2Fallen in einem Teilhaushalt oder in einem Budget wegen der nach abgabenrechtlichen 
Vorschriften zulässigen Kalkulation von Abschreibungen auf der Basis von Wiederbeschaf-
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fungszeitwerten höhere Gebühreneinzahlungen an, als das nach der Kalkulation von 
Abschreibungen nach Anschaffungs- oder Herstellungswerten der Fall wäre, so werden die 
Unterschiedsbeträge in Nebenrechnungen dargestellt und diese dem Anhang beigefügt.  
 

§ 57 
Rechenschaftsbericht 

 
(1) 1Im Rechenschaftsbericht werden, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend, 

der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die finanzwirtschaftliche Lage der Gemeinde 
dargestellt. 2Dabei wird eine Bewertung der Jahresabschlussrechnungen vorgenommen. 

 
(2) Der Rechenschaftsbericht soll auch 

1. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres 
eingetreten sind, und 

2. zu erwartende mögliche finanzwirtschaftliche Risiken für die Aufgabenerfüllung von 
besonderer Bedeutung 

darstellen. 
 

§ 58 
Konsolidierungsbericht 

 
(1) Der Konsolidierungsbericht umfasst 

1. einen Gesamtüberblick, bestehend aus 

a) einer Darstellung der wirtschaftlichen und finanziellen Gesamtlage der Gemeinde 
und 

b) den Mindestangaben, die für den Beteiligungsbericht nach § 116 a NGO 
vorgeschrieben sind; 

2. Erläuterungen des konsolidierten Gesamtabschlusses, bestehend aus 

a) Informationen zur Abgrenzung des Konsolidierungskreises und zu den angewand-
ten Konsolidierungsmethoden, 

b) Erläuterungen zu den einzelnen Positionen des konsolidierten Gesamtabschlusses 
sowie den Nebenrechnungen und 

c) Einzelangaben zur Zusammensetzung wesentlicher globaler Jahresabschluss-
positionen; 

3. einen Ausblick auf die künftige Entwicklung, insbesondere  

a) Angaben über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss der 
Konsolidierungsperiode eingetreten sind, und 

b) Angaben über die erwartete Entwicklung wesentlicher Rahmenbedingungen, 
insbesondere über die finanziellen und wirtschaftlichen Perspektiven und Risiken. 

 
(2) Für die Angaben zum nicht konsolidierten Beteiligungsbesitz gilt § 116 a NGO 

entsprechend. 
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Z e h n t e r  A b s c h n i t t  

Schlussvorschriften 
 

§ 59 
Begriffsbestimmungen 

 
 1. Abschreibungen: 

buchmäßige Abbildung der Wertminderung von längerfristig dienenden abnutzbaren 
Vermögensgegenständen im Haushaltsjahr;  

 2. Aktiva: 

Summe der Vermögensgegenstände in der Bilanz, die die Mittelverwendung abbilden; 

 3. aktivierungsfähige Eigenleistungen: 

monetärer Wert der von der Gemeinde selbst hergestellten Vermögensgegenstände für 
die eigene Aufgabenerledigung; 

 4. Aufwendungen: 

in Geld bewerteter Werteverzehr durch Verbrauch oder Abnutzung von Gütern und 
Dienstleistungen in einem Haushaltsjahr; 

 5. Ausgaben: 

Auszahlungen und das Entstehen von Schulden sowie Forderungsminderungen; 

 6. Außerordentliche Aufwendungen und Erträge: 

ungewöhnliche und selten vorkommende sowie periodenfremde Aufwendungen und 
Erträge, insbesondere Erträge und Aufwendungen aus Vermögensveräußerung sowie 
Erträge aus der Herabsetzung von Schulden und Rückstellungen, außer bei Abgaben, 
abgabeähnlichen Entgelten, allgemeinen Zuweisungen und außerplanmäßigen 
Abschreibungen wegen unterlassener Instandhaltung; 

 7. Außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen: 

Aufwendungen oder Auszahlungen, für deren Zweck im Haushalt keine Ermächtigungen 
veranschlagt und keine aus Vorjahren übertragenen Ermächtigungen verfügbar sind; 

 8. Auszahlungen: 

Abfluss von Bar- und Buchgeld; 

 9. Barwert: 

durch Abzinsung errechneter gegenwärtiger Wert einer für die Zukunft erwarteten 
einzelnen Zahlung oder einer Zahlungsreihe; 

10. Baumaßnahme: 

Ausführung eines Neu-, Erweiterungs- oder Umbaus sowie die bauliche Instandsetzung, 
soweit sie nicht der Unterhaltung der baulichen Anlage dient; 

11. Bestandsveränderungen: 

Berücksichtigung des Wertes von Mehr- oder Minderbeständen in der Bilanz sowie 
Mehr- oder Mindererträgen in der Ergebnisrechung, wenn Herstellungs- und Absatz-
menge bei Eigenerzeugnissen am Jahresschluss nicht übereinstimmen; 
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12. Bewertungsrücklage: 

ein Bilanzposten auf der Passivseite, in dem im Fall der Vermögenstrennung der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Ergebnis der Bewertung des realisierbaren 
Vermögens nach den Veräußerungswerten und dem Ergebnis der Bewertung dieses 
Vermögens nach Anschaffungs- oder Herstellungswerten  nachgewiesen wird;  

13. Controlling: 

unterstützendes Instrument für Führungs- und Entscheidungsträger zur Steuerung und 
Kontrolle der Wirtschaftsführung, mit dem durch die Bereitstellung und Auswertung 
geeigneter Informationen, insbesondere aus dem Rechnungswesen, das Erreichen 
gesetzter Ziele gesichert werden soll; 

14. Durchlaufende Zahlungen: 

Beträge, die für einen Dritten lediglich angenommen oder ausgezahlt werden; 

15. Einnahmen: 

Einzahlungen und das Entstehen von Forderungen sowie Schuldenminderungen; 

16. Einzahlungen: 

tatsächlicher Zufluss von Bar- und Buchgeld; 

17. Erträge: 

in Geld bewertete Wertezuwächse für Güter und Dienstleistungen in einem Haushalts-
jahr; 

18. Forderungen: 

in Geld bewertete Ansprüche; 

19. Funktional begrenzter Aufgabenbereich: 

Verwaltungseinheit, in der Regel mit Einrichtungs-, Betriebs- oder Unternehmens-
charakter, der zusammengehörige Produkte zugeordnet sind und die dezentral geleitet 
wird; 

20. Haftungsverhältnisse: 

Verpflichtungen aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen und aus der 
Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten sowie aus ähnlichen 
Rechtsgeschäften; 

21. Haushaltsreste: 

Haushaltsermächtigungen, die in das folgende Haushaltsjahr übertragen werden; 

22. Haushaltsvermerke: 

einschränkende oder erweiternde Bestimmungen zu Ansätzen des Haushaltsplans; 

23. Innere Darlehen: 

die vorübergehende Inanspruchnahme von Mitteln der Sondervermögen ohne 
Sonderrechnung als Deckungsmittel für Investitionstätigkeit im Finanzhaushalt; 

24. Investitionen: 

Verwendung von Finanzmitteln für die Veränderung des Bestandes längerfristig 
dienender Güter, außer für geringwertige Vermögensgegenstände; 

25. Investitionsförderungsmaßnahmen: 

Gewährung von Zuweisungen, Zuschüssen und Darlehen für Investitionen Dritter und für 
Investitionen bei den Sondervermögen mit Sonderrechnung; 
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26. Investitionstätigkeit: 

Investitionen und für Investitionsförderungsmaßnahmen; 

27. Kassenanordnungen: 

förmliche Anordnungen der die Haushaltsansätze bewirtschaftenden Verwaltungsstellen 
gegenüber der Gemeindekasse im Rahmen der Zahlungsanweisung; 

28. Kennzahlen: 

steuerungsrelevante, in Vergleichszahlen ausgedrückte Indikatoren für die Wirtschaft-
lichkeit eines Produktes und zur Abbildung des Grades der Zielerreichung; 

29. Konsolidierung: 

Zusammenfassung der Jahresabschlüsse der Gemeinde und der in § 100 Abs. 4 NGO 
genannten Aufgabenträger zu einem konsolidierten Gesamtabschluss; 

30. Kosten: 

in Geld bewerteter Werteverzehr durch Verbrauch oder Abnutzung von Gütern und 
Dienstleistungen zur Leistungserstellung in einer bestimmten Periode; 

31. Kosten- und Leistungsrechnung: 

Verfahren, in dem Kosten und Leistungen erfasst und nach Kostenarten verursacher-
gerecht zum Zweck spezieller Auswertungen auf die Kostenstellen verteilt und Kosten-
trägern zugeordnet werden; 

32. Kredit: 

das unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von Dritten oder von Sondervermögen mit 
Sonderrechnung aufgenommene Geldkapital als endgültiges Deckungsmittel; 

33. Leistungen: 

bewertbare Arbeitsergebnisse einer Verwaltungseinheit, die zur Aufgabenerfüllung 
erzeugt werden; 

34. liquide Mittel: 

flüssige Mittel, bestehend aus dem Bargeld, den Guthaben auf laufenden Konten bei 
Kreditinstituten sowie Schecks und Geldanlagen aus dem Kassenbestand; 

35. Liquidität: 

Fähigkeit der Gemeinde, zu jeder Zeit ihren Zahlungsverpflichtungen termingerecht und 
vollständig nachzukommen; 

36. Liquiditätskredite: 

Kredite zur Überbrückung des verzögerten Eingangs von Deckungsmitteln durch in der 
Regel kurzfristige Bankverbindlichkeiten, insbesondere Kontokorrentkredite, soweit 
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen; 

37. Niederschlagung: 

befristete oder unbefristete Zurückstellung der Weiterverfolgung eines fälligen 
Anspruchs ohne Verzicht auf den Anspruch selbst; 

38. Passiva: 

Summe der Finanzmittel in der Bilanz, die die Mittelherkunft abbilden; 
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39. Produkt: 

Zusammenfassung von Leistungen nach sachlichen Gesichtspunkten, die von einer 
Verwaltungseinheit für andere Stellen erbracht werden und Ressourcenverbrauch 
verursachen; 

40. Produktbereich: 

thematische Zusammenfassung von Produktgruppen; 

41. Produktgruppen: 

Zusammenfassung von Produkten nach sachlichen Gesichtspunkten; 

42. Rücklagen: 

in der Nettoposition gesetzlich oder freiwillig für bestimmte Zwecke separierte 
Überschüsse aus der Ergebnisrechnung zur Zukunftssicherung; 

43. Teilwertverfahren: 

Ermittlung des Wertes für ein einzelnes Wirtschaftsgut, den ein Erwerber eines ganzen 
Betriebes bei dessen Fortführung im Rahmen des Gesamtkaufpreises ansetzen würde; 

44. Tilgung: 

a) ordentliche Tilgung: 

die Leistung des im Haushaltsjahr zurückzuzahlenden Betrages bis zu der in den 
Rückzahlungsbedingungen festgelegten Mindesthöhe, 

b) außerordentliche Tilgung: 

die über die ordentliche Tilgung hinausgehende Rückzahlung einschließlich 
Umschuldung; 

45. Transferaufwendungen: 

Übertragungen von Ressourcen auf Dritte ohne Gegenleistungsverpflichtung; 

46. Transferauszahlungen: 

Abfluss von Geld an Dritte ohne Gegenleistungsverpflichtung; 

47. Transfereinzahlungen: 

Geldzufluss von Dritten ohne Gegenleistungsverpflichtung;  

48. Transfererträge: 

Ersatz von Ressourcen durch Dritte; 

49. Überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen: 

Aufwendungen oder Auszahlungen, die die Ermächtigungen im Haushaltsplan und die 
übertragenen Ermächtigungen aus Vorjahren übersteigen; 

50. Verbundene Unternehmen: 

die nach § 100 Abs. 4 NGO konsolidierungspflichtigen Einrichtungen und Unternehmen 
unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde; 

51. Zahlungsmittel: 

Bargeld, Schecks und Guthaben auf Bankkonten einschließlich nicht ausgeschöpfter 
Liquiditätskredite; 

52. Ziele: 

Zustände und Wirkungen, die in einem bestimmten Zeitraum erreicht werden sollen und 
durch Größenvorgaben beschrieben werden.  
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§ 60 

Erste Eröffnungsbilanz 
 

(1) Für die Eröffnungsbilanz zu Beginn des ersten Haushaltsjahres nach den Regeln der 
kommunalen Doppik gelten die Vorschriften zur Inventur, zum Inventar, zu Ansatz und 
Bewertung des Vermögens und der Schulden und zur Bilanz nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 6.  

 
(2) Bei der Inventur kann auf die Erfassung von beweglichen Vermögensgegenständen 

nach § 45 Abs. 6 verzichtet werden. 
 
(3) Die Erfassung von abgeschriebenen beweglichen Vermögensgegenständen kann 

unterbleiben. 
 
(4) Die Inventur darf abweichend von § 37 Abs. 1 vor dem Eröffnungsstichtag 

durchgeführt werden, wenn durch eine Fortschreibung gesichert ist, dass der Bestand zum 
Eröffnungsstichtag auch ohne weitere Inventur festgestellt werden kann. 

 
(5) Auf eine Aktivierung geleisteter Investitionszuweisungen und -zuschüsse kann 

verzichtet werden. 
 
(6) 1Der Bodenwertanteil für Grundstücke, die vor dem Jahr 2000 erworben wurden, 

kann auch mit einem Zeitwert angesetzt werden, der sich an dem für das Jahr 2000 
geltenden Bodenrichtwert orientiert, wenn die Ermittlung von Anschaffungswerten 
unvertretbar aufwändig wäre. 2Satz 1 gilt für die ab dem Jahr 2000 unentgeltlich 
übertragenen Grundstücke entsprechend. 
 

§ 61 
Berichtigung der ersten Eröffnungsbilanz 

 
(1) 1Ergibt sich bei der Aufstellung späterer Jahresabschlüsse, dass in der ersten 

Eröffnungsbilanz eine Bilanzposition, ausgenommen die Nettoposition, zu Unrecht nicht 
angesetzt oder mit einem unzutreffenden Wert versehen worden ist, so wird, wenn es sich 
um einen wesentlichen Betrag handelt, der unterlassene Ansatz in der späteren Bilanz 
nachgeholt oder der Wertansatz berichtigt. 2Zwischenzeitliche Jahresabschlüsse werden 
nicht berichtigt. 

 
(2) 1Die Berichtigung wird entsprechend ihrer Auswirkung bei der Bilanzposition für die 

Nettoposition, bei der Bewertungsrücklage oder bei dem Sonderposten Bewertungsausgleich 
angebracht. 2Die Eröffnungsbilanz gilt dann als geändert. 3Die Berichtigung wird im Anhang 
der Bilanz erläutert, in der die Berichtigung vorgenommen wird. 4Eine Berichtigung ist zur 
nachträglichen Ausübung von Wahlrechten oder Ermessensspielräumen nicht zulässig.  

 
(3) Eine Berichtigung kann letztmals im vierten der Eröffnungsbilanz folgenden 

Jahresabschluss vorgenommen werden.  
 

§ 62 
In-Kraft-Treten, Übergangsvorschriften 

 
(1) 1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. 2Gleichzeitig treten die 

Gemeindehaushaltsverordnung vom 17. März 1997 (Nds. GVBl. S. 90), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 12. Mai 2003 (Nds. GVBl. S. 192), und die 
Gemeindekassenverordnung vom 17. März 1997 (Nds. GVBl. S. 99), geändert durch 
Verordnung vom 12. Mai 2003 (Nds. GVBl. S. 193), außer Kraft.  
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(2) Die kommunalen Körperschaften, deren Hauptorgane Beschlüsse nach Artikel 6 

Abs. 2 des Gesetzes zur Neuordnung des Gemeindehaushaltsrechts und zur Änderung 
gemeindewirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 15. November 2005 (Nds. GVBl. S. 342) 
gefasst haben, wenden die in Absatz 1 Satz 2 genannten Vorschriften für die Dauer der 
Gültigkeit dieser Beschlüsse weiterhin an.  

 
(3) Für die Aufstellung von Nachtragshaushaltssatzungen und Jahresrechnungen, auf 

die Abwicklung der zugehörigen Verfahren, insbesondere der Rechnungsprüfung und der 
überörtlichen Prüfung für das Haushaltsjahr 2011 der Gemeinden, die das ab 1. Januar 2006 
geltende Gemeindehaushaltsrecht erstmals für das Jahr 2012 anwenden, finden die in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Vorschriften weiterhin Anwendung, soweit diese Verfahren noch 
nach dem 31. Dezember 2011 durchgeführt werden. 

 
(4) Soweit nach Artikel 6 Abs. 7 des Gesetzes zur Neuordnung des Gemeinde-

haushaltsrechts und zur Änderung gemeindewirtschaftsrechtlicher Vorschriften von der Auf-
stellung eines konsolidierten Gesamtabschlusses nach § 100 Abs. 4 bis 6 NGO abgesehen 
wird, ist § 48 Abs. 1 nur hinsichtlich des Jahresabschlusses anzuwenden und findet § 58 
keine Anwendung. 

 
(5) Auf die Angabe von Rechnungsergebnissen und Ansätzen der Vorjahre bei der 

Veranschlagung im Haushaltsplan kann in den Fällen verzichtet werden, in denen sich die 
Rechnungsergebnisse und Ansätze aus einem Haushaltsjahr ergeben, in dem die Haus-
haltswirtschaft auf der Grundlage kameralistischer Buchführung geführt worden ist, und 
soweit die Umsetzung in neues Recht mit unvertretbar hohem Aufwand verbunden wäre.  

 
(6) Noch nicht abgedeckte Sollfehlbeträge aus kameralem Abschluss werden im Anhang 

zum Jahresabschluss nach Jahren getrennt angegeben und erläutert.  
 
 
Hannover, den  22. Dezember 2005 

 
Niedersächsisches Ministerium 

für Inneres und Sport 
 
 

Schünemann 
Minister 

 
 

 



 - 39 - 

 
Nds. Studieninstitut für kommunale Verwaltung Hannover e. V. 

Prof. Johann Horstmann, Telefon: 0511-1609350, E-Mail: horstmann@nsi-han.de ... 

Stichwortverzeichnis: 
 

A 

Abgabenordnung ...........................................18 
Abschlusstag..............19, 22, 23, 24, 25, 26, 31 
Abschreibungen.................3, 24, 25, 26, 31, 33 
Abschreibungszeitraum.................................24 

Ä 

ähnliche Abgaben........................................3, 4 

A 

aktivierbare Zuwendungen ..............................5 
aktivierte Eigenleistungen ...............................3 
aktivierungsfähige Eigenleistungen ..............10 
Aktivseite ....................................21, 26, 27, 28 
allgemeine Umlagen....................................3, 4 
Anforderungen an die Buchführung..............17 
Anhang ............................23, 24, 25, 31, 37, 38 
Anlagen ...................................2, 27, 28, 29, 31 
Anlagenübersicht...........................................31 
Ansatzermittlung .............................................9 
Ansatzspalten ..................................................3 
Anschaffungswert..........................................23 
Aufbewahrung von Unterlagen .....................19 
Aufgaben der Buchführung ...........................16 
Aufwendungen2, 3, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 

14, 15, 16, 21, 22, 23, 26, 27, 29, 31, 33, 36 
Ausgaben.................................................26, 33 
außerordentlich..........2, 3, 4, 10, 11, 14, 29, 31 
außerordentliche Aufwendungen ..................11 
außerordentliche Erträge .......2, 3, 4, 10, 11, 31 
Auszahlungen .2, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 

14, 15, 16, 20, 21, 26, 27, 33, 36 

B 

Baumaßnahmen...........................................5, 9 
Begriffsbestimmungen ..................................33 
Beiträge .......................................................4, 5 
Belege................................................17, 18, 19 
Berichtigung der ersten Eröffnungsbilanz.....37 
Berichtspflicht ...............................................15 
Bestandsveränderungen.............................3, 33 
Bestandteile des Haushaltsplans......................2 
Bewertungsregeln..........................................22 
Bewertungsvereinfachungen .........................24 
Bewirtschaftung der Erträge und Einzahlungen

...................................................................14 
Bewirtschaftungseinheit ..................................6 
Bilanz .2, 13, 17, 18, 21, 25, 26, 27, 30, 31, 33, 

35, 37 
Bücher .........................................16, 17, 18, 19 

Buchführung ................... 16, 17, 18, 19, 20, 38 
Budget......................................... 2, 5, 6, 12, 31 
Bürgschaften........................................... 30, 34 

D 

dauernde Leistungsfähigkeit ......................... 13 
Deckung von Fehlbeträgen ........................... 14 
Deckungsfähigkeit .................................. 11, 12 
Deckungsreserve............................................. 9 
demographische Gemeindeentwicklung ......... 7 
Dienstanweisung........................................... 20 
durchlaufende Zahlungen ............................. 10 

E 

Einnahmen .............................................. 26, 34 
Einzahlungen ..2, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 13, 14, 

15, 16, 20, 21, 26, 27, 34 
Ergebnishaushalt........................... 2, 3, 4, 5, 10 
Ergebnisrechnung ........... 17, 18, 25, 26, 31, 36 
Erlass ............................................................ 16 
Erläuterungen.................................. 8, 9, 10, 32 
Eröffnungsbilanz .................................... 22, 37 
Erste Eröffnungsbilanz ................................. 37 
Erträge ....3, 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 14, 15, 16, 

26, 27, 33, 34 

F 

Fehlbetrag ..................................................... 14 
Finanzhaushalt ............................ 2, 4, 5, 12, 34 
Finanzierungstätigkeit......................... 5, 12, 26 
Finanzmittelfehlbetrag.............................. 5, 26 
Finanzmittelüberschuss............................. 5, 26 
Finanzrechnung .............. 17, 18, 25, 26, 27, 31 
Finanzvermögensanlagen ............................... 5 
Folgekostenberechnung .................................. 9 
Forderungsübersicht ..................................... 31 

G 

Geldanlagen .................................................. 15 
geringwertige Vermögensgegenstände4, 24, 31 
Gesamtdeckung ............................................ 11 
Gewährleistungsverträge .............................. 30 
Grundbuch .................................................... 18 
Grundsätze für die Gliederung...................... 25 
Grundstücke................................ 27, 28, 29, 37 

H 

Hauptbuch..................................................... 18 
Hauptverwaltungsbeamten ............................. 9 
Haushaltsansätze................................. 3, 14, 35 
Haushaltsausgleich ............................... 3, 4, 13 



 - 40 - 

 
Nds. Studieninstitut für kommunale Verwaltung Hannover e. V. 

Prof. Johann Horstmann, Telefon: 0511-1609350, E-Mail: horstmann@nsi-han.de ... 

Haushaltsjahr ..3, 4, 7, 9, 10, 12, 14, 22, 24, 25, 
26, 30, 33, 34, 36, 38 

Haushaltsplan ........2, 3, 7, 8, 10, 11, 12, 36, 38 
Haushaltsplan für zwei Jahre...........................8 
Haushaltsreste..............................12, 14, 30, 34 
Haushaltssatzung.....................................3, 4, 8 
Haushaltssicherungskonzept .....................2, 14 
Haushaltsvermerk................................6, 11, 12 
haushaltswirtschaftliche Sperre.....................15 
Herstellungswert............................................23 

I 

immaterielles Vermögen .........................27, 28 
In-Kraft-Treten ..............................................37 
Inventar........................................16, 18, 19, 37 
Inventur .............................................18, 19, 37 
Inventurvereinfachungen...............................19 
Investitionen ....6, 7, 8, 9, 12, 14, 29, 30, 34, 35 
Investitionsförderungsmaßnahmen ..6, 7, 8, 10, 

11, 12, 14, 34, 35 
Investitionstätigkeit ...........3, 4, 5, 8, 11, 34, 35 

J 

Jahresabschluss....19, 22, 23, 24, 25, 27, 37, 38 
Jahresabschlüsse............................2, 19, 35, 37 
Jahresfehlbeträge .............................................4 

K 

Kassenanordnung ..........................................20 
Kassenanordnungen ..........................19, 20, 35 
Kennzahlen..................................6, 7, 8, 13, 35 
Kleinbeträge ..................................................16 
kommunale Anstalten......................................2 
konsolidierte Gesamtabschluss............2, 19, 25 
Konsolidierungsbericht .................................32 
Kontenplan ....................................................17 
Kontenrahmen .................................................6 
körperliche Bestandsaufnahme......................19 
Kostenerstattungen ......................................3, 4 
Kostenumlagen............................................3, 4 
künftig umzuwandeln ......................................7 
künftig wegfallend...........................................7 

L 

Landesstatistikbehörde ....................................6 
Liquiditätskredite ..........................................10 
Liquiditätskrediten ..................................21, 26 
Liquiditätsplanung...................................13, 15 

M 

mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung ...2, 
8, 13 

N 

Nachtragshaushaltsplan .................................. 8 
Nettoposition .................. 13, 21, 27, 29, 36, 37 
NGO.....................1, 2, 8, 22, 23, 32, 35, 36, 38 
Niederschlagung ..................................... 16, 35 
Nutzungsdauer ........................................ 21, 24 

Ö 

öffentlich-rechtliche Entgelte ..................... 3, 4 

O 

ordentliche Aufwendungen............................. 3 
Orientierungsdaten.......................................... 8 

P 

Passivseite............................. 21, 26, 29, 30, 34 
Personalaufwendungen................................. 10 
Plan-Ist-Vergleich......................................... 27 
Planstellen................................................... 6, 7 
privatrechtliche Entgelte............................. 3, 4 
Produktbereiche .......................................... 5, 6 
Produkte................................................ 5, 6, 34 
Produktgruppen ................................ 2, 5, 6, 36 
Produktrahmen............................................ 5, 6 

R 

realisierbare Vermögen........................... 25, 27 
realisierbares Vermögen ......................... 23, 27 
Rechenschaftsbericht .............................. 13, 32 
Rechnungsabgrenzungsposten................ 21, 26 
Rückstellungen ......... 18, 21, 22, 23, 27, 30, 33 
Rückzahlungen ....................................... 10, 15 

S 

sachliche Ordnung ........................................ 18 
Sachvermögen .................................... 5, 27, 28 
Saldo ..................................................... 4, 5, 26 
Schulden2, 7, 16, 18, 19, 21, 22, 23, 24, 27, 29, 

31, 33, 37 
Schuldenübersicht......................................... 31 
Schuldner ...................................................... 16 
Sicherheitsstandards ............................... 20, 21 
Sonderposten .......................... 3, 21, 27, 29, 37 
Sondervermögen................. 2, 8, 28, 29, 34, 35 
Staffelform.............................................. 26, 27 
Stellenplan .................................................. 2, 6 
Steuern ........................................................ 3, 4 
Steuerung ................................................ 13, 34 
Stundung....................................................... 16 

T 

Teilergebnishaushalte ............................... 6, 26 



 - 41 - 

 
Nds. Studieninstitut für kommunale Verwaltung Hannover e. V. 

Prof. Johann Horstmann, Telefon: 0511-1609350, E-Mail: horstmann@nsi-han.de  

Teilfinanzhaushalte ...................................6, 27 
Teilhaushalte .....................................2, 5, 6, 10 
Teilhaushalten ...............................2, 3, 5, 9, 14 
Transferaufwendungen..............................3, 36 
Transferauszahlungen................................4, 36 
Transfereinzahlungen ................................4, 36 
Transfererträge ..........................................3, 36 

Ü 

über- und außerplanmäßige Aufwendungen ...8 
Übergangsvorschriften ..................................37 
Übersicht .............................................2, 5, 6, 8 
Übertragbarkeit..............................................12 

U 

Umsatzsteuer ...........................................24, 26 

V 

Veranschlagung...............................................9 
Veräußerungswert .........................................23 
Verbindlichkeiten ..................13, 22, 29, 30, 34 
Verfügungsmittel.............................................9 
Vermögensgegenstand.......................23, 24, 25 
Vermögensgegenstände....4, 18, 21, 22, 23, 24, 

28, 29, 31, 33, 34 
Vermögensrechnung......................2, 18, 27, 31 
Vermögenstrennung ..............23, 27, 28, 30, 34 

Verpflichtungsermächtigungen 2, 3, 6, 8, 9, 12, 
14, 30 

Verrechnungs- und Bilanzierungsverbote .... 21 
Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen .... 10 
Verwaltungsvermögen................ 23, 25, 27, 28 
Vollständigkeit der Ansätze.......................... 21 
Vorbericht ............................................. 2, 7, 10 
Vorbücher ..................................................... 18 
vorläufige Rechnungsvorgänge .................... 15 
Vorräte .............................................. 24, 28, 31 
Vorratsbestände ............................................ 18 

W 

weitere Vorschriften für die Veranschlagung10 
Wirtschaftlichkeitsvergleich ........................... 9 
Wirtschaftspläne ............................................. 2 

Z 

Zahlungsabwicklung............................... 20, 21 
Zahlungsanweisung ................................ 20, 35 
Zahlungsmittelkonten ................................... 20 
Zahlungsmitteln ............................ 5, 20, 21, 27 
zeitliche Ordnung ......................................... 18 
Ziele .......................................... 6, 8, 13, 34, 36 
Zinsen ............................................. 3, 4, 23, 31 
Zuordnungsvorschriften.................................. 6 
Zuwendungen ..................................... 3, 4, 5, 7 
Zweckbindung .............................................. 11 

 


	Infobrief_Seite 2.pdf
	Fachtagungen




